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hypothekenreform und Wohnungsreform. 
Von P. Saedler, S. I., Eſſen. 


I. 


W as vor einem Jahrzehnt jeder für unmöglich 
erklärt hätte, das iſt heute Tatſache geworden. 
Die ſehr beträchtliche ehemalige Friedensverſchul⸗ 
dung des deutſchen Bodens im Betrage von rund 
100 Milliarden Goldmark iſt bis auf einen un- 
bedeutenden Reſt getilgt. Der deutſche Grund und 
Boden iſt gegenwärtig vielleicht der ſchuldenfreieſte 
aller Kulturländer. Das iſt die Folge der un⸗ 
erhörten Inflation, die ſo die gewaltigſte 
Seiſachtheia (Laſtenabſchüttelung); der ganzen 
Weltgeſchichte bewirkt hat. 

Dieſe Hypothekennullung iſt für die ehemaligen 
Hypothekengläubiger gewiß von ſehr unerfreu⸗ 
lichen Folgen. Sie bedeutet für Zahlloſe völligen 
Schwund ihres vielleicht ſauer erſparten Ver⸗ 
mögens. Soweit ſich durch Aufwertung noch 
rettend eingreifen läßt, wird es jeder Gerecht— 
denkende auch über die Dritte Steuernotverord— 
nung hinaus befürworten müſſen. Andererſeits 
wäre es aber auch falſch, die großen volkswirtſchaft⸗ 
lichen Vorteile dieſer Bodenentſchuldung zu ver⸗ 
fennen. Eine große Bodenverſchuldung wirkt auf 
die unbemittelte Bevölkerung faſt immer wie eine 
drückende Kopfſteuer, die von ihr in der Form 
kaum erſchwinglicher Mieten getragen werden muß. 
In dieſer Hinſicht waren die deutſchen Zuſtände 
vor dem Kriege überaus unbefriedigend, ja direkt 
volksfeindlich. Die übergroße Mehrzahl der 
deutſchen Arbeiter, Angeſtellten und Unterbeamten 
mußte vor dem Kriege, in den Großſtädten 
wenigſtens, für die Zweizimmerwohnung nebſt 
Küche durchweg ein Fünftel bis ein Viertel ihres 
Einkommens aufwenden. So war es in der Ber- 
gangenheit. Wir haben aber angeſichts der 
ſchweren unvermeidbaren ſteuerlichen Belaſtung 
des Hausbeſitzes alle Ausſicht, daß es in Zukunft 
noch ſchlimmer wird, wenn durch die Fortdauer des 
geltenden Hypothekenrechtes eine Wiederkehr der 


Überbelaſtung des deutſchen Grund und Bodens zu⸗ 
gelaſſen wird. Und das wird bei dem jetzigen Be⸗ 
leihungsweſen zweifellos in wenigen Jahren der 
Fall ſein. Dann aber wird es zu ſpät ſein. Die 
große Reformſtunde des deutſchen Volkes iſt alſo 
jetzt gekommen. Hier heißt es: Jetzt oder nie. 
Was jetzt verſäumt wird, werden wir wahrſchein⸗ 
lich nie wieder gutmachen können. 

Um die überragende Bedeutung der Hypo⸗ 
thekenreform würdigen zu können, muß man die 
inneren Zuſammenhänge zwiſchen dem Wohnungs⸗ 
und Hypothekenweſen erkennen. Es iſt eine wahre 
Tragik des deutſchen Volkes, daß dieſe Zuſammen⸗ 
hänge von aufrichtigen Reformfreunden und 


Sozialpolitikern, namentlich den Führern der 
Arbeiter-, Angeſtellten- und Beamtenverbände, 


durchweg viel zu wenig erkannt werden, und daß 
ſie auf der anderen Seite von den Kapitaliſten⸗ 
kreiſen und ihren Helfershelfern, die ſie erkennen, 
auf das ſorgfältigſte verdeckt und totgeſchwiegen 
werden. Die einzige, und zwar ſehr ehrenvolle 
Ausnahme, macht der Bund Deutſcher Boden- 
reformer, der, von ſelbſtloſem Reformwillen beſeelt, 
unermüdlich auf die rettenden Reformmaßnahmen 
hinweiſt, aber leider von den Klaſſen, zu deren 
Beſten er wirkt, viel zu wenig verſtanden wird. 

Wie ſind denn nun eigentlich die Zuſammen⸗ 
hänge? 

An der Tatſache, daß unſere deutſche Stadt⸗ 
bevölkerung vor dem Kriege von allen Völkern des 
gleichen Kulturkreiſes weitaus am ſchlechteſten 
wohnte und dabei die höchſten Mieten bezahlen 
mußte, iſt gar nicht zu rütteln. Insbeſondere 
ſtanden Belgien, Holland und England mit ihren 
Wohnungsverhältniſſen turmhoch über den 
unſrigen. Es iſt von der größten Wichtigkeit, daß 
man ſich dieſen gewaltigen Unterſchied zwiſchen dem 
deutſchen Wohnungsweſen und dem des genannten 
Auslandes recht klar vergegenwärtigt. In den eng⸗ 
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liſchen Großſtädten betrug vor dem Kriege die Be- 
hauſungsziffer, d. h. die Zahl der durchſchnittlich 
auf ein bewohntes Gebäude entfallenden Perſonen, 
5,6 (Groß⸗London 4,93), in Ausnahmefällen 
höchſtens 8. Dasſelbe war in Belgien der Fall. 
Dort entfielen im Durchſchnitt auf ein Haus 5,03 
Perſonen, in Städten mit mehr als 10 000 Ein- 
wohner 5,5. Nur in Brüſſel und Antwerpen war 
die Zahl etwas größer. Ahnlich in Holland. 

Ganz anders bei uns in Deutſchland. In den 
weſtdeutſchen Großſtädten betrug die Behauſungs⸗ 
ziffer vor dem Kriege durchſchnittlich 20 (Eſſen 
17,61), in den mittel- und ſüddeutſchen 20 bis 30, 
in den nord- und oſtdeutſchen 30 bis 40. In 
Berlin ſtieg ſie von 50 im Jahre 1880 auf 76 im 
Jahre 1910. Dieſes Steigen war typiſch für alle 
deutſchen Groß⸗ und Mittelſtädte. In unſern 
deutſchen Großſtädten — Bremen allein aus- 
genommen — entfielen alſo bereits vor dem Kriege 
durchweg 5, 6, 8, ja 10 mal mehr Perſonen auf ein 
Haus als in England, Belgien und Holland; mit 
anderen Worten: England, Belgien und Holland 
haben es verſtanden, ſich die ideale Heimſtätte, das 
Einfamilienhaus, zu erhalten, während Deutſch⸗ 


land feine ſtädtiſche Bevölkerung in jteigendent - 


Maße dem Großmietshaus oder gar der Miets— 
kaſerne überanwortet hat. 

Genau denſelben klaffenden Unterſchied zwiſchen 
hüben und drüben finden wir bezüglich der 
Wohndichte, d. h. der Zahl der auf eine Wohnung 
entfallenden Perſonen. 53 Prozent aller Eng⸗ 
länder verfügten vor dem Kriege über eine fünf— 
oder mehrzimmerige, faſt 77 Prozent über eine 
dier- oder mehrzimmerige Wohnung. Bloß 
1,3 Prozent der engliſchen Bevölkerung, meiſt 
tinderloſe Ehepaare oder alleinſtehende Perſonen, 
hatten nur ein heizbares Zimmer. Der un⸗ 
bemittelten deutſchen Familie dagegen war bereits 
vor dem Kriege die Zweizimmerwohnung nebſt 
Küche kaum erſchwinglich. Dieſe koſtete durchweg 
400 bis 500 Mark jährlich, während der engliſche 
Arbeiter, Angeſtellte und Beamte bei höherem Ein⸗ 
kommen ſein Einfamilienhaus mit fünf Zimmern 
für durchſchnittlich 360 Mark jährlich einſchließlich 
der Steuern und Abgaben bewohnte. Wir müſſen 
daher dem Engländer Shadwell, der das deutſche 
Wohnungsweſen eingehend ſtudierte, recht geben, 
wenn er vor dem Kriege ſein Urteil dahin zu⸗ 
ſammenfaßte: „Wir in England haben nichts, was 
th mit der Wohnungsnot veraleichen ließe, die in 
Deutſchland herrſcht.“ In Belgien und Holland 
lagen die Verhältniſſe gleich günſtig. 

Es erhebt ſich nun die Frage: Wie iſt dieſer 
ungeheure Unterſchied zwiſchen hüben und drüben 
zu erklären? Wie konnten ſich dieſe verhängnis⸗ 
vollen und beiſpielloſen Wohnungszuſtände in 
Deutſchland, die ſich inzwiſchen bekanntlich noch be⸗ 
deutend verſchlimmert haben und Volksgeſundheit 


und Volksſittlichkeit auf das ſchlimmſte unter⸗ 
graben, überhaupt entwickeln? Es find die ver- 
ſchiedenſten Erklärungsverſuche gemacht worden: 
Induſtrialiſierung, rapides Wachstum der Städte, 
die Höhe der Baukoſten. Dieſe Gründe ſind natür⸗ 
lich ganz hinfällig. Die engliſchen Hausbaukoſten 
waren vor dem Kriege eher höher als die deutſchen, 
und Induſtrialiſierung und Bevölkerungsanhäu⸗ 
fung haben ſich in England und Belgien ganz in 
gleichem Maße und im ſelben Tempo vollzogen 
wie bei uns. Trotzdem dort ein im großen und 
ganzen muſtergültiges und bei uns ein weithin 
kläglich entartetes Wohnungsweſen. Es müſſen 
alſo beſondere Urſachen für die gerade entgegen⸗ 
geſetzte Entwicklung in Deutſchland maßgebend ge— 
weſen ſein, und dieſe können in der Hauptſache nur 
in unſeren eigenartigen Hypothekenverhältniſſen 
erkannt werden, und zwar in ihrer doppelten 
Funktion, im geltenden Hypothekenrecht und im 
herrſchenden Beleihungsweſen. 
II. 

In England koſtete vor dem Kriege der 
Quadratmeter baureifen Bodens für Klein⸗ 
wohnungen in den Großſtädten 5 bis 6 Mark, in 
der Stadterweiterung von London 8 bis 10 Mark; 
in den belgiſchen Städten durchweg 3 bis 4 Mark, 
Gent, Lüttich, Antwerpen und Brüſſel 8 bis 
12 Mark, Berlin dagegen hatte in genau derſelben 
Stadtlage Bodenpreiſe von 80, 100 und 120 Mark, 
die übrigen deutſchen Großſtädte von 40 bis 
60 Mark. Die ſtädtiſchen Baubodenpreiſe waren 
alſo bei uns durchweg 8 bis 10 mal ſo hoch als in 
England und Belgien. 

Dieſe Verteuerung des ſtädtiſchen Baugeländes 
war unſer eigentliches Unglück; denn ſie machte 
den offenen Flachbau mit geräumigen Wohnungen 
zu billigen Preiſen in erreichbarer Nähe der 
Arbeitsſtätte in den meiſten deutſchen Städte voll- 
kommen unmöglich. Sie nötigte gebieteriſch zur 
intenſivſten Ausnutzung der Fläche in Breite, Höhe 
und Tiefe, wenn Kleinwohnungen zu für die un⸗ 
bemittelte Bevölkerung überhaupt noch erſchwing⸗ 
lichen Mieten hergeſtellt werden ſollten. Die 
weitere Frage muß alſo heißen: Woher kommen 
dieſe bei uns in Deutſchland und wohlgemerkt nur 
hier geltenden ungeheuren Bodenpreiſe? Die Ant⸗ 
wort lautet: Sie ſind das Ergebnis eines ſeit Jahr⸗ 
zehnten betriebenen, in aller Welt beiſpielloſen 
Bodenwuchers. Und während ſich alles über den 
vielfach betriebenen ſchamloſen Wucher mit der 
Lebensnotdurft entrüſtet, hat dieſe unerhörte Be⸗ 
wucherung der elementarſten Grundlagen unſeres 
nationalen Daſeins, des Grund und Bodens, merk⸗ 
würdigerweiſe nur wenig Beachtung gefunden. 
Ja, ſie hat, ohne daß ſonſt ſozial geſinnte Kreiſe ſich 
deſſen überhaupt bewußt wurden oder doch Ein⸗ 
ſprache dagegen erhoben hätten, unſer geſamtes 


Boden⸗, Hypotheken- und Baurecht faſt vollkommen 
in ihren Dienſt ſtellen können. 

Um dieſen Kernpunkt aller Wohnungsreform 
richtig zu erfaſſen, muß man über den Werdegang 
unſeres geltenden Hypothekenrechtes orientiert ſein. 
Die tiefſte Vorausſetzung für die volksfeindliche 
Entwicklung unſerer Bodenverhältniſſe während der 
letzten Jahrzehnte iſt durch den Ausbau unſeres 
Hypothekenrechtes ſeit der Mitte des 18. Jahr⸗ 
hunderts geſchaffen worden. Maßgebend war die 
Entwicklung des Hypothekenrechtes in Preußen, das 
ſchon frühzeitig die Führung auf dieſem Gebiete 
übernahm und deſſen Grundſätze ſpäter in allen 
deutſchen Ländern Geltung gewannen. Dieſe 
neuere Entwicklung und die unerläßlichen Reform⸗ 
forderungen werden aber nur voll und ganz ver- 
ſtändlich, wenn man das alte deutſche Boden- und 
Hypothekenrecht zugleich berückſichtigt. 

Das alte deutſche Bodeneigentumsrecht unſerer 
Vorfahren war ein überaus ſoziales und wohl⸗ 
tätiges, vor allem durch die ihm eigenartige recht⸗ 
liche Trennung von Boden und Bau. Dieſe 
ſpezifiſch germaniſche Grundanſchauung fand einen 
ſprechenden Ausdruck in der während des ganzen 
deutſchen Mittelalters üblichen Bodenleihe. Unſere 
Vorfahren liehen fich, wenn “e bauen wollten, den 
Boden um einen mäßigen Zins. Dieſe Boden⸗ 
leihe hielt den Boden ſehr billig und war daher 
die Hauptvorausſetzung für die ſozial vorbildlichen 
Stadterweiterungen des deutſchen Mittelalters. 
Als im Verlaufe des 16. Jahrhunderts, hauptſäch⸗ 
lich durch die Kurialiſten an den Fürſtenhöfen, das 
römiſche Recht in Deutſchland Aufnahme fand, 
wurden allmählich auch die altrömiſchen Boden⸗ 
rechtsanſchauungen geltend. Dieſe ſtanden durch 
die Betonung der rechtlichen Einheit von Boden 
und Bau im ſchärfſten Gegenſatz zum alten 
germaniſchen Bodenrecht. Boden und Bau, wie 
überhaupt jede Beſſerung oder Wertſteigerung des 
Bodens, bildeten nach altrömiſchem Recht ein 
untrennbares Eigentum des Bodeneigentümers. 
Die ſpätere römiſche Kaiſerzeit, namentlich die 
Rechtsreform unter Kaiſer Juſtinian (527—565), 
hatte es aber verſtanden, die ſozialen Härten dieſes 
Bodenrechtsgrundſatzes durch ein feingegliedertes 
Immobilienpfandrecht auszugleichen. Gewiſſe 
Schuldanſprüche, u. a. auch die des Kapitalgebers 
für die Wiederherſtellung eines Gebäudes, wurden 
in der Hypothekenrangordnung bevorzugt. Die 
Hypothekengläubiger rangierten alſo nach dem 
inneren Grunde ihrer Pfandanſprüche ohne Rück⸗ 
ſicht darauf, wann ſie dieſe erworben hatten. Im 
alten deutſchen Recht dagegen beſtand der reine 
Grundbuchformalismus, d. h. die Hypotheken- 
gläubiger rangierten unterſchiedslos lediglich nach 
der zeitlichen Reihenfolge ihrer Anſprüche, was 
jedoch im Hinblick auf die rechtliche Trennung von 
Boden und Bau, die jedes Pfandrecht des Boden⸗ 
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eigentümers am Bau ausſchloß, völlig unbedenk⸗ 
lich war. ; 

Die neuere Entwicklung des deutſchen Hypo- 
thekenrechtes, die im Anfange des 18. Jahr⸗ 
hunderts in Preußen einſetzte, brachte zunächſt den 
Einbau des deutſchen Grundbuchrechtes in das 
römiſche Bodenrecht. Das ältere Preußen hat in 
dieſer Richtung Vorbildliches geſchaffen. Nament⸗ 
lich die preußiſche Hypotheken- und Konkurs⸗ 
ordnung, die als eine wahre Herzensangelegenheit 
des bekannten Soldatenkönigs Friedrich Wil⸗ 
helm I. (1712—1740) unter deſſen perſönlichſter 
Anteilnahme im Jahre 1722 zuſtande kam, be⸗ 
deutete eine wahrhaft muſtergültige Reform. Sie 
hielt an der Grundanſchauung des nun einmal ein⸗ 
gebürgerten römiſchen jog. Superfizialrechtes, d. h. 
an der rechtlichen Einheit von Boden und Bau, feſt, 
ſetzte ihr aber durch weiſen Ausbau der römiſchen 
Pfandrechtsprivilegien ein überaus wohltätiges 
Gegengewicht entgegen. Dieſes beſtand vor allem 
darin, daß der Verkäufer eines Grundſtückes oder 
Hauſes für die Reſtkaufſumme nur dann die erſte 
Hypothek erhielt, wenn er den Reſt „auf Tagzeit“ 
behandelte, d. h. bis zu einem beſtimmten Zeit⸗ 
punkte, wo er getilgt ſein mußte, zinslos ſtundete. 
Ließ er die Reſtkaufſumme länger gegen Zinſen 
ſtehen, jo mußte er zugunſten des Baugläubigers 
von der erſten Stelle weichen. Die erſte Hypothek 
gehörte alſo nach Tilgung der Reſtkaufſumme, oder 
falls dieſe gegen Zinſen über den vereinbarten 
Termin hinaus ſtehen blieb, grundſätzlich immer 
dem Baugläubiger, alſo dem, der das Geld für den 
Bau hergegeben hatte, oder den Bauhandwerkern. 
Dieſe Meliorationsſchulden bedurften zur Siche⸗ 
rung ihres Vorrechtes anfänglich nicht einmal der 
Eintragung in das Grundbuch. 

Das Ziel dieſer einfachen und doch durch⸗ 
greifenden und großzügigen Hypothekenrechts⸗ 
reform iſt aus dem Geſagten klar erſichtlich. Sie 
wollte ein Doppeltes. Erſtens: Eine entſchiedene 
Entſchuldung des Grund- und Hausbeſitzes. Die 
dauernde Belaſtung des Grund und Bodens mit 
hohen Kaufgeldhypotheken ſollte wirkſam verhindert 
werden. Der Verkäufer mußte unter Strafe des 
Verluſtes ſeiner Priorität die Reſtkaufſumme zins⸗ 
los ſtunden und auf ſchnelle Tilgung ſehen. 
Zweitens: Die energiſche Bevorzugung des pro- 
duktiven vor dem ſpekulativen Kapital. In dieſer 
Hinſicht ging die preußiſche Reform, indem fie auch 
den Kredit für Neubauten privilegierte, über das 
alte römische Recht noch hinaus. 

Dieſes doppelte Ziel wurde auch voll und ganz 
erreicht. Die Reform erwies 15 ihon bald als 
überaus ſegensreich. Die gefährlichen Härten des 
römiſchen Bodenrechtes waren meiſterhaft aus⸗ 
geglichen. Die Bodenſpekulation war durch die 
Bevorzugung des Meliorationsgläubigers radikal 
unterbunden. Die Kaufgeldreſthypothek als 
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Dauerverſchuldung war wie weggezaubert. Selbſt 
hohe Kaufgeldreſte wurden nach Ausweis der 
damaligen Grundbücher in erſtaunlich kurzer Zeit 
getilgt. Boden und Haus blieben infolgedeſſen 
ſchuldenfrei und ſehr billig; denn ſie mußten ent⸗ 
weder bar bezahlt werden oder aber die Sicherheit 
bieten, den zinslos geſtundeten Kaufgeldreſt in 
kurzer Zeit herauswirtſchaften zu können. Das 
damalige Preußen hatte alſo allen Grund, mit 
ſeiner neuen Realkreditordnung ſehr zufrieden zu 
ſein, wenigſtens ſeine ſchaffenden Stände. Und 
wäre dieſe wahrhaft ſoziale Hypothekenreform 
dauernd in Geltung geblieben, dann hätte das 
Deutſchland des 19. und 20. Jahrhunderts in 
ſozialer Hinſicht ein ganz anderes Ausſehen ge- 
wonnen. Bodenwucher und Bodenüberverſchul⸗ 
dung, Bauſchwindel, Grundſtückskriſen und Woh⸗ 
nungselend und vor allem die Entſittlichung und 
ſtaatsbürgerliche Entartung weiteſter Volksmaſſen 
wären ihm fremd geblieben. 


HI. 

Unglücklicherweiſe blieb diefe echt ſoziale Hypo⸗ 
thekenreform kaum dreißig Jahre in Geltung 
Ihre beiden Haupt⸗ und Kernpunkte, die Be⸗ 
einträchtigung der Kaufgeldreſthypotheken und die 
Begünſtigung des produktiven Kapitals, waren dem 
damals ſchon ſehr regen Spekulantentum ein Dorn 
im Auge, und es ſetzte alles dawider in Bewegung. 
Leider gelang es ihm bei der Juſtizreform, die 
Friedrich II. während der Jahre 1748 bis 1751 
durchführte, ſich durchzuſetzen. Die Verpflichtung 
zinsloſer Stundung der Kaufreſtſumme für Be⸗ 
anſpruchung der erſten Hypothek wurde abgeſchafft, 
desgleichen die Privilegierung für Baugläubiger. 
Die erſte Hypothek wurde bedingungslos dem Ver⸗ 
käufer für den Kaufgeldreſt eingeräumt, die 
anderen Hypotheken rangierten ohne weitere Ve- 
rückſichtigung des Verſchuldungsgrundes lediglich 
duch dem Datum ihrer Eintragung in das Grund⸗ 

uch. 

Dieſer Bruch Friedrichs II. mit der väterlichen 
Tradition und die damit begründete Auslieferung 
des Hypothekenweſens an den mammoniſtiſchen 
Kapitalismus iſt der eigentliche Urſprung des heute 
noch geltenden deutſchen Hypothekenrechtes. In der 
Folge iſt an den Grundzügen des preußiſchen 
Sppotbefenrechtes nichts mehr geändert worden. 
Die weitere Entwicklung beſteht lediglich darin, daß 
die Einſtellung auf die Intereſſen des Kapitalis- 
mus immer ſchärfer zum Ausdruck kam. Dem⸗ 
entſprechend waren denn auch die Folgen, die ſich 
ſchon ſehr bald zeigten. Die bis jetzt faſt aus⸗ 
ſchließlich übliche Tilgungshypothek iſt mit einem 
Male wie verſchwunden. Die Hypothek als unver⸗ 
änderliche Dauerverſchuldungform wird zur 
Regel; ja, es tauchen Verträge auf, die ſogar eine 
Nichttilgung der Kaufreſtſumme für eine beſtimmte 


Zeit ausbedingen. Begreiflicherweiſe; denn der 
jetzt durch die Entrechtung der Baugläubiger ſo gut 
wie vollkommen geſicherte Beſitzer der erſten 
Hypothek hatte an deren Tilgung gar kein Intereſſe 
mehr, ſondern lernt im Gegenteil die Dauer- 
hypothek an erſter Stelle ſehr bald als eine höchit- 
willkommene Kapitalsanlage ſchätzen. Die Folge 
dieſer Verdrängung der Tilgungshypothek war 
natürlich, daß in kürzeſter Zeit eine bis dahin un⸗ 
erhörte Bodenverſchuldung eintrat. Zugleich 
gingen die Boden- und Häuſerpreiſe, die unter dem 
alten Hypothekenrecht ſtabil geblieben waren, plötz⸗ 
lich ungeheuer in die Höhe. Auch das war eine 
direkte Folge der vernachläſſigten Tilgung; denn 
jetzt, wo keine hohen Tilgungsſätze mehr heraus- 
gewirtſchaftet zu werden brauchten, ſtiegen die 
Grundſtücks⸗ und Häuſerpreiſe bald faſt bis zum 
kapitaliſierten Ertrag. Die Kaufbedingungen 
wurden dementſprechend erleichtert. Kapital- 
ſchwache Leute, die früher nie an derartiges zu 
denken gewagt hätten, konnten jetzt bei geringſter 
Anzahlung die teuerſten Häuſer erwerben, in Wirk⸗ 
lichkeit natürlich ſich in die drückendſte, fait unent- 
rinnbare Hypothekenknechtſchaft begeben. Die ge— 
riſſene Spekulation feierte Orgien. Das entrechtete 
Produktivkapital zog ſich zurück. Das iſt die 
Signatur des preußiſchen Realkreditweſens in der 
mittleren friderizianiſchen Zeit. 

Unter ſolchen Umſtänden konnte der große Krach 
nicht lange ausbleiben. Er trat ſchon ein vor Mb- 
lauf von ungefähr zwanzig Jahren. Die Voden- 
verſchuldung hatte innerhalb dieſer Zeit bereits 
eine ſolche Höhe erreicht, daß alles nach „Rettung 
des Grundbeſitzes“ ſchrie. Dieſe erſte preußiſche 
Vodenkriſe in den ſiebziger Jahren des 18. Jahr- 
hunderts war der Anfang der ſeitdem periodiſch 
wiederkehrenden Grundſtückskriſen, ja, ſie leitete ein 
eigentliches und ganz eigenartiges Kriſenzeitalter 
auf dem deutſchen Grundſtücks- und Häuſermarkte 
ein, das ununterbrochen bis zum Beginn des 
Weltkrieges gewährt hat, die tiefſte Grundlage der 
deutſchen Volkswirtſchaft unaufhörlichen Erſchütte⸗ 
rungen ausſetzte und zahlloſe Exiſtenzen jäh ver- 
nichtet hat. Das Heilmittel war jedesmal, wenn 
der überverſchuldete Grund- und Hausbeſitz nicht 
mehr ein und aus wußte, eine Erhöhung der 
Krediterleichterung, die durch Steigerung der 
Immobilienpreiſe den momentanen Beſitzern zwar 
aus der Not half, dafür aber andere, welche die 
Güter und Häuſer zu bedeutend erhöhten Preiſen 
und bei geringerer Anzahl erwarben, bald in eine 
noch ſchlimmere Notlage verſetzte und damit natur- 
notwendig nach kurzer Zeit eine noch ernſtere Kriſis 
verurſachte als die vorhergehende. Anſtatt den 
Rückweg zu den geſunden Grundſätzen der Ver⸗ 
gangenheit einzuſchlagen, verrannte man ſich ſo 
immer tiefer in die Sackgaſſe, die man in der Mitte 
des 18. Jahrhunderts betreten hatte. Die volks⸗ 
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verderblichen Grundſätze, zu denen man damals 
übergegangen war, wurden trotz übelſter Erfahrung 
immer ſchärfer herausgearbeitet. Dieſe wahrhaft 
fatale Entwicklung ſchloß mit dem Erlaß der neuen 
preußiſchen Hypothekenordnung vom 5. Mai 1872, 
die nach langen und ſchweren Kämpfen zuſtande 
kam und in ihren Grundzügen ſpäter für das ganze 
Reich maßgebend wurde. Dieſe Hypothekenordnung 
ſtellt die denkbar ungünſtigſte Zuſammenkopplung 
weſensfremder, in ſich zwar berechtigter, in ihrer 
Vereinigung aber überaus verderblicher römiſcher 
und deutſcher Hypothekenrechtselemente dar, näm⸗ 
lich des römiſchen Bodeneigentumsprinzips der 
rechtlichen Einheit vom Boden und Bau und des 
deutſchen Grundbuchformalismus 

Dieſe viel zu wenig gewürdigte und in ihrer 
ungeheuren Verderblichkeit viel zu wenig erkannte 
Entwicklung iſt zum eigentlichen Verhängnis des 
deutſchen Volkes geworden. Rechtlich ſtellt ſie die 
Verſchärfung der römiſchen Bodenrechtsanſchauung, 
nach der alles, was mit der Oberfläche zuſammen⸗ 
hängt, in das Eigentum des Grundbeſitzers über⸗ 
geht bezw. unter deſſen Pfandrecht fällt, bis zu 
einer Brutalität dar, die ſelbſt römiſchem Rechts⸗ 
empfinden fremd war. Man hatte daher unſer 
geltendes Hypothekenrecht treffend eine Menſchen⸗ 
falle genannt. Jede Meliorationsleiſtung, nicht 
nur der Bau, ſondern alles, was irgendwie niet⸗ 
oder nagelfeſt mit ihm zuſammenhängt, dient unter 
der Herrſchaft unſeres Hypothekenrechtes dazu, das 
Pfandrecht des Bodenbeſitzers bezw. des erſten 
Oypothekengläubigers zu verbeſſern, und zwar ohne 
alle Rückſicht auf die Anſprüche des Baugläubigers. 
Es iſt ſattſam bekannt, wie üppig vor dem Kriege 
der Bauſchwindel unter dieſem „Recht“ gedieh, und 
wie ſchwer die oft ſchmählich betrogenen Bauhand⸗ 
werker darunter zu leiden hatten. 

Noch weit verheerender ſind aber die Wirkungen 
dieſes Hypothekenrechtes in wirtſchaftlicher und 
ſozialer Beziehung; denn es bedeutet nicht mehr und 
nicht weniger als die Auslieferung unſeres ge- 
ſamten Wohnungs- und Siedlungsweſens an die 
Spekulation. Die Krediterleichterung war unter 
unſerem geltenden Boden- und Hypothekenrecht vor 
dem Kriege eine faſt vollkommene. Nirgendwo in 
der ganzen Welt floſſen dem Boden fortgeſetzt ſo 
ungeheure Kapitalmaſſen zu wie in Deutſchland. 
Dieſe dienten jedoch dank des Umſtandes, daß unſer 
Grundbuch unterſchiedslos für jede Belaſtung des 
Bodens, ſei es ſpekulativer oder produktiver Art, 
zur Verfügung geſtellt wird, zum allergrößten 
Teil der Spekulation. Es iſt daher kaum ein 
Rechtsſyſtem denkbar, das für den Bodenwucher 
günſtiger wäre als unſer deutſches Hypotheken⸗ 
recht. Deshalb mußte auch, je mehr es im Laufe 
der letzten hundert Jahre ausgeprägt wurde, ein 
deſto größerer Bodenwucher um ſich greifen. 


Dieſer hat denn auch, beſonders feit der letzten 


Hypothekenrechts, reform“ vom Jahre 1872, 
geradezu phantaſtiſche Dimenſionen angenommen. 
Je einfacher und leichter man es machte, die 
Bauten mit den Bodenſchulden zu belaſten bezw. 
den kapitaliſierten Mietwert des an Ort und Stelle 
zu erbauenden Hauſes abzüglich der Baukoſten faſt 
vollſtändig für den Boden zu beanſpruchen, deſto 
ſteiler mußten ſelbſtverſtändlich die Grundſtücks⸗ 
preiſe in der Stadterweiterung und die Häuſerpreiſe 
im Stadtinnern in die Höhe gehen. Das Ende vom 
Lied war die ungeheuerſte lbectapitaliſterung der 
ſtädtiſchen Bodenwerte, eine heilloſe Überjättigung 
mit ſpekulativem Kreditkapital und auf der andern 
Seite der bitterſte Mangel an Produftivfapital, 
wovon ja die gemeinnützigen Baugenoſſenſchaften 
aus der Zeit vor dem Kriege zu erzählen wiſſen. 
Milliarden und aber Milliarden waren an Boden⸗ 
werten feſtgelegt, und kein Geld war zum Bauen 
da. Daher auch die ſtets wiederkehrenden Bau⸗ 
kriſen, die unſer ganzes Wirtſchaftsleben er- 
ſchütterten, und von denen Bauhandwerker, 
Arbeiterſchaft und kaufmänniſcher Mittelſtand ſo 
ſchwer getroffen wurden. 


TV: 

Das Hypothekenrecht ift aber für die Entwick⸗ 
lung der Grundſtücks⸗ und Häuſerpreiſe nicht allein 
maßgebend. Von noch größerer Bedeutung iſt das 
Beleihungsweſen, in dem der Geiſt des Hypotheken⸗ 
rechtes erſt Geſtalt und Form annimmt, und das 
für die Verwirklichung der Spekulationsziele aus- 
ſchlaggebend ift. Bei uns in Deutſchland ſpielen, 
ſo unglaublich es auch klingen mag, die Baukoſten 
bei der Bewertung eines fertigen ſtädtiſchen Miet⸗ 
hauſes, namentlich in den Spekulationsſtädten, 
durchweg eine nur untergeordnete Rolle. Maß⸗ 
gebend für die Preisbildung iſt vielmehr, wie das 
fertige - Haus weiter bewertet wird. Das fertig- 
geſtellte Haus iſt ja, da es nach unſerem geltenden 
Recht mit ſeinem Grund und Boden, der meiſt noch 
von ganz unbeſtimmtem Werte iſt, eine rechtliche 
Einheit bildet, ſelbſt noch ganz wertunbeſtimmt. 
Um nun bei feiner Wertbeſtimmung zu den ver- 
ſtiegenſten Preiſen zu gelangen und ſomit die 
märchenhafteſten Bodenpreiſe zu „realiſieren“, ift 
ein kompliziertes Syſtem der Preisauftreibung 
erdacht worden, das aber durchweg vor allem in 
den Spekulationsſtädten auf das tadelloſeſte 
ſunktionierte. 

Dieſes Syſtem beſteht im weſentlichen in der 
Überſchätzung und Überbeleihung. Zunächſt be- 
faßt ſich ein bewußt oder unbewußt im Dienſte des 
Kapitalismus ſtehendes Schätzungsweſen mit dem 
fertigen Haus und ſchraubt den Preis willkürlich 
in die Höhe. Dann beginnt die Beleihung. Die 
erſte Hypothek darf nach dem Geſetze nicht mehr als 
drei Fünftel des durch ſorgfältige und gewiſſen⸗ 
hafte Schätzung ermittelten Wertes betragen. Die 
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privaten Hypothekengeber, die Hypothekenbanken, 
Großbanken, Verſicherungsgeſellſchaften uiw. gaben 
aber in den Spekulationsſtädten nicht bloß drei 
Fünftel des abgeſchätzten Wertes als erſte Hypothek, 
ſie gingen in der Regel weit darüber hinaus, ja 
oft bis zu drei Fünftel des doppelten Betrages 
der Baukoſten. 

Dieſe ſyſtematiſch betriebene Aufblähung der 
erſten Hypothek iſt einer der ſchlimmſten Grund— 
ſchäden unſeres deutjchen Wohnungsweſens; denn 
ſie iſt das eigentliche Mittel, womit der Boden⸗ 
wucher zu ſeinem Ziele kommt. Nach der bei uns 
geltenden Anſchauung richtet ſich der Wert eines 
Hauſes nach der Höhe der erſten Hypothek. Wir 
ſtehen alſo vor der bezeichnenden Tatſache, daß 
nicht die erſte Hypothek, wie es geſetzmaßig fein 
ſollte, drei Fünftel des gewiſſenhaft abgeſchätzten 
Wertes beträgt, ſondern daß ſich umgekehrt als 
ſchließlicher Verkehrswert des neuerbauten Hauſes 
1?/, der willkürlich beſtimmten erſten Hypothek 
ergibt. Wird alſo die erſte Hypothek, wie es vor 
dem Kriege durchweg von den privaten Hypotheken- 
gebern geſchah, übertrieben, dann ſteigt der Ver⸗ 
kehrswert der Häuſer ins Maßloſe und damit 
natürlich auch die Miete. In Wirklichkeit ſtellt 
der über die Baukoſten erzielte Mehrwert den An- 
teil des Bodenbeſitzers dar, der ſich durch die erſte 
Hypothek bezahlt macht, ſehr oft auf Koſten der 
Bauhandwerker, die im Falle einer Zwangs- 
verſteigerung das Nachſehen haben. Die ver⸗ 
teuernde Wirkung macht ſich dann in zweifacher 
Richtung geltend. Sie treibt den benachbarten 
Bauboden, deſſen dieſelbe Prozedur harrt, zur 
gleichen Höhe und wirkt preistreibend auf die be⸗ 
ſtehenden Häuſer zurück, die alle, trotzdem ſie von 
Jahr zu Jahr mehr verbraucht wurden, vor dem 
Kriege fortgeſetzt ſtiegen und durchweg ſeit 100 
Jahren das Acht⸗ und Zehnfache erreicht hatten. 
Die auf Mietwohnungen angewieſene Bevölkerung 
bekam bekanntlich dieſe Entwicklung während der 
Friedensiahre in einer unaufhörlichen Steigerung 
der Mieten zu ſpüren. 

Dieſe faſt allgemein betriebene, ganz und gar 
geſetzwidrige, bei der rechtlichen Einheit von Boden 
und Bau aber faſt unvermeidliche Aufblähung der 
erſten Hypothek war alſo eine Haupturſache für 
das fortgeſetzte Steigen der Boden-, Häuſer⸗ und 
Mietpreiſe im vorkrieglichen Deutſchland. Sie er⸗ 
folgte lediglich im Intereſſe der Boden- und Häuſer 
ſpekulanten und zum eigenen Vorteil der großen 
Hypothekeninſtitute, die auf dieſe Weiſe gewaltige 
Kapitalien ſicher unterbrachten. Mitunter aller- 
dings wandte ſich dieſes Hypothekenunrecht aber 
auch gegen die eigenen Urheber, nämlich in den 
periodiſch wiederkehrenden Grundſtückskriſen, die 
das ſprechendſte Symptom für die tiefgehende Zer⸗ 
rüttung unſeres Realkredits waren. Freilich 
waren dann meiſt die harmloſen Beſitzer von 


Terrainaktien die Leidtragenden, während die 
eigentlich Schuldigen, die großen Finanzinſtitute. 
durch den Ausbietungszwang der nachfolgenden 
Hypothekengläubiger faſt immer ſichergeſtellt 
waren. Dazu ergab ſich noch eine weitere ſehr 
ſchädliche Folge aus der Übertreibung der erſten 
Hypothek, nämlich die Vertreibung der zweiten 
Hypothek aus ihrer berechtigten Stellung. Sie 
war ſomit auch die eigentliche Urſache der ehedem 
faſt unüberwindlichen Schwierigkeiten für zweite 
Hypotheken, unter denen der ſtädtiſche Hausbeſitz 
vor dem Kriege bekanntlich ſo ſchwer zu leiden hatte, 
daß er um öffentliche Hilfe rufen mußte. 

Zu dieſer gemeinſchädigenden Praxis der Über⸗ 
beleihungen an erſter Stelle geſellte ſich als 
andere überaus bedenkliche Schattenſeite des 
privaten Hypothekengeſchäfts in Deutſchland die 
einſeitige Bevorzugung der großen Miethäuſer und 
Mietkaſernen. Die Beleihung kleiner Objekte, 
Einfamilienhäuſer und Kleinſiedlungen, war den 
großen Hypothekeninſtituten zu umſtändlich und zu 
läſtig. Sie verteilten daher das Kleinkapital, das 
ſie auf allen Wegen aufſogen, faſt ausſchließlich als 
Großkapital. So entfielen z. B. im Jahre 1912 
von 11,5 Milliarden Mark, die von den 38 größten 
deutſchen Hypothekeninſtituten ausgeliehen wurden, 
über die Hälfte, genau 5,9 Milliarden Mark, auf 
erſte Hypotheken von mehr als 100 000 Mark, alſo, 
da die erſte Hypothek höchſtens 60 Prozent des ab- 
geſchätzten Wertes betragen darf, auf Objekte von 
mindeſtens 160 000 bis 170 000 Mark. Wir ſtehen 
daher vor der gewiß ſehr bemerkenswerten Tatſache, 
daß die Erſparniſſe der kleinen Leute, die vielfach 
zu dieſer Kapitalbildung dienten, bedenkenlos dazu 
mißbraucht wurden, das Mietkaſernenelend in den 
Großſtädten auszudehnen. Das Kleinhaus, das 
Eigenheim, der gemeinnützige Kleinwohnungs⸗ 
flachbau dagegen gingen faſt leer aus und hatten 
daher, wie gut erinnerlich, ſtändig mit der größten 
Kreditnot zu kämpfen. 

Am allerbedenklichſten iſt eine dritte Tatſache, 
die darin beſteht, daß die Tilgungshypothek von 
den privaten deutſchen Hypothekeninſtituten faſt 
vollſtändig vernachläſſigt bezw. hintertrieben wurde. 
Hier ſteigt der Unfug tatſächlich in das Groteske. 
Von den 541 Millionen Mark, die im Jahre 1918 
von der Hamburger Hypothekenbank ausgeliehen 
waren, waren, ſage und ſchreibe, nur 4,7 Millionen 
Mark, alſo nicht einmal 1 Prozent, Tilgungs⸗ 
hypotheken. So war es mit nur ganz wenigen 
rühmlichen Ausnahmen bei faſt allen großen 
privaten Hypothekeninſtituten. Von deren geſchäft⸗ 
lichem Standpunkt iſt das leicht begreiflich; denn 
an einer untilgbaren Hypothek, die den Hypotheken⸗ 
ſchuldner immer in gleicher Hörigkeit hält, und an 
einer kündbaren, die periodiſch immer wieder mit 
allerhand Unkoſten und zu vielleicht höheren Zinſen 
erneuert werden muß, iſt eben viel mehr verdient 
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als an einer unkündbaren Tilgungshypothek, die 
allmählich zuſammenſchmilzt. Für das Gemein⸗ 
wohl dagegen iſt dieſe Hintertreibung der Boden⸗ 
entſchuldung, wie auf der Hand liegt, überaus ver⸗ 
derblich; denn fie hält die Boden- und Häuſerpreiſe 
hoch, ruiniert die Rentabilität des unbeweglichen 
Eigentums und verhindert, was noch ſchlimmer iſt, 
die Anbahnung geſunder ſozialer Verhältniſſe. 
Vom ſittlichen Standpunkt muß es für jede Gene- 
ration eine ſelbſtverſtändliche Pflicht ſein, die 
Schulden, mit denen ſie den Boden beladen hat, 
auch wieder zu tilgen. Geſchieht das nicht, werden 
die Bodenſchulden in immer größerer Zahl der 
folgenden Generation aufgeladen, dann muß eines 
Tages der Zuſammenbruch kommen, und er wäre 
daher bei dieſem Hypothekenmißbrauch auch ohne 
Weltkrieg über uns gekommen. Die Tilgung der 
Bodenſchulden, die Tilgungshypothek, iſt daher 
für jedes Volk, das nicht bewußt auf Abbruch wirt- 
ſchaften will, eine ſoziale und wirtſchaftliche 
Selbſtverſtändlichkeit, und wer ſie hindert, wie 
unſer privates Hypothekengeſchäft es tat, der 
wirkt volksfeindlich und volksverderbend. 

Das wird überall auf der ganzen Welt einge⸗ 
ſehen, nur bei uns in Deutſchland nicht. Über⸗ 
haupt kann gerade für das Hypothekenweſen der 
Vergleich mit dem kulturell fortgeſchrittenen Mus- 
land nicht genug betont werden. Auch dieſes iſt 
wirtſchaftlich hochentwickelt, war aber zu klug und 
weitblickend, um ſein Wohnungsweſen, die 
elementarſte Grundlage der Volkswohlfahrt, 
ſchutzlos dem Kapitalismus preiszugeben, und 
noch weniger iſt es auf den Gedanken gekommen, 
dieſen Kapitalismus durch ſtaatliche Einrichtun⸗ 
gen, insbeſondere durch feine Hypothekengeſetz⸗ 
gebung zu begünſtigen. 

So iſt z. B. in Belgien die Häuſerverſchul⸗ 
dung bei niedrigem Bodenpreis eine ſehr geſunde. 
Der Häuſerwert entſpricht durchweg den Bau⸗ 
koſten. Die Kreditanſtalten fördern den Klein- 
hausbau auf das ausgiebigſte, und zwar aus⸗ 
ſchließlich mit Tilgungshypotheken. Die Zahl der 
mit Hilfe der Wohnungsgeſetzgebung ſeit 1900 
angeſiedelten Familien betrug bis zum Kriege faſt 
100 000. Trimborn hat bekanntlich ſeine Era 
fahrungen aus der belgiſchen Verwaltungszeit 
dahin zuſammengefaßt, daß er für ein belgiſches 
Arbeitereigenheim die ganze deutſche Sozialver- 
ſicherung hergebe. Ganz ähnlich iſt es in Holland, 
das ein vorzüglich geregeltes Kreditweſen beſitzt 
und deſſen Bodenſchuld vor dem Kriege relativ 
kaum halb ſo hoch war als die deutſche. Ebenſo 
verdankt England, das klaſſiſche Land der Woh- 
nungsfürſorge, ſeine muſtergültigen Wohnungs⸗ 
verhältniſſe dem Umſtande, daß es ſich die beiden 
großen Vorausſetzungen eines geſunden Woh⸗ 
nungsweſens, billigen Boden und billigen Kredit, 
in ſehr hohem Maße zu ſichern gewußt hat. Auch 
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in England liegt die Verſorgung des Wohnungs⸗ 
marktes in den Händen der Spekulation, aber 
nicht einer preistreiberiſchen, wucheriſchen Boden⸗ 
ſpekulation, ſondern einer ehrlichen und geſunden 
Bauſpekulation. Die vier- bis fünfzimmerigen 
Familienheimſtätten werden meiſt im Flachbau 
hergeſtellt. Der Boden iſt durchweg billig zu 
haben, wird aber, in den Großſtädten wenigſtens, 
in der Regel nicht gekauft, ſondern in Erbpacht 
genommen. Grundſtücks⸗ und Baukriſen ſind 
daher in England unbekannt. Ebenſo unſer 
ganzes Hypotheken- und Hypothekenbank⸗Weſen. 
Ein Grundbuch fehlt, und daher ſteht ſchon die 
zweite Hypothek nur „auf Sollicitors Parole“ 
und iſt nur gegenüber nachweisbar Bösgläubigen 
geſchützt, während bei uns unbegrenzt viele Hypo⸗ 
theken rechtlich vollgültig ſind. Der Kapital⸗ 
bedarf für ſpekulative Zwecke ift wegen der vor- 
züglichen Bodenpreisverhältniſſe ſehr gering. Um 
jo reichlicher ift die Zufuhr an Produktivkapital, 
das durch zahlreiche Geldgeber, Private, Banken, 
Verſicherungs⸗ und Baugeſellſchaften, unter der in 
England ganz ſelbſtverſtändlichen Bedingung jähr- 
licher Tilgung gegeben wird. So verſteht das 
jtaat8- und wirtſchaftskluge England feine Boden- 
ſchuld innerhalb ſehr geſunder Grenzen zu halten 
und hat infolgedeſſen billige Häuſer, geſunde 
Wohnungen und niedrige Mieten. 


V 


Auch in England iſt es auf dem Gebiete des 
Wohnungsweſens nicht immer wie heute geweſen. 
Die ſchlimmen Wohnungszuſtände, die ſich durch 
Vernachläſſigung des Städtebaues während der 
rapiden Induſtrialiſierung Englands in der erſten 
Hälfte des vorigen Jahrhunderts herausgebildet 
hatten, bedrohten auch das engliſche Volk mit 
phyſiſcher und moraliſcher Entartung. Das 
engliſche Parlament griff damals in klarer Er⸗ 
kenntnis der großen Gefahr mit unerhörter 
Energie zu und ſchuf ſeit dem Jahre 1848 die 
vorbildliche engliſche Wohnungsgeſetzgebung, die 
in allem und jedem die gute Kleinwohnung 
fördert. | 

Heute ſtehen wir vor derjelben Aufgabe. Eine 
ſoziale Erneuerung Deutſchlands und das iſt 
doch die tiefſte Sehnſucht des ganzen werktätigen 
Volkes, die in allen wirtſchaftlichen und politiſchen 
Kämpfen nach Erfüllung ringt — iſt ohne eine 
großzügige und durchgreifende organiſche Woh⸗ 
nungsreform nicht denkbar. Das war ja der 
große ſozialpolitiſche Fehler im alten Reiche, 
doß man die ſoziale Not mit allerhand Pflaſtern, 
Verſicherungen u. dergl. zu heilen oder, beſſer 
geſagt, erträglich zu machen ſuchte, und das 
große Grundübel, die Wohnungsnot, ſo gut wie 
ungeſtört fortwuchern ließ. Das iſt auch der 
eigentliche Grund, warum unſere ſoziale Geſetz⸗ 
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gebung, insbeſondere das Reichsverſicherungs⸗ 
weſen, trotz anerkennenswerter Leiſtungen ohne 
die erhoffte ſozial verſöhnende Wirkung geblieben 
ift. Unendliches ift durch die Kurkzſichtigkeit, 
Selbſtſucht und unſoziale Geſinnung der führen- 
den Klaſſen und durch öden Formalismus auf 
dem Gebiete des Wohnungsweſens verabſäumt 
worden. : 

Nun drängt die Wohnungsreform wegen der 
immer unerträglicher werdenden Verhältniſſe 
mit verſtärktem Druck. Die Wohnungsfrage iſt 
aber, wie dargelegt, im tiefſten Grund eine 
Hypothekenfrage; denn der ungeheure Unfug, der 
bei uns ſeit Jahrzehnten, und zwar im Namen 
des Geſetzes, auf dem volkswirtſchaftlich ſo un⸗ 
ſagbar wichtigen Gebiete des Hypothekenweſens 
getrieben worden iſt, trägt eigentlich die Schuld 
an dem Wohnunaselend, das auf uns laſtet. Da⸗ 
her iſt eine durchgreifende Hypothekenreform die 
erſte Bedingung zu einer wirkſamen Wohnungs⸗ 
reform. 

In dieſer Beziehung iſt die Entwicklung der 
Dinge uns entgegengekommen. Der babylonijche 
Turm der deutſchen Bodenverſchuldung iſt durch 
den Wirbelſturm der Inflation zertrümmert 
worden und hat unzählige Exiſtenzen unter ſeinen 
Trümmern begraben. Die Kataſtrophe hätte 
nicht ſolch entſetzlichen Umfang annehmen können, 
wenn nicht die Bodenbelaſtung durch jahrzehnte⸗ 
lang ſyſtematiſch betriebene Überbeleihung und fait 
völlige Vernachläſſigung der Tilgung ins ſchier 
Unermeßliche getrieben worden wäre. 

Der deutſche Boden iſt nun frei. Aber auf 
wie lange? Schon beginnt die Hypothekenjagd 
von neuem, und wenn daher der jetzige Zeitpunkt 
— man kann es gar nicht genug betonen — zur 
Hypothekenreform nicht benutzt wird, wenn wir 
zulaſſen, daß es auf dem Hypothekengebiet im 
alten Stil von neuem losgeht, dann werden in 
kurzer Zeit auch die alten Übelſtände wieder da 
ſein. Dann aber wird es für eine großzügige 
Wohnungsreform endgültig zu ſpät fein. Es iſt 
daher höchſte Gefahr im Verzuge. 

Die unerläßlichen Reformforderungen ſind im 
vorſtehenden eingehend und wie ich glaube, all- 
gemeinverſtändlich dargelegt und begründet. 
Unſer geltendes Hypothekenrecht leidet an dem 
Grundgebrechen, daß die beiden natürlichen 
Gegner, der eine, der das Kapital zu produk⸗ 
tiven Zwecken in den Boden hineinſteckt, und der 
andere, der es als ſeinen Spekulationsgewinn 
herausziehen will, aneinander gebunden ſind. 
Dieſer Widerſinn muß beſeitigt werden. Unſer 
Unglück beſteht, wie oben dargetan wurde, weder 
in der Aufnahme des römiſchen Bodenrechtes noch 
im deutſchen Grundbuchrechte, ſondern in der un- 
heilvollen, kapitaliſtiſch einſeitigen Verkoppelung 
beider. Die Reform kann daher nur beſtehen 


entweder in der Wiederherſtellung der römiſchen 
Pfandrechtsprivilegien unter Verzicht auf den 
Formalismus des deutſchen Grundbuchrechtes im 
Sinne der alten preußiſchen Hypothekenordnung 
oder aber, wenn das deutſche Grundbuchrecht bei- 
behalten werden ſoll, in der Wiedereinführung des 
alten deutſchen Bodenrechtes. Die Wahl kann 
nicht zweifelhaft ſein. Wer eine deutſche Reform 
will, wird zugeben müſſen, daß das ganz und gar 
undeutſche Pfandrecht des Bodenbeſitzers am Bau 
aus unſerem deutſchen Hypothekenrecht wieder 
hinausgehört. Die erſte, große unendlich wichtige 
Reformforderung muß daher lauten: Unverzüg⸗ 
liche Wiedereinführung der altdeutſchen rechtlichen 
Trennung von Boden und Bau durch grundſätz 
liche, dauernde Unterſcheidung der Hypotheken in 
Vodenhypotheken und Bauhypotheken. Jeder trage 
ſeine eigene Laſt, der Boden die ſeinige und der 
Bau die ſeinige, wie das natürliche Recht es ver- 
langt. Ein ſpärlicher Reſt dieſer altdeutſchen 
Rechtsanſchauung hat ſich in dem leider viel zu 
wenig gekannten und geübten Erbbaurecht er- 


halten. Dieſen Reſt gilt es jetzt auszubauen und 
zum Grundſtein unſeres Hypothekenrechtes zu 
machen. 


Der Wert und die Tragweite dieſer Rechs⸗ 
reform, der rechtlichen Trennung von Boden und 
Bau, für unſere Wohnungs- und Sozialreform 
kann gar nicht hoch genug eingeſchätzt werden. Die 
hauptſächlichſten Folgen wären: 

1. Die Auftreibung der Grundſtückswerte 
durch die Einſchiebung von Bauſtellenhändlern, 
durch die Annahme von Bauunternehmern. durch 
Überſchätzung und Überbeleihung wäre völlig un- 
möglich, da die Bodenſpekulation ihre Gewinne 
nicht mehr auf den Bau abladen und damit nicht 
mehr verwirklichen könnte. Der Bodenwucher 
wäre lahmgelegt und abgedroſſelt. Das 
Schätzungsweſen wäre für Neubauten überhaupt 
gegenſtandslos; denn die Beleihung des Hauſes 
würde genau nach den vorliegenden Bauberech- 
nungen erfolgen. Alle jetzt kaum ausrottbaren 
Mißſtände im Tax⸗ und Beleihungsweſen wären 
mit einem Schlage beſeitigt. 

2. Die Aufnahme produktiven Kapitals und 
produktiver Schulden, die jetzt ausſchließlich zur 
Werterzeugung und nicht mehr zur Befriedigung 
ſpekulativer Anſprüche dienen würde, wäre, wie 
in England, jo auch bei uns die reichlichſte, fo- 
bald wieder Kapital angeſammelt iſt. Wir hätten 
dann bei den billigen Bodenpreiſen auch billiges 
Kapital zum Kleinhausbau und zur Bodenkultur 
in genügendem Maße. 

3. Wir würden ein leiſtungsfähiges Bau⸗ 
gewerbe bekommen, deſſen Forderungen durch 
die Bauhypotheken völlig geſichert wären, und 
das, ohne von Baukriſen bedroht zu ſein, die 
reichliche Verſorgung mit Einfamilienhäuſern und 
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ſonſtigen billigen und geſunden Wohnungen wie 
in England mit Leichtigkeit übernehmen könnte. 

4. Die leidige Frage der zweiten Hypothek 
wäre, da kein Beleihungsriſiko mehr beſtünde, 
vollſtändig aus der Welt geſchafft. 

Die Wiedereinführung der rechtlichen Tren- 
nung von Boden und Bau zu der als erſter deut⸗ 
ſcher Staat Anhalt nunmehr übergegangen iſt, 
wäre daher für die Boden- und Wohnungsreform 
von unabſehbarer Wirkung. 

Das andere Verhängnis in der Vergangenheit 
war, wie dargelegt, die Vernachläſſigung der Til- 
gung der Bodenſchulden, die zum Ruin eines 
Volkes führen muß. 

Die zweite große Reformforderung muß daher 
lauten: Grundſätzliche Alleinberechtigung der un⸗ 
kündbaren Tilgungshypothek, wie es wiederum in 
England der Fall iſt und zwar mit Tilgungsſätzen 
von mindeſtens 1 Prozent, ſo daß jede Generation 
die von ihr aufgenommenen Boden- und Haus⸗ 
ſchulden auch wieder tilgt und ſomit ihren Nach⸗ 
fahren ſtatt eines überlaſteten Beſitzes ſchulden— 
freie Anweſen und damit ein ſicheres Anfangs⸗ 
kapital zur Gründung ihrer eigenen Exiſtenz 
hinterläßt. Gerade die Alleinherrſchaft der Til⸗ 
gungshypothek würde ſich als die beſte und 
ſicherſte Volksſparkaſſe erweiſen und ungeahnten 
Segen für die Familien in aller Zukunft ſtiften, 
ja, ſie würde ſich als der Zauberſtab bewähren, der 
unſer deutſches Wirtſchaftsleben ohne alle Erſchütte⸗ 
rung, aber mit mathematiſcher Sicherheit wieder in 
geſunde Bahnen zurücklenken würde. 

Zur Durchführung dieſer Reformmaßnahmen 
ift vielfach die Sozialiſierung des Hypotheken— 
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weſens gefordert worden, eine Forderung, die 
auch ich früher vertreten habe. Es dürfte jedoch 
dem Reformwerk mehr gedient ſein, wenn man 
es mit dem in weiteſten Kreiſen unſympathiſchen 
Sozialiſicrungsgedanken nicht belaſtet. Man laffe 
daher das private Hypothekengeſchäft ruhig vor⸗ 
anwirtſchaften, mache es aber unſchädlich durch 
die geſetzliche Beſtimmung, daß die Beleihung von 
Boden und Bau nur getrennt, und zwar aus⸗ 
ſchließlich in unkündbaren Tilgungshypotheken 
erfolgen darf. Das iſt erforderlich und das genügt. 
Dabei darf allerdings das private Leihkapital 
keine Sonderrechte erhalten. Die Organiſierung 
der Sparkraft des Volkes durch Hypothekenpfand⸗ 
briefe muß öffentlich⸗rechtlichen oder als gemein⸗ 
nützig anerkannten Banken vorbehalten bleiben. 
Das genügt, wie geſagt, und das iſt auch, wenn 
in den maßgebenden Kreiſen das nötige Verſtänd⸗ 
nis und die nötige Tatkraft herrſchen, zweifellos 
durchführbar. Davon wird es freilich in letzter 
Linie abhängen, ob wir im alten Geleiſe in die 
Tiefe fahren oder eine neue Bahn in die Höhe 
gewinnen. 

Und darum möchte ich dieſe Ausführungen als 
Beiſpiel bieten, um zu zeigen, daß trotz allen 
Druckes von außen in weſentlichen Punkten die 
Rettung bei uns ſelbſt liegt. Wenn wir freilich 
aus der Vergangenheit nichts lernen und uns zu 
wahren Reformen nicht aufraffen, dann iſt uns 
allerdings nicht zu helfen; dann behalten zu 
guter Letzt doch noch diejenigen recht, die De- 
haupten, auch Deutſchlands Tenne könne nur durch 
den Bolſchewismus gefegt werden. 


Die Typen der Schleſiſchen heimſtätte. 


Von Ernſt May. 


83 beginnt ſich im Wohnungsbau ein 
grundlegender Wandel zu vollziehen. Die Er⸗ 
kenntnis dämmert, daß die Volkswohnung ein 
Maſſenbedarfsartikel iſt, der nur dann den Be⸗ 
dingungen, die an einen ſolchen zu ſtellen ſind, 
genügt, wenn auch die Produktionsmethoden von 
dem Plane an, der den geiſtigen Gehalt verbürgt, 
bis zum letzten Farbanſtrich des Holzwerkes dem 
neuzeitlichen Stande der Technik angepaßt ſind. 

Wie wir heute ſchon einen Menſchen als Tor 
anſehen würden, der ſich einen Anzug in 
origineller Form entwerfen läßt oder ein Fahr- 
rad nach Entwurf beſtellt, eine Taſchenuhr nach 
Zeichnung angefertigt wiſſen möchte, ſo wird es 
vielleicht ſchon in 30 Jahren den Menſchen 
humoriſtiſch vorkommen, daß noch zu Beginn des 
20. Jahrhunderts Tauſende von Menſchen, die 
eine Kleinwohnung von Küche, zwei Stuben und 


Kammer benötigten, zur Erlangung der tech- 
niſchen Unterlagen einen großen Entwurfs- 
apparat in Bewegung ſetzten, und es wird ihnen 
vielleicht in einem weiteren Menſchenalter als 
ebenſo unfaßbar erſcheinen, daß eine ſolche Woh- 
nung bei uns noch nach Methoden errichtet 
wurde, wie ſie ſeit Jahrhunderten gang und gäbe 
ſind, ſtatt daß einfach nach dem Kataloge zwei 
Waggons beſtellt werden, enthaltend Typ X 
oder Y, zur Montage in 8 bis 14 Tagen. 

Das Tempo techniſchen Fortſchrittes wird 
überall verſchieden ſein. In der vorwiegend 
agrariſchen Provinz Niederſchleſien wird es ein 
langſameres ſein als in induſtriellen Bezirken 
unſeres Landes. Trotzdem hat die ſeitherige Ent⸗ 
wicklung der Typenverwendung im Klein- 
wohnungsbau unſerer Provinz einen Umfang 
angenommen, der beweiſt, daß man ſich auch hier 
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Abb. 4. Einfamiliendoppelhaus „Gerhart Hauptmann“ 


wohnungserzeugung auf die Dauer nicht ber- 
ſchließt. Wird die fabrikmäßige Herſtellung der 
Kleinwohnung noch langwieriger Studien, Vor⸗ 
arbeiten und Verſuche bedürfen, bis die Re- 
ſultate ſo reif ſein werden, daß die Produktion im 
Sinne des neuzeitlichen Maſſenbedarfsartikels 
erfolgen kann“), jo iſt es andererſeits ſchon heute 
durchaus möglich, wenigſtens die techniſche Vor⸗ 
bereitung der Kleinwohnungserſtellung in einem 
Grade zu vervollkommnen, der nicht nur eine 
weſentliche Verbeſſerung der Zweckmäßigkeit und 
techniſchen Durcharbeitung der Kleinwohnung, 
ſondern auch eine nicht unweſentliche Verbilli⸗ 
gung bedeutet. Allerdings darf dieſe Verbilligung 
nicht etwa dahin ausgelegt werden, daß die Be- 
ſchaffung der techniſchen Unterlagen, wie ſie z. B. 
die Schleſiſche Heimſtätte vermittelt, in Zukunft 
für ein paar Pfennige erfolgen wird. Die un⸗ 
geheure Arbeit, die in einer ſolchen Durch— 
arbeitung bis zum letzten Detail liegt, ſoll viel⸗ 
mehr durchaus angemeſſen bezahlt werden. Die 
weſentliche Verbilligung liegt vielmehr darin, 
daß ein ſolches Haus ſowohl bei der Errichtung, 
als auch in der Unterhaltung preiswerter iſt als 
andere Kleinwohnungsbauten. Um nur einige 
Beiſpiele zu erwähnen: 

Wenn infolge ſorgfältigſter Raumausnutzung 
auf einer bebauten Fläche von 55 oder gar nur 
50 am dasſelbe Wohnprogramm gelöſt wird, das 
ſonſt 60 qm oder mehr erfordert hätte, jo wird 
hierdurch der Bau weſentlich verbilligt. Wenn 
an Stelle einer mit angeklebten Putzornamenten 
und ſinnloſen An⸗ und Aufbauten bedeckten 
Faſſade eine Schauſeitendurchbildung ſachlichen 
und ehrlichen Charakters tritt, ſo werden auch 
hierdurch die Baukoſten verringert. Wenn ein 
Ofen der Heimſtätte den gleichen Raum mit 75 
oder gar nur 50% der Kohlenmenge beheizt, die 
der übliche unrationell angelegte Ofen erfordert, 
ſo bedeutet dies für den Kleinwohnungsinhaber 
eine laufende weſentliche Erſparnis. Wenn die 
Wohnküchen in den Typen der Heimſtätte ſo an⸗ 
geordnet ſind, daß die Dämpfe nicht die Wände 
und Möbel des Wohnraumes durchnäſſen und 
allmählich zerſtören, ſondern durch geeignete Bor- 
richtungen aus dem Wohnteil der Wohnküche 
ferngehalten und abgeſaugt werden, ſo liegt darin 
eine weitere weſentliche Verbilligung. Wenn 
die Anordnung aller Räume zueinander bei den 
Typen der Heimſtätte ſo erfolgt iſt, daß hierdurch 
einfachſte Bewirtſchaftung des Hauſes oder der 


*) Anſätze ſind bereits vorhanden. Vergl. z. B. das 
für Serienfabrikation eingerichtete Mittelſtandshaus der 
Schleſiſchen Heimſtätte auf der techniſchen Meſſe 1924. 
Jahrg. V, Heft 5, ſowie die „Kongohäuſer“ der Firma 
Chriftoph & Unmack in Niesty O.L., die, in 11 Kiſten 
zuſammengeſtellt, fertig zur Montage gelieſert werden. 
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Wohnung ermöglicht 
wird, ſo bedeutet das 
wiederum laufende Er- 
ſparnis an Arbeitskraft 
und damit an Geld 
uſw. .. Auch der kleine 
Siedler vom Lande ſollte 
doch allmählich zu der 

berzeugung kommen, 
daß die für ein paar 
Mark oder gar koſten⸗ 
los gefertigten Bau⸗ 
zeichnungen des dörf⸗ 
lichen Maurermeiſters 
eine Verſchwendung be- 
deuten, die er ſich, wenn 
er richtig zu rechnen verſteht, nicht leiſten kann! 
Der Schuſter ſoll bei ſeinen Leiſten bleiben! 

Die Auswahl der Grundrißprogramme für 
die Typen der Heimſtätte erfolgte planmäßig im 
Hinblick auf das klare Ziel jeder Wohnungs⸗ 
politik auf weite Sicht im Sinne eindeutiger Be- 
vorzugung des Flachbaues, möglichſt des Eigen⸗ 
heimbaues, gegenüber der Maſſenwohnung. Muß 
es immer wieder geſagt werden, daß eine oft 

äußerſt geringe Erſparnis an reinen Baukoſten 


poo =. 
Abb. 7. Zweifamiliendoppelhaus „Ulitz“ 
Erdgeſchoß⸗Grundriß wie Abb. 6 
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bei der Errichtung von 
Mietswohnungen gegen- 
über den Eigenheimen 
tatſächl., volkswirtſchaft⸗ 
lich betrachtet, gar keine 
Erſparnis bedeutet, ſon⸗ 
dern daß die Aufwen⸗ 
dungen, die das Volk 
aus ſeinem Steuerauf⸗ 
kommen für Beſeitigung 

der geſundheitlichen 
Schäden, beſonders der 
Maſſen mietwohnungen, 
aufzuwenden genötigtiſt, 
dieſe vorübergehende Er⸗ 
ſparnis ſchnell wieder 
ausgleichen?*) Die Volksgeſundheit ift das wert- 
vollſte Gut des Staates. Ein Gemeindeleiter, der 
das nicht erkennt und vielgeſchoſſige Miet⸗ 
wohnungen baut, wo er, wenn auch mit größeren 
Schwierigkeiten, Eigenheime hätte bauen können, 
verſündigt ſich gegen das Staatswohl. Wir 
glauben in Deutſchland ja leider vieles erſt, nach⸗ 
dem wir es im Auslande geſehen haben. Wollten 

*) Vergl. den Aufſatz von Ober⸗Reg.⸗Rat Ruſch in 
Heft 3 dieſes Jahrganges. 
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Abb. 8. 
Zweiſtöckiges Zweifamiliendoppelhaus „Neiſſer“ 


wir doch wenigſtens 
glauben, daß die ge⸗ 
ſchäftstüchtigenEng⸗ 
länder die radikale 
Bevorzugung des 
Flachbaues gegen- 
über dem Hochbau 
nicht aus Genti- 
mentalität, ſondern 
auf Grund elemen⸗ 
tarer Betrachtungen 
über die Rentabilität 
einer beſſeren Volks⸗ 
geſundheit durchge- 
führt haben! 

Aus dieſem Ge- 
ſichtspunkte heraus 
wurden unter den 
16 Typen der Heim⸗ 
ſtätte 11 als aus⸗ 
geſprochene Einfa⸗ 
milienhäuſer aus⸗ 
gebildet und bei 

einem weiteren 
(Ulitz, ſ. Abb. 6, 
links und 7) die 
Möglichkeit einer 
ſpäteren Umwand— 
lung in ein Ein⸗ 
familiendoppelhaus 
vorgeſehen. Allen 
Typen gemein iſt 
eine weitgehendſte 
Ausnutzung des vor⸗ 
handenen Raumes 
im Intereſſe einer 
Verbilligung der Er⸗ 
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Abb. 11. Zweiſtöckiges Sechsfamilienhaus „Jacob Böhme“ 
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Zweijtödiges Vierfamilienhause „Logau“ 


zum Mittelpunkte 
des Hauſes gemacht. 
Für die Bewohner 
der Kleinwohnung, 
die 85% der Be- 
völkerung aus⸗ 
machende Schicht der 
Minderbemittelten, 
iſt die Anordnung 
einer ſolchen Wohn⸗ 
küche nun einmal 
die Vorausſetzung 
für wirtſchaftlichſte 
Durchführung des 
Hausbetriebes (f. 
Abb. 1, 4, 6, 7, 8, 
9, 10). Die Wärme 
des Herdes wird im 
Heizteile des Ofens 
gut ausgenutzt. Die 
aufſteigenden 
Dämpfe und Ge- 
rüche werden durch 
eine Wraſenöffnung 
über dem Herde 
abgeſaugt. Eine 
Deckenſchürze zwi⸗ 
ſchen Wohnteil und 
Kochteil der Wohn⸗ 
küche verhindert das 
Eindringen des 
Wraſens in den 
Wohnraum. Die 
Hausfrau überſieht 
leicht das Spiel 
der kleinen Kinder, 
währendſie arbeitet, 


zeugung unter Zugrundelegung der heutigen Finan⸗ 
zierungsmethoden. Bei allen Typen iſt der Herd 
bezw. die Wohnküche, in der er angeordnet iſt, 


ſie braucht beim Auftragen der Speiſen keine 
weiten Wege zurückzulegen, keine Türen 
nötig zu öffnen. Nach getaner Arbeit ſchließt 
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fie durch einen Vorhang den Kochteil vom 
Wohnteil ab, und dann bildet der Wohn- 
raum einen gemütlichen Raum, der frei von 
Wirtſchaftsgeräten iſt. Sollte trotzdem gelegent⸗ 
lich der Wunſch beſtehen, eine abgetrennte Küche 
zu beſitzen, weil entweder die eigene Ehrlichkeit 
nicht ausreicht, um zuzugeben, daß man ſich nicht 
geniert, im Hauſe allein zu wirtſchaften, oder daß 
vielleicht in’ gewiſſen Übergangsfällen zur Mittel- 
ſtandswohnung bereits Hausangeſtellte gehalten 
werden, ſo iſt bei den hierfür in Frage kommen⸗ 
den Typen ſtets die Möglichkeit berückſichtigt 
worden, den Kochteil vom Wohnteil durch eine 
Tür abzutrennen und vom Flure aus direkt zu- 
gängig zu machen. Die Belichtung der Räume 
erfolgte grundſätzlich durch Normenfenſter. Die 
Widerſtände, die gegen dieſe noch immer auf- 
tauchen und zumeiſt zurückzuführen ſind auf 
Übertragung von Verhältniſſen, die auf groß⸗ 
ſtädtiſche Maſſenmiethäuſer zutreffen, bei der 
Flachbauwohnung aber in keiner Weiſe gegeben 
ſind, ſollten allmählich aufhören, wenn die 
Kritiker nur folgende einfache Überlegung an— 
ſtellen wollten: 

Zum Mauern eines Fenſterſturzes werden 
40 em Höhe benötigt. Die Brüſtungshöhe der 
Kleinwohnung muß ſtets ſo gewählt werden, daß 
vor dem Fenſter genügende Höhe zum Aufſtellen 
von Tiſchen, Waſchtiſchen und dergl. vorhanden 
ijt. Da nun die Durchſchnittshöhe des Klein- 
wohnungszimmers 2,50 m beträgt, ſo verbleiben 
nach Abzug von Sturzhöhe und Brüſtungshöhe 
noch 1,15 m für das Fenſter! 

Was die Mauerſtärke anbelangt, ſo iſt bei den 
diesjährigen Typen der Heimſtätte grundſätzlich 
die 30 em ſtarke Hohlwand (mit Putz 34 em) 
als Normalausführung zugrunde gelegt. Dieſe 
Konſtruktion hat ſich in allen Teilen des Reiches, 
wo ſie ſorgfältig durchgeführt wurde, vorzüglich 
bewährt. Sie erſpart Material und zeigt bei 
Ausfüllung mit gemahlener Schlacke oder Biegel- 
grus eine Wärmeiſolierfähigkeit, die ſich um 
40 % günſtiger ſtellt als die der 38 cm ſtarken 
Vollwand. Es iſt weſentlich, daß an keiner 
Stelle Ziegelbinder von Mauer zu Mauer gehen, 
ſondern daß grundſätzlich nur verzinkte Eiſen⸗ 
haken zur Verbindung der beiden ½ Stein ſtarken 
Mauern verwendet werden. Um eine einwand⸗ 
freie Ausführung dieſer Technik ſicherzuſtellen, 

hat die Schleſiſche Heimſtätte ein Muſterblatt an⸗ 
gefertigt, das alle Einzelheiten dieſer Konſtruktion 
in leichtverſtändlicher Weiſe wiedergibt. Da 
vorausſichtlich bis Mitte Mai ſtarke Knappheit 
an Mauerziegeln herrſchen wird und, um 
auch die Selbſthilfe bei der Erzeugung von 
Mauerſteinen anzuregen, hat die Heimſtätte 
gleichzeitig die Möglichkeit vorgeſehen, dieſe 30er 
Hohlwand auch aus Betonplatten herzuſtellen. 
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Die Formelemente haben eine Dimenfion von 
78 em Länge (3 Ziegel + 2 Fugen), eine Höhe 
von 30 cm (4 Ziegel + 3 Fugen) und eine Tiefe 
von 12 cm (1 Ziegel). Sie werden in der Weije 
verarbeitet, daß der äußere Wandteil aus Kies- 
betonplatten, der innere aus Schlackenbeton⸗ 
platten hergeſtellt wird, während im übrigen 
Ausfüllung und Verband wie bei der 30 em 
ſtarken Ziegelhohlwand erfolgt. Ein guter 
Zementunterputz iſt bei beiden Bauweiſen er⸗ 
forderlich. Auch die Schimabauweiſe ergibt 
30 em ſtarkes Außenmauerwerk. Bei dieſer be⸗ 
währten Technik iſt darauf zu achten, daß voll⸗ 
fugig gemauert wird, und daß unter den Balken⸗ 
lagen Betonmauerlatten aufgebracht werden, die 
leicht in der Weiſe zu erzeugen ſind, daß zwiſchen 
Schalbrettern, die an die Außenſchalen beider 
Mauerwände befeſtigt werden, Beton ein— 
geſtampft wird, wobei ein oder zwei Drähte zur 
n der Zugfeſtigkeit eingelegt werden 
önnen. 


Die äußere Geſtaltung der Haustypen er⸗ 
folgte unter dem Geſichtspunkte, in den Schau⸗ 
feiten die innere Zweckbeſtimmung widerzu⸗ 
ſpiegeln. Auf alle ornamentalen Zutaten wurde 
verzichtet. Wir lügen, wenn wir einer Klein⸗ 
wohnung des 20. Jahrhunderts Renaiſſance— 
profilchen ankleben, wir ſpielen Theater, wenn 
wir uns als Biedermeier gebärden. Leider 
glauben insbeſondere die Laien noch immer, die 
„Architektur“ am Hauſe gäbe dem Ganzen erſt 
die höhere Weihe, und haben noch nicht einſehen 
gelernt, daß die Schönheit eines Baues bedingt 
wird durch die großen Proportionen, durch die 
Verteilung von Fenſtern und Türen auf der 
Fläche, durch Licht⸗ und Schattenverteilung. Nur 
unfeine Leute behängen ſich von oben bis unten 
mit Schmuck, um die ihrem inneren Menſchen 
abgehende Gediegenheit zu verdecken. Wertvolle 
Menſchen brauchen dieſe Maskerade nicht. Genau 
ſo iſt es beim Haus! Kleinwohnungen ſollen 
nicht „romantiſche Stimmungen“ erzeugen (wie 
herrlich iſt dieſe Siedlung, man meint, man 
Wäre in 1), ſondern in zweckmäßiger 
Weiſe die Bedürfniſſe der Bewohner ſo be— 
friedigen, daß ſie ſich möglichſt zufrieden in ihrer 
Behauſung bewegen können. Solche Erkenntnis 
heilt Rothenburgitis! 


Die hier eingeſtreuten Grundriß-⸗ und An- 
ſichtszeichnungen geben nur einige charakteriſtiſche 
Beiſpiele von Grundtypen verſchiedener Haus- 
arten (Einzel-, Doppel- oder Mehrfamilienhaus), 
dagegen enthält die angefügte Überſichtstabelle 
die Angaben über die Größe und Baukoſten aller 
16 Grundtypen der Schleſiſchen Heimſtätte, wie 
ſie ſich durch erneute Durcharbeitung auf Grund 
der Erfahrungen der letzten Jahre ergeben haben. 
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Sans 1 5 5 Jus⸗ Umbauter Raum gns- Wohn- Keller: Stall- Baukoſten⸗Friedenspreiſe: G. Neben- Geſamt⸗ 
Nr. Wohnhaus 15 75 177 geſamt Wohnhaus erg geſamt Fläche Wohnhaus Wirtſchaftsfl. ins gami Koſten Koſten 
qm qm cbm cbm qm Í qm l qm 14 ebm | 8 ebm G.-M G. f 
1. | Damaſchke (mit ſeitl. Stallanbau)] 47,60 11,30 58,90 | 303,18 | 35,06 338,24 63,20 | 19,55 6,05 4250 300 4550 -| 1100,— 5650 
Einfamilienhaus | | 
2. | SHleiermaher (m.jeitl.Stallanbau) | 46,38 11,30 57,68 | 293,51 | 35,06 328,57 63,20 19,55 6,05 4110 300 4410 1000, — 5410 
Einfamilien-Doppelhaus | | 
3. | Langhans Vater (mit ſeitl. Stall 77,95 21,23 99,18 | 419,34 | 62,63 481,97 77,7 30%½3 7,48 5870 550 6420 1300, — 7720 
anbau) Einfamilienhaus | | ! | 
4. [Langhans Sohn (mit ſeitl. Stall-| 76,50 21,23 97,73 414,70 62,63 | 477,33 73,56 30,79 | 8,30 5810 550 6360 | 1200,— 7560 
anbau) Einfamilien Doppelhaus | C54, t4 | 1705 | 6,80 | 
5. Alitz (mit ſeitl. Stallanbau) Zwei-| 76,50 29,08 | 105,58 | 479,72 84,33 | 564,05 4722 7,80. .| 6,42 6720 680 7400 | 1375,— 8775 
familien⸗Doppelhaus 102,01 24,85 813,22 
6. | Gerhart Hauptmann Stall en holl. 46,75 10,86 57,61 | 266,75 33,68 300,43 57,11 17,8 6,87 3740 280 4020 955,— 4975 
Syſtem) Einfamilien-Doppelhaus | ! 
7. | Karl Hauptmann Stall nach holl. 65,90 16,67 32,57 | 338,03 52,26 | 390,29 74,90 20,32 6,95 4730 420 5150 | 1040,— 6190 
Syſtem) Einfamilien-Doppelhaus 5 | 
8. Dahn (mit ſeitl. angebaut. Stall) Ein-| 96,80 23,00 | 119,50 | 668,00 66,70 | 734,70 143,62 45,30 500 9400 540 9940 | 1560,— 11460 
familienhs. ev. mit Einliegerwohn. | l | 
9. | Borfig (Stall nach Holl. Syjtem)| 33,75 9,48 43,23 | 252,25 30,78 283,03 53,63 18:364] 3,23 3530 250 3780 600,— 4380 
Einfamilien⸗Reihenhaus | 
10. | Willmann (Stall nach Holl. Syjtem)| 41,25 17,15 58,40 | 323,99 54,54 | 378,53 64,13 23,39 | 7,40 4540 40 4980 160, — 5740 
Einfamilien⸗Reihenhaus 
11. ] Opitz Einfamilien-Reigenhaus 62,21 8,71 70,92 571,25 38,32 | 609,57 106,72 40,74 5,13 8000 310 8310 950,— 9260 
12. | Menzel Einfamilien⸗Reihenhaus 74,43 9,33 83,76 676,23 41,99 | 718,22 133,22 47,94 | 6,63 9470 340 9810 | 1100, — 10910 
| A | | | Na A 
13. | Logau (mit freiſtehendem Stall) | 184,00 — 184,00 1616,58 — 1616,58 2.11,54 E. 107,04 25 22640 — 22640 2470,.— 25110 
Vierfamilienhaus | ; 2.71,87 O. 
2.12,95, | | 
; 2.14,257 | 
14. | Jacob Böhme (mit freiſtehendem] 184,00 — 184,00 [1616,58 en 1616,58 249326 93,52 — 22640 — 22640 | 2470,— 25110 
Stall) Sechsfamilienhaus +42,13) = | 
2.49,12 0 | 
+2,13) | 
2.13,65 | 
2.1288) © | 
15. | Neiffer (mit freiſtehendem Stall) | 110,00 — 110,00 965,04 — 965,04 80,42 E] 56.23 — 13510 — 13510 | 1570,— 15080 
Zweifamilien⸗Doppelhaus 8 00 O Á 
| 10,539 ®- | | 
16. | Guſtav Freytag (mit ſeitlich ange- 114,18 47,70 | 191,88 1141,28 | 152,64 | 1293,92 T 77 5 E. 101,28 32,84 15980 1230 17210 ] 2260,— 19470 
bautem Stall) Vierfamilienhaus | $ 54,6680 
55,0 o] | 
54,915") | 


; Die Lichtanlage ijt nach Brennjtellen + Zuführungsleitung errechnet. Die Waſſerverſorgung ift bei den Typen 1—7 und 
9 als Brunnenanlage, bei den übrigen Typen als Waſſerleitung angenommen. 
Bei der Abwäſſerbeſeitigung ift bei den Typen mit Brunnenanlage Abortgrube und bei den übrigen Typen Kanak 
anſchluß gerechnet worden. Die Koſten für Hofbefeſtigung und Gartenanlage find für einfache Planierungsarbeiten angenommen. 
Die Umwehrung iſt als einfacher Holzzaun vorgeſehen. 
Bei den Doppelhaustypen Nr. 2, 4, 5, 6, T und 15 ift das Halbhaus als ſelbſtändige Einheit zugrunde gelegt. 


E-⸗Erdgeſchoß. D >» Obergeſchoß. D- Dachgeſchoß. 


Die e ſetzen ſich zuſammen aus Verwaltungskoſten für Finanzierung, Bauleitung pp., ſowie aus den Koſten für 
Umwehrung, Hofbefeſtigung, Gartenanlage, anteilige Straßenanlage, Lichtanlage, Waſſerverſorgung und Abwäſſerbeſeitigung. 
Finanzierung und Bauleitung pp. jind 3 der Bauſumme gerechnet. Die Gartenfläche ift im Durchſchnitt m 

500 qm angenommen, nur bei Borſig ſind aus wirtſchaftlichen Gründen 112,5 qm, bei Willmann 137,5 qm, bei Opitz 
187 qm und bei Menzel 225,5 qm vorgeſehen, da anderenfalls die Grundſtücke eine Tiefe von über 100 m bekommen müßten. 
Für Straßenbaukoſten ijt einfache Wohnſtraße mit durchſchnittlich 8 m Breite zugrunde gelegt. u 
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Die eingeſetzten Preiſe ſind Friedenspreiſe, die 
jeweils mit dem geltenden Index, den wir 
laufend veröffentlichen werden, multipliziert 
werden müſſen. Zurzeit beträgt er ca. 1,85, 
ſo daß die Preisangaben der Tabelle nahezu zu 
verdoppeln wären. 8 

Dieſe Grundtypen ſind ſo durchgearbeitet, daß 
keinerlei Verzögerung des Baubeginnes durch die 
Beſchaffung der techniſchen Unterlagen verurſacht 
wird. Die Provinzielle Wohnungsfürſorge— 
3 liefert von dieſen Typen in der 


egel: 
1. das Überſichtsblatt im Maßſtabe 1: 100, das 
für alle Vorverhandlungen, das Baupolizei⸗ 


Die Wohnform als Grundlage des geſellſchaſtlichen und wirtſchaſtlichen 
Aufbaus. 


Von Regierungsbaurat Karl Reuter, Würzburg. 


Der Einfluß der Wohnform auf die geſell⸗ 
ſchaftliche und 1 Entwicklung wurde 
ſeit dem Hochkommen des Wirtſchaftsliberalismus 
in Deutſchland viel zu wenig beachtet. 


Zwei Wohnformen. 


J n der Geſchichte des Wohnungsbaues begegnen 
wir zwei Wohnformen — Grundformen —, 
die jede in ihrer Art, aber in einer anderen Ridh- 
tung die geſellſchaftlichen und ſozialen Verhält⸗ 
niſſe der Kulturvölker beeinfluſſen. Die eine 
Wohnform wirkt familienbildend. Sie bindet den 
Einzelnen und die Familie an den Boden, fördert 
die Seßhaftigkeit und mit ihr den geſellſchaftlichen 
und gemeindlichen Zuſammenſchluß. Sie ent⸗ 
wickelt aber auch die privatwirtſchaftlichen Kräfte 
des Einzelnen, ſeine Auffaſſungsgabe ſowohl wie 
ſein handwerkliches Geſchick und entfaltet beides 
zu großer Vielſeitigkeit. Sie iſt nicht allein die 
urſprüngliche Form des Wohnens, ſondern auch 
heute noch die Quelle der Volksvermehrung und 
Volkskraft, die immer wieder neue Reſerven 
jugendfriſchen und unverbrauchten Blutes den 
Adern des Volkskörpers zuführt. 3 

Die andere Wohnform iſt mehr Herberge als 
Wohnſtatt. Sie nimmt die fluktuierenden, die 
unſtändigen Teile der Bevölkerung auf, Einzelne 
und Familien, denen Seßhaftigkeit, Heimat und 
Vaterhaus verſagt bleibt; Menſchen, die ſich nach 
ihrem eigenen Willen nirgends verankern oder 
im Zwang wirtſchaftlicher Verhältniſſe nicht 
bodenſtändig werden. In dieſer zweiten Wohn⸗ 
form lockert ſich nicht allein der gemeindebürger⸗ 
liche Zuſammenſchluß. Hier fehlen den arbeiten- 
den Kreiſen vielmehr auch die vielſeitigen Anreize 
und Erfahrungen des praktiſchen Hauswirtes. 
Hier findet nur Kraftverbrauch in einſeitiger Aus⸗ 


treter, — im Dorfhaus, das Wohnung, Arbeits⸗ 


Geſuch und die Einholung der Angebote dient 
2. Die Ausführungszeichnungen im Maßſtabe 
1250. 


3. Einzelzeichnungen aller weſentlichen Bau- 
teile wie Schornſteine, Treppen, Türen, 
Fenſter uſw., 

4. ein Koſtenanſchlagsformular mit eingeſetzten 
Maſſen, 


5. Materialauszüge. 


Zum Schluſſe ſei noch bemerkt, daß ſämtliche 
Grundtypen der Schleſiſchen Heimſtätte die Ge- 
nehmigung der Herren Regierungspräſidenten in 
Mittel- und Niederſchleſien gefunden haben. 


nützung ſtatt, wobei die Kräfte verebben, die vom 
Kraftſpeicher der erſten Wohnform übergegangen 
waren. I 

Die erſte Wohnform ift das Eigenheim, die 
ſelbſtändige produktive Hauswirtſchaft. Sie hat 
im Dorfhaus heute noch ihren bekannteſten Ver⸗ 


ſtätte und Produktionsmittel des bäuerlichen Be⸗ 
triebs in Einem ift. Sie hat ihre weitere Mus- 
bildung im Bürgerhaus der Kleinſtädte erfahren 
und tritt in der neuen Wohnungswirtſchaft jetzt 
als Heimſtätte für weiteſte Volkskreiſe in Er- 
ſcheinung. 


Die zweite Wohnform iſt die Mietwohnung, 
die Wohngelegenheit im fremden Haus. Sie 
war früher nur wenig in Deutſchland bekannt 
(— in außerdeutſchen Kulturſtaaten ſpielt ſie 
heute noch nicht die ausſchlaggebende Rolle — ), 
hat aber in den deutſchen Ländern ſeit Mitte des 
vorigen Jahrhunderts nach Einführung der Ge— 
werbefreiheit und Freizügigkeit raſch an Boden 
gewonnen und in den Wohnmagazinen der Miet⸗ 
kaſernen, eng überbauten ſtädtiſchen Hausblöcken, 
ihren unheilvollſten Vertreter gefunden. 


Wenn wir heute Bilder der deutſchen 
Wohngeſchichte aus alter und neuer Zeit in un⸗ 
ſerer Erinnerung wachrufen, ſo ſehen wir nicht 
nur ſchlechtweg das Haus, das Dorf, die Stadt, 
ſondern wir finden in jedem von ihnen den ſicht⸗ 
baren Ausdruck wirtſchaftlicher und geſellſchaft⸗ 
licher Verflechtungen ihrer Zeit, wir leſen in 
ihnen die Zuſammenhänge von Bau, Wirtſchaft 
und Geſellſchaft. Bis um 1840 ſehen wir ein 
enges Zuſammenwirken von Gemeinwirtſchaft 
und Privatwirtſchaft im Wohnungsbau, ſowohl 


bei dörflichen wie in ſtädtiſchen Siedlungen: ein 
organiſches Syſtem öffentlicher Hilfen und Bin 
dungen ſteht dem Privatbau zur Seite und ge- 
ſtattet ein geſundes Verhältnis beider Wohn- 
formen aufrecht zu erhalten: das Überwiegen der 
produktiven Hauswirtſchaften. 

Von Mitte des vorigen Jahrhunderts an 
bleibt Bodenbeſchaffung und Wohnungsverſor⸗ 
gung ausſchließlich der privaten Initiative, dem 
privaten Erwerbsintereſſe überlaſſen. In den 
Städten erliegt das Eigenheim. Mit ihm der 
gemeindebürgerliche Geiſt. Die Geſellſchaft geht 
mit Bildung des Proletariats in die Brüche, 
während die Wirtſchaft, aus den Kraftſpeichern 
der ländlichen Bezirke genährt, ſich treibhausartig 
entwickelt. Erſt heute, unter den Folgen der 
Wohnungsnot wird die Erkenntnis wieder leben- 
dig, daß öffentliche Hilfen und Bindungen für 
eine geſunde Entwicklung des Wohnungsweſens 
unerläßlich ſind, daß die Wohnungsfrage nicht 
nur den Wohnungsſuchenden und das Bau- 
gewerbe angeht, ſondern alle, daß Volksgeſund⸗ 
heit, Erhaltung der Arbeitsfreudigkeit und Ar- 
beitskraft eine geſunde Wohnpolitik fordern und 
damit einſetzen müſſen, dem Eigenheim wieder 
Geltung zu verſchaffen. 

Das mitteldeutſche Dorf gibt in ſeinem ge- 
ſchichtlichen Aufbau wohl das beſte Beiſpiel für 
reibungsloſen gemeindlichen Zuſammenſchluß und 
für eine glückliche Vereinigung gemeinwirtſchaft⸗ 
licher und privatwirtſchaftlicher Intereſſen. 

Das Dorf. 

Neben dem hohen landwirtſchaftlichen und 
heimatkundlichen Intereſſe, welches das Dorfhaus 
an ſich ſchon beanſprucht, wird feit dem Krieg das 
Dorf und Dorfhaus auch von bauwirtſchaftlicher 
Seite her eingehender beachtet, — faſt möchte ich 
ſagen neu entdeckt. 

Vom Einzel-(Einöd-)Hof geht die Entwicklung 
der ländlichen Siedlungsformen über den Weiler 
zum Dorf, der zwangloſen oder planmäßigen 
Vereinigung mehrerer Höfe. Der erſte Eindruck, 
den wir von ländlichen Siedlungen gewinnen, iſt 
der einer natürlichen Einheitlichkeit und Ge- 
ſchloſſenheit. Ihr Grund liegt in den gleichen 
Bedürfniſſen und gleichartigen Beſchäftigungs⸗ 
weiſen des Landbaues, weiterhin aber in den 
gemeinſamen Intereſſen der Dorfbewohner, der 
wirtſchaftlichen Abhängigkeit und engen Verbun- 
denheit aller Dorfgenoſſen untereinander. 

Zunächſt iſt der Bauernhof eine geſchloſſene 
Wirtſchaftseinheit mit Wohn- und Wirtſchafts⸗ 
räumen, Hofraum und Garten. Der Bauer iſt 
Hauswirt und Selbſtverſorger. Jedes Anweſen 
iſt von Zaun oder Hecke umgeben. Das Dorf als 
Ganzes — die Zuſammenfaſſung der Wirtſchafts⸗ 
einheiten — iſt wieder durch Etter oder Hagen 
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eingefaßt, hinter dem im maleriſchen Wechſel 
Strauchwerk und Baumkronen, Hausgiebel und 
Satteldächer hervorſtehen. Ein Haus gleicht dem 
andern und alle ſcharen ſie ſich, wie eine Herde 
ſich um ihren Hirten drängt, um den Turm und 
das hohe Sturmdach der Kirche. Rings um das 
Dorf liegt die Feldflur. Sie iſt in zuſammen⸗ 
hängenden Flächen verſchiedener Güte (Bonität) 
aufgeteilt, die Gewanne, aus denen jedem ein- 
zelnen Bauernhof ſein Anteil in Streifen, Par⸗ 
zellen, zugemeſſen iſt. Über den Gewannen 
hinaus liegt das Allgemeinland, die Allmende: 


Wieſen, Weide, Odland und Wald. Gemeinſame 


Wege führen vom Dorf in die Gewanne, nicht in 
die Einzelparzellen. Damit kein Bauer die 
Saaten des anderen ſchädigt, ſind die Zeiten für 
Zufahrt und Bewirtſchaftung der Felder „im 
Flurzwang“ einheitlich feſtgeſetzt. Gemeinſame 
Beſtimmungen regeln aber nicht allein die Be⸗ 
ſtellungs⸗ und Erntezeiten. Die Dorfordnungen, 
Rechtſame und Weistümer erſtrecken ſich vielmehr 
auch auf Bauvornahmen jeder Art, von dem ge⸗ 
meinſam betriebenen Weabau bis zum Hausbau 
des einzelnen Bauern. Sie weiſen jedem ein- 
zelnen Bauherrn beſtimmte Hilfen an, die er an 
Werkſtoffen ſeitens der Gemeinde beanſpruchen 
darf und weiſen ihm weiter die Hand- und 
Spanndienſte der Dorfgenoſſen zu, um eine 
raſche Förderung des Baues innerhalb der ſo⸗ 
genannten Schönwetterfriſt zu ermöglichen. Das 
Werkholz wird ſeitens der Gemeinde in genau 
feftgelegter Menge, Stückzahl und Beſchaffenheit 
aus den Gemeindewaldungen angewieſen. Steine, 
Lehm und Sand ſind in den Gemeindebrüchen 
zur Verfügung geſtellt. Kalk und Ziegelbrenne⸗ 
reien wurden vieler Orts zuerſt als gemeindliche 
Betriebe errichtet. 

Wie nach dem Hubertusburger Frieden der alte Fritz 
in den zerſtörten ſchleſiſchen Provinzen alte Dörfer wieder 
aufbaute und neue Dörfer anlegte, griff er auf Dorf- 
rechtſame und ihre öffentlichen Hilfen zurück, indem er 
ſeinerſeits nicht allein die bautechniſchen Leiter der Neu⸗ 
gründungen ſtellte, ſondern auch aus ſtaatlichen Wäldern 
genau beſtimmte Bauholzmengen jedem einzelnen Hof zu⸗ 
wies und die Werkſtoff⸗ und Arbeitshilfen der Koloniſten 
auf der Grundlage der Selbſthilfe, wie wir heute ſagen 
würden, organiſierte. 

Die Bauſtoffe, in der Regel der nächſten Um⸗ 
gebung entnommen, waren gewiſſermaßen der 
Extrakt des zweckmäßigſten, was eine Gegend an 
geeignetem Baumaterial bieten konnte. Ihre 
Verarbeitung hatte ſich in langen Zeiträumen in 
der wirtſchaftlichſt günſtigſten Art herausgebildet. 
Dieſe bodenſtändigen Bauſtoffe ſtellten eine glück⸗ 
liche Verbindung des Bauwerks mit dem Boden, 
der umgebenden Landſchaft her. Die bodenſtän⸗ 
digen Bauten aus Holz, Bruchſteinen, Lehm, 
Sand. Stroh und Schilf erſchienen wie Kinder 
des Bodens, wie organiſche Beſtandteile der Land⸗ 
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ſchaft, nicht wie Fremdlinge oder der Land— 
ſchaft aufgezwungene Fremdkörper. Ebenſo wie 
die Bauſtoffe und ihre Verarbeitung war auch 
die Hausform aus den Bedürfniſſen des Land- 
lebens entwickelt, herausgewachſen: die wirtſchaft⸗ 
lichſte Löſung des ländlichen Raumbedürfniſſes, 
ein Typ. Mochten beſondere Verhältniſſe, wie die 
Rückſicht auf eine ſteile Lage, auf ſchwierigen 
Untergrund, beſſere Beſonnung, Windſchutz, oder 
auf nachbarrechtliche Verhältniſſe auch gelegentlich 
zu Abwandlungen oder Ergänzungen des Typs 
zwingen, — ſtets bildete die Einheitsform das 
greifbare Vorbild jedes Neubaues. Der Bauer 
als Bauherr war ſein eigener Bauberater, ſein 
Disponent, ſein Bauleiter. Er leiſtete mit ſeinem 
Geſinde und Angehörigen die Hauptarbeit am 
Bau, Dorfgenoſſen die Hand- und Spanndienſte. 
Störarbeiter, die von Ort zu Ort zogen, halfen 
bei den Facharbeiten. Sie wurden vom Bauern 


gegen Verpflegung und Entlohnung an 
genommen. 
Der Begriff des Hauſes, das bei Unter- 


nehmern und Geſchäftsleuten nach Plan beſtellt 
und vom Beſteller ſchlüſſelfertig übernommen 
wird, war alſo dem Dorfbau fremd. 

Im ländlichen Wirtſchaftsbetrieb bildet der 
Hof — nicht etwa nur das Wohnhaus die Ein— 
heit — den Kern: der Hof mit den Ställen, den 
Futter- und Getreideſpeichern mit Tennen und 
Banſen, den Wagen- und Brennholzſchuppen, dem 
Hofpflaſter mit Zufahrt, Einfriedigung, Dung- 
lege und Brunnen. Das Wohnhaus iſt inner- 
halb dieſer baulichen Betriebsanlagen nur ein 
Teil. Raumgröße und Anlage halten ſich in be- 
ſcheidenen Grenzen des ländlichen Arbeits- und 
Ruhebedürfniſſes. Das Wohnhaus enthält meiſt 
in Dachkammern oder in einem aufgeſetzten 
oberen Stock noch die Räume für Altſitzer oder 
Austrägler, ſofern es die Altſitzer nicht vorziehen, 
ein eigenes kleines Häuschen für ihre alten Tage 
zu beziehen. 

Bei einfachen kleinen Dorfhäuſern ſpielte das 
Baukapital noch nicht die ausſchlaggebende Rolle, 
wie etwa beim heutigen Kleinhaus, und es klingt 
ganz glaubwürdig, was Riehl in „Land und 
a vom einfachen Weſterwäldiſchen Haus 
agt: 

„Heute wie noch vor hundert Jahren baut ſich der 
Bauer mit einem Kapital von beiläufig fünfundzwanzig 
Gulden ſein Häuschen, die Arbeit der eigenen Hände, die 
er in den Bau ſteckt, iſt der bedeutendſte Teil ſeines An⸗ 
lagekapitals, er baut ſein Haus im Wortſinn ſelber. 
Darum ſieht man auch bier noch fo häufig, wie in alten 
Zeiten, verlaſſene, in ſich zuſammenfallende Häuſer, 
namentlich auf einſameren Punkten. Denn der hypothe⸗ 
kariſche Wert, der Wert des Materials, der Bauarbeit, 
der Lage iſt da oft ſo gering, daß gar keine andere Wahl 
bleibt als das Haus verfallen zu laſſen, wenn der Be⸗ 
wohner verdorben iſt, und ein anderer ſich nicht ſofort 
einfindet. Die Koſten des Abbruchs würden den Wert des 
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abzubrechenden Materials bei weitem überſteigen. Man 
reißt heraus, was an Holzwerk noch halbwegs brauchbar 
it; den Reſt mag dann der Nordweſtwind zuſammen⸗ 
blaſen.“ 

Noch gibt es keine feſten Verbindungswege. 
Das Dorf iſt auf ſich allein angewieſen und jeder 
eigene Haushalt erzeugt im eigenen Betrieb was 
er braucht: Brot und Fleiſch, Seife und Kerzen, 
ſelbſt Wäſche und Kleider. Auf Spinnrad und 
Webſtuhl wird der ſelbſtgebaute Flachs, die Wolle 
der eigenen Schafe geſponnen und gewebt. Der 
Bauer walkt und färbt, oft mit ſelbſtgebautem 
Krapp. Das Brot wird in eigenem oder im 
Kommunenbackofen gebacken, das Bier im Kom— 
munen⸗Sudhaus gebraut. Der Bauer verſieht 
alſo gewerbliche Tätigkeiten ebenſo wie die Land— 
wirtſchaft und iſt von Haus aus handwerklich 
begabt und geſchult, iſt Landwirt und Handwerker 
in einer Perſon. 

Ende des 18. Jahrhunderts entſtehen feſte 
Wege von Dorf zu Dorf. Feſte Straßen führen 
vom Dorf zur Stadt. Das Dorf kommt nun in 
nähere Berührung mit der Stadtwirtſchaft und 
lernt den mechaniſchen Betrieb kennen. Zu Be 
ginn des 19. Jahrhunderts ſehen wir, — ein 
Zeichen der mechaniſchen Einſtellung und gewerk— 
lichen Begabung des deutſchen Bauern — bejon- 
ders in Mitteldeutſchen Bezirken, auf Dörfern 
und in Dorfmühlen mechaniſche Kleinbetriebe — 


vor allem Wollſpinnereien — entſtehen, die mit 
Waſſerkraft oder durch Göpelwerke betrieben 
werden. Sie ſind aber bald wieder von der 


Dampfkraft, der Großinduſtrie, in den Fabrik⸗ 
ſtädten verdrängt. Von da ab wandert der Über— 
ſchuß der dörflichen Bevölkerung als „Fabriker“ 
in die Stadt. Das hausgewerbliche Intereſſe 
verſchwindet zunächſt mehr und mehr im Dorf 
und in der Hauswirtſchaft. Der Bauer kauft die 
Gegenſtände des täglichen Bedarfs, wie Wäſche, 
Kleider und Schuhe. Außer Schmied und Stell- 
macher ſiedeln ſich im größeren Dorf nun 
Schneider, Schuſter, Schreiner, Zimmerer und 
Maurer als „Ackerbürger“ an. Beim Bauern 
tritt das landwirtſchaftliche Intereſſe alſo jetzt erſt 
in den Vordergrund. Die vielen Einzelparzellen 
der Gemenglage, der zerſplitterte Grundbeſitz wird 
als zeit- und kraftraubend, der Flurzwang als 
läſtig empfunden. Die Flurbereinigung ſoll 
durch Zuſammenlegung der Parzellen und Durch— 
bildung zuſammenhängender Flächen die leichtere 
Bewirtſchaftung der Acker ermöglichen, rationellen 
und intenſiven Wirtſchaftsformen den Boden be- 
reiten. Einheitliche Maßnahmen zur Verbeſſe— 
rung von Ackerbau und Viehzucht greifen Platz. 
Wo der Einzelne zu ſchwach iſt, bilden ſich Ge⸗ 
noſſenſchaften zu gemeinſamem Bezug von Ma⸗ 
ſchinen, von Zuchtvieh und Saatgut. Maſchinen⸗ 
arbeit verdrängt die Handarbeit, elektriſche Kraft 
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und Rohölmotoren kommen der menjchlichen Mr- 
beitskraft zu Hilfe. Die Stadt kommt aufs Land. 

In allem Wechſel blieb bisher das Dorfhaus, 
die Dorfwohnung nicht nur als Wohnform — 
als Eigentümerhaus —, ſondern auch in ihrer 
Einteilung und ihrem Aufbau erhalten. Mehr 
noch: wie ſie früher zum Vorbild des Stadthauſes 
wurde, jo wird fie heute zum Vorbild des Mr- 
beiterhauſes und weiter zum Vorbild der Heim- 
ſtätte. Die Beſtrebungen der neueſten Zeit zur 
Typiſierung des Mittelſtandshauſes und Arbeiter- 
hauſes kommen bewußt oder unbewußt auf das 
Dorfhaus zurück. 

Die kommende Stadt- Land - Kultur findet 
durch die geſchichtliche Entwicklung des Dorfes 
ſchon den Boden geebnet. Gleichviel ob nach Auf⸗ 
lockerung der Städte⸗ und Werkſtatt⸗Ausſiedlung 
nun Arbeiterkolonien mit Heimſtätten errichtet 
werden oder in neuen Grüngürteln und Zonen 
nun gärtneriſche oder landwirtſchaftliche Intenſiv⸗ 
betriebe entſtehen. Sie kann das geiſtige Erbe 
des Dorfes in wirtſchaftlicher und geſellſchaftlicher 
Hinſicht antreten. Die alte Dorfgeſinnung liegt 
der Bevölkerung noch im Blut als Doppelveran- 
lagung für Handwerk und Landwirtſchaft, als 
Doppelſinn für Gemeindewirtſchaft und Privat- 
wirtſchaft. 

Die alte Stadt. 

Im Anſchluß an dörfliche Siedlungen, an 
wirtſchaftlich wichtige Punkte oder in Anlehnung 
an geeignete Kaſtelle, Klöſter oder Herrenſitze hat 
ſich die Stadt durch Aufnahme von Gewerbe und 
Handel entwickelt. Ihre Bürger, nach Berufs- 
gruppen vereinigt, bilden Gemeinden in der Ge- 
meinde, find aber als ſolche auf Gedeih oder Ber- 
derben mit „ihrer Stadt“ verbunden. Sie pro⸗ 
duzieren und handeln. Der Markt wird Mittel⸗ 
punkt der Stadt. Der Mauerring iſt das äußere 
Zeichen der zur gegenſeitigen Hilfe verbundenen 
und ſich nach außen eng abſchließenden Gemein⸗ 
ſchaft. Das wirtſchaftliche und ſoziale Leben wird 
einheitlich von einem Geiſt, einer Weltanſchauung, 
einer Religion durchdrungen; dieſer Geiſt findet 
ſein alles überragendes Symbol in den hohen 
Kirchenbauten. Baukunſt, Malerei, Plaſtik und 
Kunſtgewerbe ſprechen eine zeitgemäße, allen ver- 
ſtändliche Sprache. 

Wie das Dorf, zeigt auch die alte Stadt das 
Beſtreben eigener Haushaltungen. Jeder Bürger 
hat jein eigenes Haus. Das Bürgerhaus ent- 
wickelt ſich, wie das Dorfhaus, zunächſt in zeit⸗ 
los⸗ſchlichten Formen aus dem Fachwerk. Eng 
gedrängt ſteht Haus an Haus in der wehrhaft 
mauerumgürteten Stadt. Die ſteilen Giebel ſind 
gegen die Straße gewandt. Die beſchränkte Bau⸗ 
fläche zwingt zum Hochbau, zum Aufeinander⸗ 
ſetzen mehrerer Geſchoſſe (Aufſtocken, Stockwerk). 
Die Zahl der Stockwerke iſt je nach Lage des 
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Hauſes und Stellung des Inwohners verſchieden. 
Die oberen Geſchoſſe ragen vielfach gegen 
die Straße über die unteren Geſchoſſe vor. 
Der Grundriß des Wohnhauſes läßt unſchwer 


den Urſprung vom Dorfhaus erkennen, iſt 
aber dem ſtädtiſchen Bedarf entſprechend 
abgewandelt. Im Erdgeſchoß ſind je nach 


Landesbrauch Lauben, Werkſtätten, Läden, Ge⸗ 
ſchäftsräume, Stallungen, Magazine oder Hoh- 
keller eingebaut. Vorrats⸗ und Speicherräume 
nehmen die oberſten Stockwerke und Böden 
ein. Dazwiſchen liegen die Wohnräume des 
Hausherrn und ſeiner Familie, der Altſitzer 
und ſonſtiger Angehöriger. Dienſtboten und 
Dienſtleute finden den patriarchaliſchen Zeitver- 
hältniſſen entſprechend die Wohnung bei ihrer 
Herrſchaft. Die Landſtraßen ſind ſchlecht und 
unſicher das Land. Strenge Zollgrenzen ſcheiden 
die Städte, nicht ſelten auch Stadt und Land. So 
bildet der Bering ſeinen eignen geſchloſſenen 
Wirtſchaftskreis, der möglichſt alles, was er be- 
darf, auch ſelbſt erzeugt und in gemeindebürger- 
licher Abgeſchloſſenheit fremden Zuzug fernhält. 


Das Mittelalter geht zu Ende. Mit ihm die 
ſtrenge Bindung aller in einem Geiſt. Humanis⸗ 
mus und Reformation löſen eine neue Zeit aus. 

Die Bautätigkeit der freien Städte kommt 
mehr und mehr zum Stillſtand. Die landesfürſt⸗ 
lichen Städte kommen hoch. Repräſentative Rück⸗ 
ſichten fordern hier einheitliche großzügige 
Straßen und Straßenwände, Maſſivbauten in 


regelmäßiger Achſenteilung mit vorgeſchriebener 


Stockwerkshöhe. Seit Ende des Dreißigjährigen 
Krieges tritt anſtelle des Holz- und Fachwerk⸗ 
baues allmählich der Steinbau und mit ihm 
ſtreng gegliederte Faſſaden, welche der jeweiligen 
Mode, dem Zeitſtil, in ihren Gliederungen und 
Schmuckformen folgen. Das vornehme Stadthaus 
wendet die Breitſeite (Trauflinie) der Straße zu. 
Die Giebel als Brandmauern kommen gegen den 
Nachbarn zu ſtehen. Der Anfang des Reihen- 
hauſes, langer, einheitlicher Straßen- und Platz 
wände iſt gemacht. Hinter der breiten Straßen⸗ 
front der Wohnhäuſer werden die Wohnräume 
höher und lichter. Die Treppen münden in 
breite Dielen und Korridore. Neben dem bürger⸗ 
lichen Eigentümerhaus entſtehen nun Häuſer für 
Werk⸗ und Dienſtwohnungen der landesfürſt⸗ 
lichen Beamten und Arbeiter. Dieſe Wohnbauten 
gehen in ihrem Umfang zum Teil über das Be- 
dürfnis einer einzelnen Haushaltung hinaus und 
werden nun nicht ſelten für zwei oder mehrere 
Familien eingerichtet, zunächſt für jede Woh⸗ 
nung mit eigenem Zugang und Treppenhaus. 
Neben den landesfürſtlichen Städten finden 
wir noch im 18. Jahrhundert die Kleinſtädte mit 
ihren Ackerbürgern, die „ländliches Gewerb mit 
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Bürgergewerb — Handwerk und Handel — 
paaren“. Behäbige Landſtädtchen, wie wir ſie 
aus „Hermann und Dorothea“ kennen. Hier iſt 
der Hausbeſitzer noch wahrer Hausherr, der nur 
ungern Räume an Fremde abgibt und im Fremd- 
ling den läſtigen Eindringling ſieht. Die Stadt⸗ 
gemeinde iſt hier geſellſchaftlich und wirtſchaftlich 
noch ein geſchloſſener Kreis, deſſen Glieder durch 
alle Bande der Seßhaftigkeit verbunden, zur 
gegenſeitigen Anteilnahme und Hilfe verpflichtet, 
in ihrem Zuſammengehörigkeitsgefühl ein reges 
Intereſſe an allem Geſchehen, an den Leiden und 
Erfolgen ihres Gemeinweſens nehmen. Haus und 
Hof gehören zum Begriff des Bürgers (mein 
Haus, meine Burg). Der Hausbau iſt noch ur⸗ 
eigenſte Angelegenheit des bürgerlichen Bauherrn. 

Der Ackerbürger iſt, wie der zeitgenöſſiſche 
Bauer, Gewerker und Landwirt in einer Perſon, 
— nur verfeinerter und ſicherer —; wirtſchaftlich 
ſicherer durch den Betrieb ſeines Gewerbes. 

Die Sicherung gegen Brände, der größere 
Umfang der Stadthäuſer, ihre maſſive Aus- 
führung und bedeutendere Aufmachung, ihr 
höherer Bauwert, hatte unter dem Zwang öffent- 
licher Vorſchriften in den Städten immer mehr 
dahin geführt, auch Wohnbauausführungen 
(— unbeſchadet der weitgehenden Mitwirkung des 
Hausherrn in Planung, Finanzierung und Ma⸗ 
terialanfauf —) an Fachleute zu übertragen, 
Bauhandwerker. Sie waren als eigenes Gewerke 
nach einzelnen Arbeitsgattungen zunftmäßig zu- 
ſammengefaßt. Sie wahrten auch im Hausbau 
ſtreng die Tradition und boten dadurch Gewähr 
für eine einheitliche Werkauffaſſung und organi- 
ſche Entwicklung des Hausbaues. Selbſt wo ſie 
nur zum Teil und wenig mitwirkten, wie beim 
Bau der Kleinhäuſer für die Tagelöhner und Mr- 
beiter am Außenring der Städte, beeinflußte ihr 
gutes Vorbild den Selbſtbau. Haus und Stadt 
waren damit das Bild einer einheitlichen, in ſich 
ruhenden Kultur. Mochten auch Kriege und 
Brände häufig Lücken in den einheitlichen Beſtand 
der Städte reißen, fie wurden ſtets den Anforde- 
rungen ihrer Zeit, dem Zeitgeiſt entſprechend, 
aber ohne Diſſonanz mit dem Alten, wieder ge— 
ſchloſſen. 

Das Zunfthandwerk hielt auf ſtrenge Ord- 
nung und ſetzte ſich im „Befähigungsnachweis“ 
enge Grenzen. Die ſtrengen Regeln ſollten ge— 
werbliche und wirtſchaftliche Sicherheiten bieten; 
in letzter Zeit, beſonders bei geringen Verdienſt— 
möglichkeiten, auch gegen Unterbieten ſichern. 
Trotzdem ließen Stellung und Einkommen der 
Bauhandwerker oft zu wünſchen übrig. Sie 
arbeiteten ſelten für eigene Rechnung und lebten 
meiſt in beſcheidenen Verhältniſſen. 

Solange ſoziale Beſchränkungen, politiſche und 
wirtſchaftliche Hemmungen und Bedrängriſſe, 
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Kriege, Krankheiten und Abwanderung die raſche 
Volksvermehrung hemmten, konnte der Zunftbau 
den Anforderungen der ſtädtiſchen Wohnungs⸗ 
nachfrage noch gerecht werden. Wie aber dieſe 
Verluſte mehr und mehr nachließen, ſtellte der 
Zunftbau nicht mehr das erforderliche Angebot an 
Arbeitskräften, das der Bevölkerungszunahme 
entſprochen hätte und zur raſchen und ſparſamen 
Abwicklung des Wohnbaues nötig geweſen wäre. 

Wie die läſtigen Zollgrenzen innerhalb der 
deutſchen Staaten mit Errichtung des Zollvereins 
um 1834 immer mehr fielen, wie nun eine Stadt 
mit der anderen, Stadt und Landbezirk unge- 
hindert Verkehr und Warenaustauſch pflegen 
konnten, wie Steinkohle den Hausbrand erſetzte, 
Eiſengewinnung, Maſchinenbau- und Maſchinen⸗ 
induſtrie immer größeren Umfang annahmen, 
wie das Schienennetz der Eiſenbahnen das Land 
überſpannte, die Schiffahrt auf Strömen und 
Über⸗See zunahm und das Bank- und Kredit- 
weſen immer größere Unternehmen finanzierte, 
da hatte nicht nur ein neues Kapitel der Wirt⸗ 
ſchaftsgeſchichte, ſondern auch ein neues Kapitel 
der deutſchen Wohnungsgeſchichte begonnen. - 

Auf dem Wege zur Großſtadt. 

Mit dem Wirtſchaftsliberalismus in der Mitte 
des vorigen Jahrhunderts waren die Geſetze der 
Gewerbefreiheit und der Freizügigkeit zur Ein⸗ 
führung gekommen. Dieſe neuen Geſetze äußerten 
ihre Wirkung aber nicht nur dahin, daß die Zahl 
der Bauarbeiter und die Mengen der Bauſtoffe 
weſentlich vermehrt wurden, — der Wohnungs⸗ 
bau entledigte fich nun immer mehr der Bejchrän- 
kungen, welche geſellſchaftliche, geſundheitliche und 
äſthetiſche Rückſichten und Bindungen ihm bisher 
auferlegt hatten. Neben den Bauhandwerkern 
ſuchte ein Heer von Spekulanten, Maklern und 
Händlern ihren Verdienſt im Schlüſſelgewerbe des 
Wohnbaues, angelockt durch die große Nachfrage, 
die auf dem „Wohnungsmarkt“ einſetzte. 


Die Städte an den neuen Verkehrsadern 
wurden Mittelpunkte der Induſtrie, des Handels 
und der Behörden. Was abſeits der großen Ver- 
kehrsadern lag, war mehr und mehr lahm gelegt. 
Der Überſchuß der ländlichen und kleinſtädtiſchen 
Bevölkerung ſtrömte feit 1871 den neuen Jn- 
duſtrien zu, die ſich an den neuen Wirtſchafts⸗ 
kernen ſammelten. So wurde es ſtill in manchem 
Bezirk und Städtchen. Bald kamen nur noch 
Künſtler und Kunſtfreunde, hier in beſchaulich 
verträumter Ruhe die Schönheit verfloſſener 
Zeiten zu genießen. Wirtſchaft, Garten- und 
Feldbau gingen zurück und manche früher „reiche 
Gegend“ wurde „armes Land“. 


In den neuen Städten aber war für Bevöl⸗ 


kerungszunahme und Bevölkerungsdichte keine 
Schranke mehr gezogen. Die Zahl der Heiraten 
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und neuen Haushaltungen wuchs. 
archaliſche Verhältnis zwiſchen Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer war zu Ende. Der Arbeitnehmer 
wurde durch reinen Geldlohn abgefunden und 
hatte jetzt für Kleidung, Nahrung und Wohnung 
ſelbſt zu ſorgen. Gemeinden und Staat ihrer- 
ſeits überließen die Wohnungsfürſorge ebenfalls 
den Wohnungsſuchenden bezw. der privaten 
Unternehmung, dem geſchäftsmäßigen Woh- 
nungsbau. À 

Die Wohnungsnachfrage der freien, un- 
ſtändigen Arbeiter der neuen Induſtrieen wurde 
noch durch die Nachfrage der Arbeiter und Ange— 
ſtellten des Handels vermehrt und das Beamten- 
tum, das fon jeit dem Aufgehen der Klein- 
ſtaaterei in größeren politiſchen Verbänden an 
Bodenſtändigkeit immer mehr verloren hatte, 
bildete mit der Maffe der Arbeiter und Ange- 
ſtellten der freien Berufe zuſammen ein Heer von 
Wohnungsſuchenden, die nur imſtande waren — 
zu mieten. 


Die Wohnmagazine wachſen: Aſyle der Sozial⸗ 
Heimatloſen! — — Treibhausartig entfaltet ſich 
die Wirtſchaft. Raubbau macht aus dem geſunden 
Bauern- und Bürgerblut, das Eigenheim und 
Scholle verlaſſen hat, — — 

das Proletariat der Mietkaſerne. 
Die Wirtſchaft blüht — die Geſellſchaft zer⸗ 


fällt. 

Das klare Verhältnis von Hausherrn und 
Haus, von Bürger und Gemeinde, iſt geſchwun⸗ 
den. Das Ideal der häuslichen Behäbigkeit und 
Behaglichkeit, das Intereſſe des Hausinwohners 
am Haus iſt dahin. „Die moderne Stadtgemeinde 
iſt wie ein großes Wirtshaus, in welchem man, 
von allen Banden örtlicher Seßhaftigkeit frei, ein 
ſoziales Junggeſellenleben führen kann. Familie, 
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Haus, Gemeinde und Staat zeigen hier die Form 
der Auflöſung.“ 

— — — So war die Lage, wie der Krieg 
fei und ein ſozial⸗geſchloſſenes Volk finden 
ollte. 

Die raſche Entwicklung des deutſchen Wirt⸗ 
ſchafts lebens hatte den Wohnungsbau in falſche 
Bahnen gelenkt. Sie hatte ihm keine Zeit qe- 
laſſen, das ſchwierige techniſche Problem der 
billigen, geſunden Volkswohnung zu löſen und 
hatte dieſes Problem durch den Übergang zum 
Maſſen⸗Miethaus verwirrt. 

Einige Zahlen mögen uns zeigen, wie raſch die Wohn⸗ 
pon der Mietwohnung durch die Induſtrialiſierung über⸗ 
and genommen hatte. Noch um 1800 waren in Preußen 
75% der Bevölkerung auf dem Land angeſiedelt, 25% in 
Städten und Kleinſtädten, viele davon als Ackerbürger und 
ſelbſtändige Gewerbetreibende, die meiſten als Hauseigen⸗ 
tümer. Vor dem Weltkrieg aber wohnten über 80 v. H. 
der deutſchen Bevölkerung zur Miete. 

England, Amerika, Belgien und Frankreich hatten trotz 
gleicher induſtrieller Entwicklung in der gleichen Zeit durch 
eine glückliche Bodenpolitik und Verkehrspolitik das Ein⸗ 
1 als Regel beibehalten und durch lockere 
Aberbauung der Induſtrieorte der Bevölkerung den Genuß 
am Boden geſichert. Heute wohnt man wie vor dem Krieg 
in England und Belgien noch billiger im Eigenheim wie 
der Deutſche in der Mietkaſerne. 

Der Weg zum Staat geht über die Gemeinde. 
Der Weg zur Gemeinde geht durch die Familie 
und das Haus. Nicht durch das Haus der andern 
— ſondern durch das Familienhaus. 

„Die ſozial⸗-heimatlos gewordenen Glieder der 
Gemeinde wie der Geſellſchaft müſſen unter einer 
neuen, beweglicheren Form wieder eingebürgert 
und ſeßhaft gemacht werden, die in der Über⸗ 
gangsphaſe äußerlich verwiſchten Gruppen⸗ 
bildungen der Gemeinde wie der Geſellſchaft mit 
neuen feſten Linien umriſſen werden.“ 


(Ritol, Land und Leute.) 


vermiſchtes. 


Ausſtellung farbiger Architektur in Hamburg. 

Am 9. April wurde in der Stadthalle eine Aus- 
ſtellung eröffnet, die ſich zur Aufgabe geſetzt hat, über 
den gegenwärtigen Stand der Farbe im Städtebild zu 
inſormieren. Die große Mehrzahl der von den ſtädtiſchen 
Bauverwaltungen und Privatarchitekten ausgeſtellten 
Entwürfe befaßt ſich mit der Aufgabe, mehr oder weniger 
gute alte Bauten oder Baugruppen ihrem eintönigen 
Grau durch farbige Bemalung zu entreißen. Retroſpektiv 
wie dieſe Architekturen ſind auch meiſt die Farbgebungs⸗ 
entwürfe in ſchwachen, gebrochenen Tönen. Solche Ver- 
ſuche werden ſich, beſonders in Großſtädten, ſchon nach 
kurzer Zeit als falſch erweiſen, da der ſich ablagernde 
Schmutz und Ruß die Farbwirkung bis zur Unkenntlich⸗ 
keit herabmindert. Demgegenüber verdienen einige Ar⸗ 
beiten von Völker, Halle, Hervorgehoben zu werden, die 
nicht nur inſofern lebendiger wirken, als ſie ſich mit 
neuzeitlicher Architektur befaſſen, ſondern auch wegen der 


reinen kräftigen Farben, die zur Verwendung gelangten. 
Die Bemalung des Magdebur Rathauſes kann als 
muſtergültiges Beiſpiel für farbige Belebung eines alten 
Bauwerkes bezeichnet werden. Immer wieder kann man 
die Feſtſtellung machen, daß die Leuchtkraft der Farben 
dann ganz beſonders in Erſcheinung tritt, wenn ſie gegen 
Weiß oder neutrale Töne geſtellt wird. In dieſer Hin⸗ 
ſicht wirkt das Projekt des Stadtbauamtes Frankfurt a. O. 
für die farbige Ausgeſtaltung der dortigen Heimag Sied- 
lung recht reizvoll. Ein längerer Reihenhausblock iſt 
weiß getönt, die Fenſterumrahmungen rot abgeſetzt. In 


größeren Abſtänden wird dann dieſe ruhige Front durch 


einheitlich geſtaltete, in Giebeln endigende Vorbauten, 
die in reinen kräftigen Farben getönt ſind, rhythmiſch 
unterbrochen. 

Den intereſſanteſten Teil der Ausſtellung bildet der 
Wettbewerb für die farbige Ausgeſtaltung des Straßen⸗ 
zuges Bur ſtah. Ich hatte bereits in dem Aufſatz „Die 


150 


e ch le ich ee eim 


Organiſation der farbigen Geſtaltung“ in Heft 2 dieſes 
Jahrgangs darauf hingewieſen, daß nur die planmäßige 
Löſung der Bemalung ganzer Straßenzüge ein befrie⸗ 
digendes Ergebnis bezüglich der Verwendung der Farbe 
im Städtebau gewährleiſten kann. Dieſer Wettbewerb 
beſtätigt nicht nur dieſe Auffaſſung, ſondern weiſt auch 
gleichzeitig den gleichen Weg, der zur Erreichung dieſes 
Zieles in dem vorgenannten Aufſatze gewieſen wurde. 
Während nämlich alle die Projekte, die mit vielfachem 
Farbwechſel von Haus zu Haus arbeiten, in ihrer Wir⸗ 
kung nicht befriedigen, zeigen die Entwürfe, die längere 
Straßenzeilen unter Verwendung nur beſchränkter 
Skalen reiner Farbtöne zu einheitlicher Farbwirkung 
zuſammenfaſſen, die künſtleriſch beſte Wirkung. Ein nicht 
ausgezeichneter Entwurf Motto „grün, blau, braun, 
braunrot“ tönt den Straßenabſchluß einer auf der einen 
Seite blau, auf der anderen Seite grün gehaltenen 
Straße mit warmem Rot. Auch der mit dem 2. Preis 
ausgezeichnete Entwurf „Bur ſtah!“, der offenbar vom 
gleichen Verfaſſer ſtammt, verrät ein ſicheres Farb⸗ 
empfinden. Der Entwurf „Scholle“ behandelt einen 
N Häuſerblock in leuchtendem Gelb, Orange 
und Rot. 


In reicher Überſicht werden in einer beſonderen Mb- 
teilung die bekannten neueren Farben ausgeſtellt. Man 
vermißt eine amtliche Bewertung der Farbenqualitäten, 
die doch die Grundlage jeder Wiedereinführung der Farbe 
zur Belebung des Stadtbildes ſein müßte! Kommt man 
heute nach Magdeburg, ſo erſchrickt man über die geringe 
Haltbarkeit der dort erſt vor wenigen Jahren ange⸗ 
fertigten Hausanſtriche. Während das Problem kräftiger 
Farbgebung auf friſchem Putz heute ſchon als gelöſt be- 
zeichnet werden kann, werden Anſtriche auf alten Ge- 
bäuden noch langer Erprobung und wiſſenſchaftlicher 
Beobachtung bedürfen, ehe auch dieſe Aufgabe zu einem 
befriedigenden Ergebnis gebracht ſein wird. M. 


Erhöhung der Hauszinsſteuer. 

Durch die 5 zur Ausführung der dritten 
Steuernotverordnung des Reiches vom 14. 2. 1924 (dritte 
preußiſche Steuernotverordnung) vom 28. März 1925 
S. 156 dieſes Heftes) iſt die Hauszinsſteuer von 60% 
auf 700% der ſtaatlichen Grundvermögensſteuer erhöht 
worden. Gleichzeitig iſt ein anderer Verteilungsmaßſtab 
für die Verwendung der Steuer eingeführt worden. 
Während bisher “a des Steuerertrages für den Woh- 
nungsbau und % für ſonſtige Zwecke zu verwenden 
waven, fließen jetzt ¼4, aljo die Hälfte des Steuer- 
ertrages, dem Wohnungsbau zu. Hiervon fallen ½¼ (alfo 
„ der ganzen Steuer) dem ſtaatlichen Ausgleichsfonds 
und ½ den Stadt- und Landkreiſen nach Maßgabe des 
örtlichen Aufkommens zu. Die Erhöhung der Steuer 
kommt alſo in der Hauptſache dem Ausgleichsfonds zu⸗ 
gute. Da der Ertrag der geſamten Steuer bisher auf 
rd. 540 Millionen Mark 90 chätzen war, würde die Er⸗ 
höhung der Steuer etwa 90 Millionen Mark ausmachen, 
ſodaß der geſamte Steuerertrag fih jetzt auf 630 Mülli- 
onen Mark ſtellen würde. Hiervon würden / — 135 
Millionen Mark dem Ausgleichsfonds und Yu — 180 
Millionen Mark den Stadt- und Landkreiſen für Woh- 
nungsbauzwecke zufließen. Der Ausgleichsfonds, der 
bisher nur rd. 45 Millionen Mark betrug, würde da⸗ 
nach eine Verdreifachung erfahren. Dagegen bliebe der 
Anteil der Stadt⸗ und Landgemeinden unverändert. 

Die neue Regelung ift inſofern zu begrüßen, als 
gerade der Ausgleichsfonds ſich im vorigen Jahre als 
völlig unzureichend erwieſen hat. Es wird nach der 
neuen Regelung den Regierungspräſidenten weit eher 
möglich ſein, den Bedürfniſſen der Kreiſe mit geringem 


eigenen Steueraufkommen Rechnung zu tragen. Zu be⸗ 


rückſichtigen ift dabei noch, daß im vorigen Jahre der 


Ausgleichsfonds in überwiegendem Maße für die Lin⸗ 
derung der Notſtände im beſetzten Gebiet und in Ober⸗ 
ſchleſien verwendet worden iſt. Dies wird bei der ſtarken 
Erhöhung des Ausgleichsfonds nicht mehr im gleichen Ver⸗ 
hältnis erforderlich ſein. 

Die neue Regelung tritt mit dem 1. April 1925 in 
Kraft. Es iſt zu hoffen, daß die Überweiſung der Mittel 
des Ausgleichsfonds an die einzelnen Regierungspräſi⸗ 
denten mit der größten Beſchleunigung erfolgt, damit 
der Beginn der Bautätigkeit nicht noch länger hinaus- 
gezögert wird. Weiter iſt zu wünſchen, daß hinſichtlich 
der Verwendung des Ausgleichsfonds baldigſt genaue 
Beſtimmu erlaſſen werden, die die Mißſtände des 
vorigen Jahres zu beſeitigen geeignet ſind. Schließlich 
muß man hoffen, daß eine allgemeine weitere Ede e 
der Hauszinsſteuer für Neubauzwecke ſtattfindet, da au 
die nach der neuen Verordnung zur Verfügung ſtehenden 
Mittel nicht als ausreichend angeſehen werden können. 
Im übrigen beſtehen hinſichtlich der Rechtsgültigkeit der 
Verordnung erhebliche Bedenken. Sie wird gegen⸗ 
wärtig von dem Staatsgerichtshof geprüft. Es iſt aber 
anzunehmen, daß im Falle ihrer Aufhebung ein ent- 
ſprechendes Geſetz vom Landtage beſchloſſen werden 
würde. Bg. 


Warmwaſſerverſorgung in Wohnhäuſern. 

Die Arbeitsgemeinſchaft für Brennſtofferſparnis 
Berlin in Berlin W. 66, Leipziger Straße 3 (Zentr. 9061), 
hat zur Frage der dauernden oder periodiſchen Inbetrieb- 
haltung der Warmwaſſerverſorgungsanlagen auf Ver⸗ 
anlaſſung des Miniſters für Volkswohlfahrt, wie folgt 
Stellung genommen: 

Für die Entſcheidung kommen zwei Geſichtspunkte in 
Frege der hygieniſche unn der wirtſchaftliche. 

ß vom hygieniſchen Standpunkt aus der Dawer- 
betrieb unbedingt gefordert werden muß, bedarf im Hin⸗ 
blick auf die durch Krieg, Hungerblockade und Inflations⸗ 
pn geſchwächte Volksgeſundheit keiner weiteren Aus- 

rungen. . 

In wirtſchaftlicher Hinſicht iſt die Dauer der Betriebs⸗ 

iode ausſchlaggebend. Wird die Warmwaſſerver⸗ 
orgungsaulage etwa wöchentlich an zwei Tagen in Be⸗ 
trieb geſetzt, ſo iſt zu berückſichtigen, daß an dieſen beiden 
Tagen nahezu dieſelbe e verbraucht werden 
wird, wie in der ganzen Woche. Aus dieſem Grunde 
wird auch der Brennſtoffverbrauch demjenigen bei Dauer⸗ 
betrieb nahezu gleich ſein. Zweifellos wird aber die 
Anlage ſelbſt, die für eine derartig erhöhte Inanſpruch⸗ 
nahme nicht eingerichtet iſt, ſtark in Mitleidenſchaft ge⸗ 
gegen. Berückſichtigt man außerdem, daß auch an den 

agen, an denen die Anlage nicht in Betrieb iſt, in den 
Haushaltungen warmes Waſſer gebraucht wird, zu deſſen 

rſtellung auch Brennſtoff in den einzelnen n 
verbraucht wird, jo kann ein kurzer periodiſcher Betrieb 
dem Dauerbetrieb gegenüber nicht als wirtſchaftlicher an- 
geſprochen werden. 

Bei graben Betriebsperioden (alle zwei Wochen je 
drei Tage ieb) würde allerdings eine gewiſſe Brenn- 
ſtofferſparnis zu erzielen fein, der jedoch — ne von 
den hygieniſchen Bedenken — erhöhte Ausgaben für die 
Inſtandhaltung der an dieſen Tagen übermäßig bean⸗ 
ſpruchten Anlage gegenüberſtehen. 


Vom Rohſtoff zum Bau. 
Breslauer Baumeſſe. 
In den Rahmen des bekannten 56. cen Weste A 
lichen Maſchinenmarktes und der Techniſchen Meſſe iſt 
vom 14.—17. Mai wiederum eine Baumeſſe eingeordnet, 
ein Zweig der Wirtſchaft und der Technik, der durch 
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Kriegs- und Nachkriegsfolgen zu einem fajt völligen Still- 
ſtand verurteilt war und erſt jetzt, nach der Zeit der 
wilden Inflation, die Hoffnung auf eine ſtärkere Be⸗ 
lebung der erdroſſelten Bautätigkeit aufſteigen läßt. Man 
muß aber die bisherige Schwierigkeit des Baugewerbes 
beſonders aufmerkſam würdigen und alle erdenklichen 
Erſparnismöglichkeiten, alle rationellen Wege und Metho⸗ 
den finden, die vom Entwurf bis zur Konſtruktion, vom 
Koſtenanſchlag bis zum fertigen Bau eine Entwickelung, 
ein Aufblühen im Rahmen unſerer verarmten Wirtſchaft 
ermöglichen. — Die Breslauer Meſſe, der Sammelpunkt 
von Käufern und Intereſſenten, die einen Überblick über 
all dieſe Grundlagen und hauptſächlich einen durch Wett⸗ 
bewerb ausgeglichenen Einkaufsmarkt ſuchen, dieſe Bau⸗ 
meſſe bringt alle Stufen vom Rohmaterial, von den 
Projekten, Steinen, Hölzern und anderen Bauſtoffen bis 
zu den Baracken, Hallen, Häuſern und ſonſtigen fertigen 
und unfertigen Bauten. Es werden hier die vielen 
Beſtandteile der Dekoration, der Sicherheits: und 
Hygiene⸗Technik veranſchaulicht, die in ihrer Geſamtheit 
einen Überblick über den gegenwärtigen Stand des Bau⸗ 
gewerbes vom Rohſtoff bis zur Konſtruktion geſtatten. 
Wir ſehen alſo neben Grundriſſen und Planungen gleich 
die Bauſtoffe und die dazu gehörigen Bauhilfsmaſchinen, 
die in Verbindung mit den ſanitären und techniſchen 
Einrichtungen den Weg zum zweckmäßigen und techniſch 
vollkommenen Fertigbau angeben. 

Dieſe unübertroffene organiſatoriſche Geſtaltung — in 
Verbindung mit dem ſeit 61 Jahren beſtehenden Land⸗ 
wirtſchaftlichen Maſchinenmarkt und mit der auf deutſchem 
Boden zuerſt in Breslau angeregten Techniſchen Meſſe 
— zieht alle bautechniſch eingeſtellten Inteveſſenten, fo- 
wohl den Ausſteller, als auch den Einkäufer, in der ge⸗ 
ſicherten Erwartung von gegenſeitigen Erfolgen zur Bau⸗ 
meſſe nach Breslau vom 14.—17. Mai. 


Eine große wohnungspolitiſche Kundgebung in Berlin 
iſt am 8. und 9. Mai in Ausſicht genommen. Sie ſoll 
die öffentliche Aufmerkſamkeit darauf lenken, daß es trotz 
der ſchwierigen Wirtſchaftslage auch heute möglich iſt, 
Wohnungsreform in erheblichem Umfange zu treiben, 
insbeſondere die wirtſchaftlichen Grundlagen für eine 
ausreichende Bautätigkeit zu ſchaffen, um zunächſt ein⸗ 
mal der immer noch wachſenden Wohnungsnot zu 
ſteuern. Da der Reichstag die Regierung aufgefordert 
hat, bis zum 30. April Entwürfe über den Abbau der 
Zwangswirtſchaft vorzulegen, wird dieſe Kundgebung der 
Fachleute beſondere Aufmerkſamkeit verdienen. Die 
Vorbereitung liegt in der Hand des Deutſchen Vereins 
für Wohnungsreform (E. V.), Berlin W. 15, Joachims⸗ 
thalerſtr. 10. Tel. Bismarck 4190/91. 


Warum das Bauen ſo teuer iſt. 
Oberſchleſiſche Volksſtimme vom 10. 2. 1925. 

Derweil, wenn es dem Menſchen ſchlecht geht, macht 
der Teufel ſeine beſten Geſchäfte. Darum ſucht er das 
Elend noch unerträglicher zu geſtalten und läßt ſeine 
Spießgeſellen im Lande umherziehen, auf daß ſie die Gier 
nach dem gleißenden Gold zur Schickſalstragödie ſich aus⸗ 
wirken laſſen. Und viele Sinne verwirren ſich, erliegen 
der Verſuchung und ſchneiden aus der furchtbarſten Not 
ihrer Mitmenſchen koſtbare Riemen. Faſt daß man ver⸗ 
ſucht iſt anzunehmen, ſie wüßten ſelber nicht, welche ab⸗ 
ſcheuliche Gemeinheit ihr Handeln charakteriſiert. Da 
wohnen in unſerem Vaterlande unzählige Familien in 
Elendswinkeln, die mit einer menſchlichen Wohnung 
auch nicht das geringſte mehr gemein haben, leiden 
himmelſchreiende Not an Leib und Seele und verzweifeln 
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an Gott und den Menſchen. Wie konnte jo etwas ein- 
treten? Haben wir nicht genug Baumaterial, um den 
Armſten ihr elementarſtes Menſchenrecht auf eine wür⸗ 
dige Wohnung zu ermöglichen? Daran haben wir ber- 
fluß. Aber die es im Beſitz haben, entfremdeten es zu 
einer kapitaliſtiſchen Ware, deren Preis man in den 
Zeiten der Hochkonjunktur zum fieberhaften Wahnſinn 
gewiſſenlos ſteigert. Warum auch ungeſtraft, darüber 
vermag der Staat vielleicht Auskunft zu geben. Leben 
wir deshalb in der freieſten Demokratie, daß einer den 
anderen ausplündern darf? Warum ſind ausgerechnet 
jetzt, wo durch die Mietzinsſteuer eine ſtärkere Belebung 
des Baumarktes eingetreten iſt, die Steine zur Apotheker⸗ 
ware geworden, für die man den dreifachen Friedenspreis 
verlangt? Das Wort „Warum“ ſchreit hier mehr als 
anderswo nach Antwort. Die gibt uns mit zyniſcher 
Offenheit die Terrain⸗A.⸗G. Hohenzollernkanal, von der 
m Handesteil einer Berliner Zeitung folgendes zu leſen 
teht: 

„Infolge lebhafter Nachfrage nach Ziegeln hat ſich der 
Ziegelpreis, der Mitte vergangenen Jahres bis auf 
12 Mark herabgegangen war, auf 60 Mark gehoben, 
infolgedeſſen die Terrain⸗A.⸗G. Hohenzollernkanal, die 
im Weichbilde Berlin 2 Ziegeleien betreibt, eine an⸗ 
gemeſſene Dividende für das laufende Geſchäftsjahr an⸗ 
kündigt. Die Zuſammenlegung der Aktien iſt bei der 
Geſellſchaft 12:1 beabſichtigt.“ Deutſches Volk, wehre 
dich gegen die Erbärmlichkeit, daß die Jagd nach der 
höchſten Dividende elementarſte Menſchenrechte zertram⸗ 
pelt. So kann das nicht weitergehen. 

Der Ziegelpreisſkandal hat jo groteske Formen an- 
genommen, daß er ſogar die Unternehmer zu öffent⸗ 
lichem Proteſt herausgefordert hat. Eine in Hannover ſtatt⸗ 
gefundene Verſammlung der baugewerblichen Arbeit⸗ 
geberverbände einſchließlich Architektenſchaft faßte nach 


eingehender Ausſprache einſtimmig folgende Ent⸗ 
ſchließung: 
„Die am 16. Januar im Saale des „Bayriſchen 


Hofes“ verſammelten, mit der Bauwirtſchaft verbundenen 
Berufsſtände Hannovers erheben ſchärfſten Einſpruch 
gegen die überraſchend hohe Steigern der Backſtein⸗ 
preiſe durch den Verband der Hannoverſchen Ziegeleien. 
Die Maßnahme iſt dazu angetan, die Belebung der 
Bautätigkeit und die damit verbundene endliche Beſeiti⸗ 
gung der Wohnungsnot im Keime zu erſticken. Sie iſt 
aber auch kein geeignetes Mittel, um den Abſatz der 
Ziegeleien ſo zu heben, daß durch die geſteigerte Produk⸗ 
tion die erforderliche Niedrighaltung des Produkts erzielt 
wird. Die Verſammlung erwartet, daß die Stadt 
Hannover als die Beſitzerin der größten und ausſchlag⸗ 
gebenden Ziegeleien ihren Einfluß dahin geltend macht, 
daß die von der Berufsvereinigung beſchloſſene Erhöhung 
der Ziegelpreiſe ſofort rückgängig gemacht wird, da ſonſt 
der Beſitz ſo großer Wirtſchaftsbetriebe in der Hand eines 
Gemeinweſens ſinnlos iſt. 

Die Verſammlung iſt der Anſicht, daß den Ziegeleien 
aus der Hauszinsſteuer niedrig verzinsliche Vorſchüſſe 
auf ihre Produktion gegen Feſtlegung eines entſprechen⸗ 
den verbilligten Verkaufspreiſes gewährt werden ſollen, 
15 damit eine erhöhte Produktion ſofort in die Wege zu 
eiten.“ 


Gründung eines Kleingärtner⸗Bezirksbeirats bei der 
Regierung in Oppeln. 

Gemäß Erlaß des Preußiſchen Miniſters für Volks⸗ 
wohlfahrt vom 15. Auguft 1924 — IIS Nr. 764 — ift 
durch Verfügung des Regierungspräſidenten vom . 
er 1925 ein Kleingärtner⸗Bezirksbeirat gebildet 

orden. 
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Als Mitglieder wurden berufen: 


Landgerichtsdirektor Himmel, Beuthen, 
Oberregierungsſekretär Lind, Oppeln, 
Lehrer Klein, Ratibor, 
Gaſthofbeſitzer Berger, Neuſtadt, 
Mittelſchullehrer Haberland, Gleiwitz, 
als Vertreter: 
Büroinſpektor Gottſchlich, Beuthen, 
Garteninſpektor Moeller, Ratibor, 
Lagerverwalter Karl Fietz, Neuſtadt, 
Betriebsleiter Stief, Patſchkau, 
Lehrer Wreeſiono, Oppeln, 
zum Vertrauensmann: 

Lehrer Pietſch, Oppeln, 

zum Stellvertreter: 
Oberpoſtſekretär Thomas, Oppeln. 

Die Aufgaben des Kleingärtner⸗Bezirksbeirats ſollen 
darin beſtehen, daß die Wünſche und Beſtrebungen der 
Kleingärtner bei den ſtaatlichen und kommunalen Be⸗ 
hörden zur Geltung gebracht werden. Der Aufgaben- 
kreis des Kleingärtner⸗Bezirksbeirats iſt vorbehaltlich 
Bor Abänderungen und Ergänzungen wie folgt feſt⸗ 
gelegt: 

Landbeſchaffung für Kleingärten, 

Begutachten von Beihilfegeſuchen, 

Begutachtung von Sportplatz und Siedlungsfragen 
im Wettbewerb mit Kleingärten, 


Einrichtung von Mufter- und Verſuchsgärten und 
deren Unterhaltung, 


Einrichtung von Kurjen über Schädlingsbekämpfung, 
Ausgabe oder Vermittelung von Merkblättern für den 
Kleingartenbau, 8 

Einrichtung von Schul-, Schüler- und Jugendgärten 
und deren Unterhaltung, ó 

Einrichtung von Turn- 
gartenanlagen, 

Aufſtellung oder Vermittelung von Muſterpachtver⸗ 
trägen, Muſterplänen für Kleingärten, Muſterſatzungen 
für Kleingartenvereine und Verbände, 

Schlichtung von Streitigkeiten mit Behörden und Ge⸗ 
meinden, i 

Beſchaffung von Holz für Gartenlauben und Um- 
zäunung, 

Vermittelung guter und preiswerter Gartenſämereien, 
Obſtbäume, Gartenſträucher und Pflanzen, 

Vermittelung von Natur- und Kunſtdünger, 

Unterſtützung von Kleingarten⸗Ausſtellungen 
anderen Wettbewerben im Kleingartenbau, 

Beſchaffung von billigen Amortiſationsdarlehen für 
die erſte Einrichtung von Kleingärten bei Landes⸗ 
verſicherungsanſtalten und Gemeinden uſw. 

Am 28. Februar d. Is. fand die erſte Sitzung des 
Kleingärtner⸗Bezirksbeirats in der Regierung Oppeln 
ſtatt, in der die Aufgaben des Beirats und der Arbeits⸗ 
plan des Landesverbandes der Kleingartenvereine Ober- 
ſchleſiens eingehend erörtert wurden. Es ſteht zu hoffen, 
daß durch ein enges Zuſammenarbeiten des Klein- 
gärtner-Bezirksbeirats und des Landesverbandes der 
Kleingartenvereine mit der Regierung die Kleingarxten⸗ 
bewegung auch weiterhin mit größtem Erfolge in Ober⸗ 
ſchleſien gefördert wird. 


und Spielplätzen in Klein⸗ 


und 


Geſetze und Verordnungen. 


verfügung des Reg.-Präfidenten zu Oppeln 
vom 10. Februar 1925 betr. Ablieferung der 
Kückzahlungen fowie der Tilgungs⸗ und Jins- 
beträge auf die aus dem ſtaatlichen Ausgleichs- 


fonds hergegebenen Hhauszinsſteuerhypotheken. 
— le 84 Nr. 284 II Ang. — 

Gemäß Erlaß des Herrn Preußiſchen Miniſters für 

Volkswohlfahrt vom 19. 1. 1920 — II. 13. Nr. 4522 — 
wird hiermit beſtimmt, daß die Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbände die rückfließenden Beträge an Hauszinsſteuer⸗ 
hypotheken jowie die fälligen Tilgungsbeträge und Zinſen 
in einer Summe halbjährlich zum 10. April und 10. Ok⸗ 
tober j. Is. an die Regierungshauptkaſſe ya int baben. 
Als Unkoſtenbeitrag können von den Gemeinden oder Ge⸗ 
meindeverbänden — wie bereits in meiner WEN 
— Te34 Nr. 1861 — vom 14. Mai 1924 Anlage Ziffer 
angegeben — % v. H. der eingezogenen Zinsbeträge ein⸗ 
behalten werden. 
Die Verzinſung der aus dem en Ausgleichs- 
fonds 1 Pact der Hauszinsſteuerhypotheken hat bereits 
mit dem Tage der Auszahlung der einzelnen Vorſchuß⸗ 
raten an die Gemeinden und Gemeindeverbände zu er⸗ 
folgen und nicht etwa erſt vom Tage der Auszahlung der 
Schlußrate ab. Den Zinsfuß ſetze ich unter Bezugnahme 
auf Ziffer 6 der mit meiner Rundverfügung vom 16. 4. 24 
— Te34 Nr. 1422 — überſandten „Richtlinien für die 
Verwendung des für die Neubautätigkeit beſtimmten An⸗ 
teils am Hauszinsſteueraufkommen“ bis auf weiteres auf 
1 v. H. feft in Rückſicht auf die gegenüber der Vorkriegs⸗ 
zeit hohen Baukoſten und den Reid noch hohen Zinsfuß 
für die erforderlichen privaten Reſtbaugelder. 


Die Abführung der Zinſen an die hieſige Regierungs- 
hauptkaſſe hat erſtmalig zum 10. April d. Is. unter Be⸗ 
jeidmung des Gegenſtandes der Bezahlung zu erfolgen. 
Gleichzeitig iſt eine entſprechende Berechnung des ange⸗ 
führten Betrages herzureichen. Um Zweifeln über den 
Beginn des Zinslaufes vorzubeugen, werde ich in beſon⸗ 
derer Verfügung die Auszahlungstage der einzelnen Vor- 
ſchußraten mitteilen. 

Die Siedlungs⸗ und Wohnungsfürſorgegeſellſchaft für 
Oberſchleſien Abteilung II habe ich aufgefordert, für die 
rechtzeitige Abführung der Zinſen für die ihr unmittelbar 
zugegangenen Beträge aus dem Ausgleichsfonds ſeitens 
der Bauherren Sorge zu tragen. 


gez. Proske. 


Erlaß des Preuß. Miniſters für volkswohlfahrt 
vom 19. Februar 1925, betr. Maßnahmen gegen⸗ 
über einem zu befürchtenden Bauarbeiter- 
mangel. 
— II. 11. 106. — 

Im vergangenen Jahre bewirkten die Stabiliſierung 
der Währung und die Hauszinsſteuer eine ſtändig zu⸗ 
nehmende Beſchäftigung der Bauarbeiter, ſo daß Ende 
des Jahres die Erxwerbsloſigkeit im Baugewerbe nur 
noch vereinzelt in Erſcheinung trat. Das Fließen der 
Mittel aus der Hauszinsſteuer als Grundlage der Finan⸗ 
zierung des Kleinwohnungbaues gab ferner den Kreiſen, 
Gemeinden und Baugenoſſenſchaften ſeit langem zum 
erſten Male wieder die Möglichkeit, für das laufende 
Jahr ein Bauprogramm aufzuſtellen, das mit gewiſſer 
Sicherheit Ausſicht auf Verwirklichung hat. Auch ge⸗ 
ſtattet die fortſchreitende Geſundung der Finanzen öffent⸗ 


Eye 


licher Verwaltungen und die Umſtellung ihrer Haus⸗ 
haltspläne auf Goldmark in dieſem Jahre die Errichtung 
öffentlicher Bauten in größerem Umfange. Selbſt wenn 
Landwirtſchaft, Induſtrie und Bankwelt als Auftraggeber 
für das Baugewerbe zunächſt zurücktreten, da ihr Be⸗ 
dürfnis nach Neubauten vorläufig im weſentlichen be⸗ 
friedigt zu ſein ſcheint, ſo wird immerhin nach Maßgabe 
der vorliegenden Verhältniſſe für das Frühjahr mit einer 
lebhafteren und früh einſetzenden Bautätigkeit gerechnet 
werden können, insbeſondere auch dann, wenn in er⸗ 
wünſchtem Umfange noch größere Mittel wie bisher aus 
dem Hauszinsſteuerauflkommen zur Finanzierung zur 
Verfügung geſtellt werden ſollten. Unter Berückſichtigung 
des vorjährigen Beſchäftigungsgrades im Baugewerbe 
liegt es daher nahe, daß beim Einſetzen einer geſteigerten 
Bautätigkeit im Frühjahr mit der Möglichkeit eines 
Mangels an Bauarbeitern zu rechnen iſt, dem rechtzeitig 
vorgebeugt werden muß. 

In erſter Linie wird der Nachwuchs von Bauarbeitern 
durch die dafür in Betracht kommenden Verbände nach 
Kräften zu fördern ſein. Sind auch die mir vorgelegten 
Zahlen der zurzeit in der Ausbildung begriffenen Lehr- 
linge in ländlichen Bezirken nicht ungünſtig zu nennen, 
fo ift doch die Bereithaltung von weiteren Lehrlings- 
ſtellen, namentlich in den größeren Städten, und eine 
entſprechende Zuſammenarbeit mit den Berufsberatungs⸗ 
ſtellen ein dringendes Gebot. Daneben iſt auch auf 
Zurückführung von Baufacharbeitern, die in andere Be⸗ 
rufe abgewandert ſind, in ihr eigentliches Handwerk 
größter Wert zu legen. Ein Anreiz hierzu wird zunächſt 
in einer dauernden Beſchäftigungsmöglichkeit im Bau⸗ 
gewerbe, tunlichſt das ganze Jahr hindurch, gefunden 
werden müſſen. Gerade der Charakter des Saiſonarbeiters, 
der dem Bauarbeiter anhaftet, hat das unerwünſchte Ab⸗ 
wandern in andere Berufe hauptſächlich begünſtigt und 
unſtete Verhältniſſe im Baugewerbe geſchaffen, die oft 
genug beklagt worden ſind. Dauernde Beſchäftigung 
wird den Bauarbeitern aber nur dann geboten werden 
können, wenn die auszuführenden Bauarbeiten möglichſt 
über das ganze Jahr gleichmäßig verteilt werden. Das 
verhindert ungeſunde Spipenbelaftung des Baumarktes, 
nutzt die tatſächlich vorhandenen Arbeitskräfte am wirt⸗ 
ſchaftlichſten aus und bindet die Arbeitnehmer feſter an 
ihren gelernten Beruf. Erforderlich dafür iſt, daß nicht 
ſämtliche Neubauten zu gleicher Zeit im Frühjahr ver⸗ 
geben werden, und vor allem, daß die Ausführung der 
Inneninſtandſetzungsarbeiten und — ſoweit möglich — 
auch die Umbauarbeiten in die Wintermonate und die 
Außeninſtandſetzungsarbeiten wenigſtens in die Monate 
verlegt werden, wo Facharbeiter leichter entbehrlich ſind. 
In den Sommermonaten ſollten jedenfalls ſämtliche Bau⸗ 
arbeiter für die eigentliche Neubautätigkeit zur Verfügung 
ſtehen. Nur ſo kann das erſtrebte Ziel erreicht werden, 
mit den vorhandenen Kräften den größten Wirkungsgrad 
zu erzielen und das Baugewerbe allmählich in geſundere 
und ſtete Bahnen zu lenken. 

Demgemäß beſtimme ich folgendes: 

1. Bei dem mit öffentlichen Mitteln unterſtützten Klein⸗ 
wohnungsbau iſt eine unnötige Zuſammendrängung 
der Bauausführungen zu vermeiden. Deshalb ſind 
die aus dem Hauszinsſteueraufkommen allmählich 
fließenden Mittel zur Förderung der Neubautätigkeit 
(Hauszinsſteuerhypotheken) je nach ihrem Aufkommen 
ſofort in vollem Umfange und auf ſchnellſtem Wege 
dem Baumarkt zuzuführen 

2. Die Baupolizeibehörden ſind anzuweiſen, Inſtand⸗ 
ſetzungsarbeiten, die auf Grund baupolizeilicher Ver- 
fügungen vorzunehmen ſind, tunlichſt, nämlich ſoweit 
Gefahr nicht im Verzug iſt und die baupolizeilichen 
Erwägungen es auch ſonſt zulaſſen, nicht während 
der Hauptbauzeit zu fordern. 


Ides 
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3. Durch Verhandlung mit den Provinzen, Streifen und 
Gemeinden iſt in geeigneter Weiſe darauf hinzu⸗ 
wirken, daß Bauarbeiten jeder Art an ihren Gez 


bäuden zweckmäßig über das ganze Jahr ver⸗ 
teilt werden. 
4. Die örtlichen Arbeitgeberverbände ſind auf die 


Bereithaltung einer ausreichenden Zahl von Lehr⸗ 

lingsſtellen und auf engſtes Zuſammenarbeiten mit 

den Berufsberatungsſtellen nachdrücklichſt hin⸗ 
zuweiſen. 

Dem Preußiſchen Städtetag, dem Preußiſchen Land- 
gemeindeverband, dem Landesverband der Haus⸗ und 
Grundbeſitzervereine, ſowie dem Reichsbund Deutſcher 
Mieter habe ich von dieſem Erlaß Kenntnis gegeben. 


Hirtſiefer. 


Erlaß des Preuß. Miniſters für volkswohlfahrt 
vom 11. März 1925 betr. verſicherung der mit 
öffentlichen Mitteln errichteten Wohnungsneu⸗ 
bauten gegen Feuersgefahr. 
— 1113. 640 —. 


Auf die Schreiben vom 28. Januar und 12. Februar 
d. Is. an den Verband deutſcher Privatfeuerverſicherungs⸗ 
anſtalten in Berlin. 

Es erſcheint nicht angängig und iſt von hier aus 
jedenfalls nicht beabſichtigt, die Bewilligung von Haus⸗ 
zinsſteuerhypotheken davon abhängig zu machen, daß der 
Bauherr die Verpflichtung übernimmt, ſeinen Neubau 
bei einer beſtimmten Feuerverſicherungsanſtalt gegen 
Feuerſchaden verſichern zu laſſen. Sollten von Gemein⸗ 
den oder Gemeindeverbänden an die Hergabe der Haus⸗ 
zinsſteuerhypotheken dennoch Bedingungen gedachter Art 
geknüpft werden, ſtelle ich anheim, ſich im Einzelfalle an 
die zuſtändige Kommunalaufſichtsbehörde (Regierungs⸗ 
präſident) zu wenden. x 

J. A.: Conze. 


Erlaß des Preuß. Miniſters für volkswohlfahrt 
21. März 1925, betreffend Arbeitsſchau für 
Kachelöfen und RKachelherde. 

— II. 11. Nr. 164 2 


Die auf Anregung und unter Mitwirkung der 
Arbeitsgemeinſchaft für e ee Berlin, durch 
den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg eingerichtete 
Arbeitsſchau für Kachelöfen und Kachelherde in Wohnungs⸗ 
neubauten hat ſich bewährt. Ich beabſichtige daher, im 
Einvernehmen mit der Zentrale für das Ofenſetzer⸗ 
gewerbe Deutſchlands die Arbeitsſchau auf das geſamte 
preußiſche Staatsgebiet auszudehnen. Wegen der Hand⸗ 
habung der Arbeitsſchau ſeitens des Oberpräſidiums in 
Charlottenburg verweiſe ich auf die Mitteilungen der 
Arbeitsgemeinſchaft für Brennſtofferſparnis Seite 137 
der Nummer 9, Jahrgang 1 der Zeitſchrift: „Die 
Wärmewirtſchaft“. 

Zur Durchführung der Arbeitsſchau hat mir die 
Zentrale für das Ofenſetzergewerbe Deutſchlands für 
jeden Regierungsbezirk Vertrauensleute namhaft gemacht, 
deren Anſchriften das beiliegende Verzeichnis enthält. Die 
Mitwirkung der Vertrauensleute iſt ehrenamtlich. Durch 
die Arbeitsſchau dürfen keinerlei Koſten für den Staat 
entſtehen. z 

Die Wohnungsaufſichtsbeamten erſuche ich anzuweiſen, 
iih umgehend mit dieſen Vertrauensleuten in Ver⸗ 
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bindung zu ſetzen und möglichſt bei allen mit öffentlichen 
Mitteln unterſtützten Wohnungsneubauten die Arbeits- 
ſchau durchzuführen. Die örtliche Beſichtigung durch die 
Vertrauensleute iſt grundſätzlich nur in Gegenwart des 
Wohnungsaufſichtsbeamten, bezw. feines Vertreters, 
gegebenenfalls auch bei Gelegenheit der Gebrauchs⸗ 
abnahme, vorzunehmen. Bei der Prüfung iſt darauf zu 
achten, daß die Kachelöfen und Kachelherde fachgemäß 
ausgeführt ſind und hinreichend große Heizflächen auf⸗ 
weiſen. Als Richtlinien haben die von den heiztechniſchen 
Landeskommiſſionen für das Ofenſetzergewerbe auf⸗ 
geſtellten „Grundſätze für Kachelofen- und Herdbau“ und 
der von der Arbeitsgemeinſchaft für Brennſtofferſparnis 
herausgegebene und mit Erlaß vom 14. Januar 1925 — 
II. 11. Nr. 1029 — überjandte „Leitfaden für die Heizbe⸗ 
ratung im Hausbrand und Kleingewerbe“ (Verlag Albert 
Lüdtke, Berlin SW. 61) zu dienen. Die Nachprüfung der 
Kachelofenheizflächen hat entweder durch Aufſtellung der 
Wärmeverluſtberechnung oder an Hand der mit Erlaß 
vom 3. Juli 1923 — II. 11. Nr. 751 — *) überſandten 
„Tabelle zur Beſtimmung der Heizflächen hochwertiger 
Kachelöfen nach der Länge der Außenwände“ von Hans 
Parla - Berlin zu erfolgen. Eine lberſchlagsberech⸗ 
nung nach dem Rauminhalt der zu beheizenden Zimmer 
kann wegen ihrer Unzuverläſſigkeit nicht als ausreichend 
angeſehen werden. Das Ergebnis der Prüfung iſt ſchrift⸗ 
lich feſtzulegen und den Siedlungsgeſellſchaften, bezw. 
Bauherren mitzuteilen. Hierbei erſuche ich, auf be⸗ 
ſchleunigte Abſtellung etwa vorgefundener Mängel zu 
dringen. Als Endziel ift. anzuſtreben, daß die Arbeits- 
ſchau auch auf die nicht mit öffentlichen Mitteln erſtellten 
Bauten ausgedehnt wird. Über das Ergebnis der Arbeits- 
ſchau und die dabei geſammelten Erfahrungen erſuche ich, 
mir zum 1. November d. J. zu berichten. 

J. V.: Scheidt. 


Verzeichnis 
der für die einzelnen Regierungs⸗Bezirke vorgeſchlagenen 
Vertrauensleute zur Ausführung der Meiſterſchau. 
pp. 


Regierungsbezirk: Breslau. 
Joſef Unterberger, Breslau 9, Marienſtraße 4, 
Fiſcher Emil, Breslau 9, Sternſtraße 45, 
Wilte Max, Breslau 10, Herzogſtraße 16, 
Peter Max, Breslau 6, Anderſſenſtraße 73. 
Regierungsbezirk: Oppeln. 
Reißner, Töpferobermeiſter, Oppeln D/S., 
Blana, Ratibor O / S., 
— 55 Max, Gleiwitz D/S., 
ifert Karl, Beuthen O / S. 
pp. 
Regierungsbezirk: Liegnitz. 
Julius Fleiſcher, Töpfer ⸗Obermeiſter, 
Mittelſtraße 69, 
Karl Menzel, Ofenſetzmeiſter, Liegnitz, Marthaſtr. 7, 
Kleinert Heinrich, Ofenſetzmſtr., Liegnitz, Steinweg 3. 


Liegnitz, 


Erlaß des Preuß. Miniſters für volkswohlfahrt 
vom 25. März 1925, betr. Befreiung der aus 
Mitteln der produktiven Erwerbsloſenfürſorge 
geförderten Landarbeiterwohnungen von der 
Hauszinsſteuerpflicht. 
— III R 1 253 —. 
In Ergänzung meines Runderlaſſes vom 19. Juli 1924 
— III RI 2453 II 13.2461 — weiſe ich darauf hin, daß die 
durch Zuſchüſſe (Maßnahmen 1921 und 1922) geförderten 
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der Maßnahme ein. 
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Landarbeiterwohnungen (Werkwohnungen und Eigen⸗ 
heime) nicht der Dritten Verordnung zur Durchführung 
der Preußiſchen Steuernotverordnung vom 12. Juli 1924 
(Geſetzſamml. S. 578) unterliegen und daher nicht Haus- 
zinsſteuerpflichtig ſind. Eine beſondere Befreiung von der 
Hauszinsſteuer durch Rückzahlung des Zuſchuſſes in einer 
aufgewerteten Höhe von 40 v. H. iſt mithin bei Land⸗ 
arbeiterwohnungen nicht erforderlich. 


Die Bauherren der Landarbeiterwohnungszuſchußbauten 
bleiben lediglich an die Bedingungen der „Verpflichtungs⸗ 
erklärung“ gebunden. Sie können ſich hiervon nur dann 
befreien, wenn ſie die Zuſchüſſe voll aufgewertet zurück⸗ 


zahlen. 
J. V.: Scheidt. 


Erlaß des Preuß. Miniſters für volkswohlfahrt 
vom 27. März 1925, betr. Förderung des Gaues 
von Landarbeiterwohnungen aus Mitteln der 
produktiven Erwerbsloſenfürſorge dur zins- 
lofe Tilgungsdarlehen (Maßnahme 1925). 
— III R I 1250 —. 

Die Förderung des Landarbeiterwohnungsbaues aus 
Mitteln der produktiven Erwerbsloſenfürſorge iſt auch im 
Rechnungsjahre 1925 auf der bisherigen Grundlage fort⸗ 
zuführen. Die dafür maßgebenden Beſtimmungen meines 
Runderlaſſes vom 6. Juli 1923 — III R I 2130 — 59 und 
der dazu ergangenen Nachträge ſind unter Berückſichtigung 
der für das Jahr 1925 erforderlichen Abänderungen in 
nachſtehendem zuſammengefaßt: 

1. Die für den Landarbeiterwohnungsbau zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Reichs⸗ und Staatsmittel werden als 
Sonderkontingente auf die einzelnen Regierungsbezirke 
verteilt. Dieſe Sonderkontingente find in der wöchent⸗ 
lichen Überſicht geſondert anzugeben und nicht mit den 
allgemeinen Mitteln der produktiven Erwerbsloſenfürſorge 
zu vermengen. Bis zur Höhe des Kontingents können die 
zur Zahlung von Vorſchüſſen uſw. erforderlichen Beträge 
auf Antrag wöchentlich flüſſig gemacht werden (vergl. 
Ziffer 1 meines Runderlaſſes vom 29. Februar 1924 
— III R I 726/24 —**). Hierbei iſt Vorausſetzung, daß die 
angeforderten Beträge durch Anerkennungen gedeckt ſind. 

2. Der Antragſteller reicht ſeinen Antrag dem Träger 
An Unterlagen ſind beizufügen: 

ein Grundbuchauszug jüngſten Datums für das zu 
belaſtende Grundſtück, 

ein Lageplan, 

die erforderlichen Grundriſſe, Anſichten und Schnitte, 
eine überſchlägliche Geſamtbaukoſtenberechnung. 

die Berechnung des Förderungsbetrages (ſiehe Ziffer 7) 

und 
eine Verpflichtungserklärung nach Muſter A. 

3. Als Träger der Maßnahmen kommen vom 1. April 
1925 ab nur die von mir ausdrücklich mit der Trägerſchaft 
betrauten Landwirtſchaftskammern und provinziellen Woh⸗ 
nungsfürſorgegeſellſchaften in Betracht. Alle anderen noch 
beſtehenden Ausnahmen werden hiermit aufgehoben. 

Der Träger der Maßnahme reicht den Antrag — ge⸗ 
gebenenfalls nach Vervollſtändigung der Unterlagen — an 
den zuſtändigen Regierungspräſidenten weiter. Voraus⸗ 
ſetzung iſt in jedem Falle, daß für das zu gewährende Dar⸗ 
lehen ausreichende Sicherheit beſteht. Eine Abſchrift des 
Antrages, ohne Zeichnungen und ſonſtige Unterlagen, iſt 
gleichäekiig an das Landesarbeitsamt zur Prüfung zu. 
jenden. 


*) V. M. Bl. S. 367. 


) B. M. Bl. S. 128. 
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4. Das Landesarbeitsamt prüft die Förderungswürdig⸗ 
keit der einzelnen Bauvorhaben vom Standpunkte des 
Arbeitsmarktes, insbeſondere hinſichtlich der Einſchränkung 
der ausländifchen und der Vermehrung der einheimiſchen 
ſtändigen landwirtſchaftlichen Arbeiterſchaft. Das Ergebnis 
der Prüfung iſt als Gutachten dem zuſtändigen Regierungs⸗ 
präſidenten und dem Träger des Verfahrens zu überſenden. 
Eine Verzögerung in der weiteren Behandlung der An⸗ 
träge darf durch dieſe Prüfung keinesfalls eintreten. 

5. Die Regierungspräſidenten prüfen unter Be⸗ 
nutzung des Gutachtens des Landesarbeitsamts beſchleunigt 
die Anträge und zwar ſowohl techniſch und rechneriſch 
wie auch hinſichtlich ihrer Förderungswürdigkeit und in 
bezug auf die Sicherheit der zu gewährenden Darlehen. 
Sie ſtellen ſelbſtändig die Anerkennungen nach anliegen⸗ 
dem Muſter B*) aus. 

Abſchriften der erteilten Anerkennungen ſind am 
Erſten eines jeden Monats in doppelter Ausfertigung 
mit einer am Schluß aufgerechneten Monatsnachweiſung 
nach beiliegendem Muſter D **)— vergl. Zuſatz „Neu aus 
1925“ — vorzulegen. Fehlanzeige ift erforderlich. 

Nur bei Anträgen, über die ſich die beteiligten Stellen 
nicht einigen können, iſt meine Entſcheidung einzuholen. 

6. Bei der Prüfung der Anträge ſind insbeſondere 
folgende Geſichtspunkte zu beachten: 

a) Bauvorhaben, deren Fundamentierungsarbeiten vor 
dem 1. Januar 1925 in Angriff genommen worden 
ſind, kommen für eine Förderung nicht in Frage. 

b) Grundſätzlich find nur Bauten zu fördern, deren 
dauernde und ausſchließliche Verwendung als Woh⸗ 
nungen deutſchſtämmiger Land⸗ oder Forſtarbeiter 
ſichergeſtellt iſt. Anträge landwirtſchaftlicher Arbeit⸗ 
nehmer ſind bevorzugt zu berückſichtigen. 

Den Landarbeitern gleichgeſtellt ſind ländliche 
Handwerker (Gärtner, Stellmacher uſw.), deren Tätig⸗ 
keit ſich ganz oder überwi auf die wirtſchaft⸗ 
lichen nicht auf die perſönlichen Bedürfniſſe in den 
landwirtſchaftlichen Betrieben erſtreckt. Schuhmacher, 
Schneider und ähnliche Gewerbetreibende ſind deshalb 
von der Förderung ausgeſchloſſen. Selbſtändige Hand⸗ 
werker (Meiſter), Inhaber von Kleinbauernſtellen und 
Gutsbeamte können nicht als „Landarbeiter“ ſim 
Sinne der Beſtimmungen angeſehen werden. 

Unterkunftsräume für deutſchſtämmige Wander⸗ 
arbeiter, Erntehelfer, Kartoffelſammler uſw. können 
nicht mit Förderungsdarlehen bedacht werden, da aus⸗ 
ſchließlich Familienwohnungen für eine Unterſtützung 
aus dieſen Mitteln in Betracht kommen. 

e) Der Seßhaftmachung von aus dem Weiten abwan⸗ 
dernden Arbeitern und von Optanten iſt beſondere 
Aufmerkſamkeit zu widmen. Ich behalte mir ent⸗ 
ſprechende Auflagen bei der Feſtſetzung der Kontin⸗ 
gente vor. 

d) Ausnahmsweiſe können auch Wohnungsbauten für 
Bauhandwerker, die überwiegend in landwirtſchaft⸗ 
lichen Betrieben tätig ſind, gefördert werden, wenn 
nur durch Ausführung der Bauvorhaben eine Ab⸗ 
wanderung der Handwerker in die Städte verhindert 
wird. s 

Zweifelhafte Grenzfälle find mir zur Entſcheidung 
vorzulegen. 

e) Um⸗ und Erweiterungsbauten ſowie Bauvorhaben 
mit ſiedlungstechniſchen Mängeln ſind von der För⸗ 
derung ausgeſchloſſen. 

1) Entſprechend den von dem Herrn Miniſter für Land- 
wirtſchaft, Domänen und Forſten aufgeſtellten und 


*) Nicht abgedruckt. 
a) Nicht abgedruckt. 


mit Runderlaß vom 26, September 1924 — II 9756 / 
VI 12807 — mitgeteilten „Entwürfen für Landarbeiter⸗ 
wohnungen“ (Verlagsbuchhandlung Paul Parey, 
Berlin SW. 11) ſoll jede Wohnung in der Regel ent⸗ 
halten: Wohnküche, Elternſchlafſtube, zwei Kammern 
(zur Trennung der heranwachſenden Kinder nach Ge⸗ 
ſchlechtern), Keller, Bodenraum, Stall und Abort. 
Im übrigen müſſen die Bedingungen der „Richtlinien 
zur Förderung der Wärmewirtſchaft beim Wohnungs⸗ 
bau“ (Verlag Albert Lüdtke, Berlin SW 61) vom 
30. April 1924 — II 11. 512 —*) erfüllt fein. 

7. Der Förderungsbetrag wird durch Vervielfältigung 
der Geviertmeterzahl der Wohn⸗ und Stallfläche mit den 
unter b aufgeführten Einheitsſätzen ermittelt. Wohn- 
flächen können bis 70 qm, Ställe und Scheunen mit einer 
Geſamtnutzfläche bis zu 20 am bei Werkwohnungen und 
bis zu 40 qm bei Eigenheimen je Landarbeiterwohnung in 
Anſatz gebracht werden. 

a) Als Wohnfläche gilt die geſamte Grundfläche der 
abgeſchloſſenen Wohnung abzüglich der Wandſtärken, ein⸗ 
ſchließlich der Grundfläche ausgebauter Dachräume. 

Dachräume, deren ſchräge Wände tiefer als 1,20 m 
über Fußbodenoberkante herabgeführt ſind, kommen für 
die Förderung nicht in Betracht. 

Bei der Berechnung der Wohnfläche iſt die f 
des Treppenhauſes, bei Einfamilienhäuſern die Grundfläche 
der Treppen nicht in Anſatz zu bringen, und zwar auch 
dann nicht, wenn die Treppe in die Küche uſw. ein⸗ 
gebaut iſt. 

b) Der Einheitsſatz für einen Geviertmeter Nutzfläche 
chi bei Werkwohnungen folgende Höchſtſätze nicht über⸗ 

reiten: 

1. für 1 qm Wohnfläche 25 Reichsmark, 
2. für 1 qm Stallfläde . 12 Reichsmark, 
3. für 1 qm Scheunenfläche 5 Reichsmark. 

Bei Landarbeitereigenheimen können gewährt werden 
35 bezw. 18 bezw. 9 Reichsmark. 

Für Wohnungen, in die Schwerkriegsbeſchädigte, Op⸗ 
tanten und aus dem Weſten zurückwandernde Arbeitskräfte 
aufgenommen werden, bin ich bereit, dieſe Sätze auf 
Antrag um weitere 10 Reichsmark je Quadratmeter Wohn⸗ 
fläche und 5 Reichsmark je Quadratmeter Stallfläche zu 
erhöhen. 

e) Als Beihilfen werden zinsloſe Darlehen gewährt, 
die innerhalb von zehn Jahren zu tilgen ſind. Bei Land⸗ 
arbeitereigenheimen kann der Regierungspräſident eine 
längere Tilgungsdauer, jedoch böchſtens bis zu 20 
Jaden, zubilligen. Die Tilgungsraten ſind allgemein 
jährlich am 1. Oktober — jedoch früheſtens ſechs Monate 
nach Sertigjtellung des Baues — fällig und zur Ein⸗ 
ziehung zu bringen. 

Der Regierungspräſident hat in der Anerkennung die 
Höhe der jährlichen Tilgungsrate feſtzuſetzen. Der För⸗ 
derungsbetrag iſt auf volle 10 Reichsmark nach unten ab⸗ 
zurunden. 

Die Tilgung des Darlehns ift grundbuchlich durch Ein- 
tragung einer Hypothek in Reichsmark unter Verwendung 
der anliegenden Eintragungsbewilligung (Muſter C) *) zu 
ſichern. it Rückſicht auf den vorletzten Abſatz der Ein⸗ 
tragungsbewilligung iſt dieſe gerichtlich oder notariell zu 
beurkunden. 

8. Für die grundbuchlichen Eintragungen iſt durch 
Hinweis auf § 8 (1) 5 des Preußiſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes Gebührenfreiheit zu erreichen, wenn der Antrag 
5 5 den Regierungspräſidenten für den Fiskus geſtellt 
wird. ; 


IV. M. Bl. S. 222. 
*) Nicht abgedruckt. 


156 


Zur Begründung des grundbuchlichen Antrages auf 
Eintragung der Dienſtbarkeit (vergl. Schlußſatz der Ein⸗ 
tragungsbewilligung) iſt das für den Preußiſchen Landes⸗ 
fiskus beſtehende „privatrechtliche Intereſſe“ bezw. der 
gemäß § 1019 BGB. erforderte „wirtſchaftliche Vorteil“ 
mit dem Hinweis darauf zu begründen, daß bei vertrags⸗ 
widriger Überlaffung der Arbeiterwohnungen an Midt- 
deutſche der Zuſtrom landfremder Arbeiter gefördert, der 
Abbau der Arbeitsloſigkeit in Deutſchland entgegen der 
Zweckbeſtimmung der Landarbeiterwohnungen verhindert 
und ſo unmittelbar eine Entlaſtung des Landesfiskus von 
den Geldzuſchüſſen für die Erwerbsloſenfürſorge unter⸗ 
bunden werden würde. Hierbei wird auch zweckmäßig auf 
den Beſchluß des V. Zivilſenats des Reichsgerichts vom 
ieh Oktober 1905 (RGZ. Band 61 S. 342) zu verweiſen 
ein. 

Für die einzutragende Hypothek wird ein beſtimmter 
Rang nicht vorgeſchrieben; ſie iſt jedoch an ſicherer Stelle, 
3 innerhalb von fünf Sechſteln des nach den Be⸗ 
eihungsgrundſätzen der öffentlich⸗rechtlichen Kreditanſtalten 
feſtzuſetzenden Wertes, einzutragen. 

Bleibt der Darlehensnehmer mit der Zahlung einer 
Tilgungsrate im Rückſtande, ſo iſt die Rate gemäß 
Ziffer VII Schlußſatz der Anerkennung vom Fälligkeits⸗ 
dge ab mit 11 v. H. (2 v. H. über Reichsbankdiskont) 
zu verzinſen. Eine Ermäßigung des Verzugszinsſatzes 
kann dem Darlehnsnehmer in Ausſicht geſtellt (wenn auch 
nicht im Grundbuch eingetragen) werden in dem Maße, in 
a der Diskontſatz der Reichsbank ermäßigt werden 
ollte. 

9. Zahlungen an die Bauherren ſind grundſätzlich 
erſt nach Eingang der Eintragungsbewilligung beim 
Grundbuchamt zuläſſig. ; 7 

Damit die Träger der Maßnahme in den Stand geſetzt 
werden, Anträgen der Bauherren auf Vorſchußzahlungen 
ofort zu entſprechen, können ihnen für den jeweiligen 

edarf von 8 bis 14 Tagen Vorſchüſſe gewährt werden. 
Vorausſetzung iſt, daß alle früheren Vorſchüſſe nachweis⸗ 
lich nahezu reſtlos aufgebraucht ſind. Die Vorſchußanträge 
find nach dem beiliegenden Muſter E) zu ſtellen, auf 
deſſen genaue Ausfüllung beſonderer Wert zu legen iſt. 

Auf Grund des vorgelegten er haben die 
Regierungspräſidenten die erbetenen Vorſchüſſe umgehend 
zu überweiſen. Die nach Nr. 3 des Antragsmuſters E 
gezahlten Beträge ſind in das Vorſchußhandbuch zu über⸗ 
ri mit dem gleichen Betrage ijt der Träger zu ent⸗ 
aſten. 

Bei der endgültigen Verrechnung der Ausgaben haben 
die Anlagen A, B. C, E, G und H in Verbindung mit 
Ziffer 5 der Anweiſung vom 6. Juni 1923 — III B 1287 — 
als Rechnungsunterlagen zu dienen, während bei der Ver⸗ 
einnahmung der Tilgungsraten lediglich die Einnahme⸗ 
anweifung über die alljährlich am 1. Oktober fällige Til⸗ 
gungsrate als Rechnungsbeleg zu verwenden iſt. 

Träger der Maßnahmen hat ſich durch eine Schuld⸗ 
urkunde zu verpflichten: 

a) die Mittel im Rahmen der Beſtimmungen ordnungs⸗ 

emäß zu verwenden, i x 
b) fe nach Aufforderung binnen vier Wochen zurüd- 
zuzahlen, wenn die Bauvorhaben der Anerkennungen 
nicht oder nicht antragsgemäß ausgeführt werden, 

e) ſie auch ohne Aufforderung umgehend zurückzuzahlen, 

ſobald ſich herausſtellt, daß die zur Verfügung ge⸗ 
ſtellten Mittel nicht verwendet werden können. 

Mit dieſer Schuldurkunde übernimmt der Träger der 
Maßnahmen dem Reich und Staat gegenüber die Haftung 
für die n Verwendung der von dieſen 
gewährten Baudarlehen. 


*) Nicht abgedruckt. 
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Die Schuldurkunde iſt bei den Akten aufzubewahren. 

Für die Sollſtellung und Verrechnung der auf die 
gewährten Darlehen zu leiſtenden Rückzahlungen ſind die 
8 meines Runderlaſſes vom 21. Februar 
d. Is. — III R I 327 — maßgbend. 

10. Innerhalb einer Friſt von vier Wochen nach 
Fertigſtellung der Bauten hat der Antragſteller durch den 
Träger des Verfahrens dem Regierungspräſidenten eine 
amtliche Bauabnahmebeſcheinigung einzureichen. Ver⸗ 
zögert ſich die Fertigſtellung über den Endtermin der An⸗ 
erkennung hinaus, ſo iſt eine entſprechende Verlängerung 
der Förderungsfriſt beim Regierungspräſidentn zu bean⸗ 
tragen. Als amtliche Bauabnahmebeſcheinigung gilt, ſo⸗ 
weit Ausnahmen nicht ausdrücklich von mir zugelaſſen 
werden, das Gutachten eines mit Amtseigenſchaft aus⸗ 
geſtatteten Baubeamten des Hochbaufaches (Vorſtandes des 
zuſtändigen preußiſchen Hochbauamtes uſw.) 

Die Koſten der Bauabnahme und der Ausſtellung der 
Bauabnahmebeſcheinigungen trägt der Darlehnsempfänger. 
Um die Durchführung der Bauabnahme zu ſichern, iſt ein 
ausreichend hoher Betrag von dem Darlehen zurückzu⸗ 
behalten. 

Hat die örtlich Bauabnahme ergeben, daß die Bauaus⸗ 
führung nicht den genehmigten Anträgen und den Regeln 
der Baukunſt entſpricht, und können die vorgefundenen 
Mängel nicht durch Nacharbeiten beſeitigt werden, dann 
iſt die Anerkennung zurückzuziehen und die Rückzahlung 
etwa gezahlter Beträge nach Ziffer Za der Eintragungs⸗ 
bewilligung zu fordern. 

Für die Abrechnung gelten bis auf weiteres die üblichen 
Beſtimmungen. Als Schlußrechnung und Schlußzahlungs⸗ 
anweiſung ſind wie bisher die beiliegenden Muſter G und 
II) (mit Zuſatz „Neu aus 1925“) zu verwenden. 

11. Es bleibt dem Träger der Maßnahmen überlaſſen, 
eine die Selbſtkoſten deckende Entſchädigung für ſeine 
Tätigkeit vom Antragſteller zu erheben. Die Erhebung 
ſtaatlicher Verwaltungsgebühren ift in Angelegenheiten 
der Förderung des Landarbeiterwohnungsbaues aus 
Mitteln der produktiven Erwerbsloſenfürſorge unzuläſſig. 

12. Die aus Mitteln der produktiven Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge geförderten Landarbeiterwohnungen ſind nicht 
hauszinsſteuerpflichtig. 

13. Die vorſtehenden Beſtimmungen treten am 
1. April 1925 in Kraft. Diejenigen Bauvorhaben, für 
welche vor dieſem Tage Anerkennungen ausgeſprochen ſind, 
werden nach den bisherigen Beſtimmungen vom 6. Juli 1923 
— III R I 2130 —**) gefördert. Im übrigen treten 
dieſe mit Ablauf des 31. März 1925 außer Kraft. 


Hirtſiefer. 


verordnung zur Ausführung der Dritten Steuer- 
notverorönung des Reihs vom 14. Februar 1924 
(Dritte Preufifhe Steuernotverordnung). 
Dom 28. März 1925. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der 
Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtages die folgende Verordnung mit 
Geſetzeskraft: 


Die Preußiſche Steuernotverordnung vom 1. til 
1924 (Geſetzſamml. S. 191) in der Faſſung der Zweiten 
Preußiſchen Steuernotverordnung vom 19. Juni 1924 
(Geſetzſamml. S. 555) und des Geſetzes zur Anderung der 


*) Nicht abgedruckt. 
Nicht abgedruckt. 
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Preußiſchen Steuernotverordnung vom 21. Oktober 1924 
(Geſetzſamml. S. 619) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abſ. 1 und 2 erhalten folgende Faſſung: 

(1) Die Steuer beträgt 700 vom Hundert der nach 
den Vorſchriften des Geſetzes vom 14. Februar 1923 
(Geſetzſamml. S. 29) und ſeiner Abänderungen veran⸗ 
lagten vorläufigen Steuer vom Grundvermögen. 

(2) Von dem Aufkommen aus der Hauszinsſteuer ſind 
2/1 nach näherer Vorſchrift des § 11 zur Förderung der 
Neubautätigkeit zu verwenden; / fließen den Ge- 
meinden (Gemeindeverbänder) nach näherer Vorſchrift 
des § 12 zur Deckung der übrigen im § 1 genannten 
Ausgaben (Gemeindeanteil an der Hauszinsſteuer), / 
dem Lande zu. 

2. An Stelle des § 2 Abſ. 3 tritt folgende Beſtim⸗ 
mung: 

(3) Steuereingänge aus zurückliegender 
nach dem zur Zeit des Eingangs geltenden 
maßſtabe verteilt. 

3. § 3 erhält folgenden neuen Abſ. 3: 

(3) Bei Grundſtücken, die am 1. Juli 1914 mit ding⸗ 
lichen privatrechtlichen Laſten nicht oder mit nicht mehr 
als 20 vom Hundert des Wertes belaſtet waren, iſt die 
Steuer auf Antrag auf 500 vom Hundert und, wenn 
Wohngrundſtücke dieſer Art ausſchließlich vom Eigen⸗ 
tümer bewohnt werden, auf 400 vom Hundert der Grund⸗ 
vermögenſteuer herabzuſetzen. Iſt das auf dem Grund⸗ 
ſtück errichtete Gebäude erſt nach dem 1. Juli 1914 fertig⸗ 
geſtellt worden, ſo tritt an die Stelle dieſes Tages der 
Zeitpunkt der Fertigſtellung. 

4. Der § 4 erhält folgende Faſſung: 


§ 4. 

Den Steuerpflichtigen iſt durch eine Erhöhung der 
geſetzlichen Miete ein Betrag zu gewähren mit dem eine 
nach den Grundſätzen des Artikels I der Dritten Steuer- 
notverordnung des Reichs aufgewertete Papiermark⸗ 
hypothek zu verzinſen wäre, deren Nennbetrag dem 
Steuerwerte des Grundſtücks entſpricht. Für die Höhe 
der Verzinſung gilt der im § 5 der Dritten Steuernot⸗ 
verordnung des Reichs vorgeſehene Satz. Hierdurch ſind 
die Steuerminderungsanſprüche gemäß § 28 Abſ. 3 letzter 
Satz der Dritten Steuernotverordnung des Reichs mit 
abgegolten. 

5. Im § 5 treten im Abſ. 1 an die Stelle der Worte 
„der nach den SS 3 und 4“ die Worte „der nach § 3 
Abſ. 1 und 2”, 

6. Im $ 5 treten im Abſ. 2 an die Stelle der Worte 
298 25 SS 3 und 4“ die Worte „gemäß § 3 Abſ. 1 
und 2“ 


eit werden 
erteilungs⸗ 


7. Im § 8 treten im Abſ. 1 an die Stelle der Worte 
„gemäß § 2 Abſ. 2a und 3 und den SS 3 und 4“ die 
Worte „gemäß § 2 Abſ. 2a und gemäß 8 3. 

8. Im 8 da fällt der Abſ. 2 fort. : 

9. Im § da treten im Abſ. 3 an die Stelle der Worte 
„gemäß SS 3 und 4“ die Worte „gemäß § 3 Abſ. 1 
u 173 


10. Der § 11 Abſ. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

(1) Der zur Förderung der Neubautätigkeit beſtimmte 
Teil der Hauszinsſteuer (§ 2 Abſ. 2) fällt zu 1 dem 
Staate, zu / nach Maßgabe des örtlichen Aufkommens 
den Stadt⸗ und Landkreiſen zu. 


11. Im § 11 Abſ. 1 Satz 2 wird hinter dem Worte 
„Städte“ eingefügt das Wort „Landgemeinden“. 

12, Im § 11 Abſ. 1 wird hinter Satz 3 folgende neue 
Beſtimmung eingefügt: Die beteiligten Miniſter können 
beſtimmen, daß als Bevölkerungszahl an Stelle des Er⸗ 
gebniſſes der letzten Volkszählung das Ergebnis ſpäterer 
amtlicher Feſtſtellungen zugrunde gelegt wird. 


Beim 157 


13. Der dritte Abſchnitt „Schlußbeſtimmungen“ er- 
hält folgende Faſſung: 
§ 14. 
Pag Verordnung tritt mit dem 1. April 1925 in 
t. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Preußiſche 
Steuernotverordnung vom 1. April 1924 (Geſetzſamml. 
S. 191) in der durch die eingetretenen Abänderungen be⸗ 
dingten Faſſung, ſoweit ſie die Hauszinsſteuer betreffen, 
unter der Bezeichnung „Hauszinsſteuerverordnung“ in 
fortlaufender Paragraphenfolge zu veröffentlichen. 


15. 
Die Ausführung der Be liegt den zuſtän⸗ 
digen Miniſtern ob. 
Berlin, den 28. März 1925. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Marx. Höpker⸗Aſchoff. 


Erlaß des Preuß. Miniſters für volkswohlfahrt 
vom 30. März 1925, betr. die Aprilmiete. 
— II. 6. 434. — 

In Abänderung meiner Verordnung vom 17. Sep⸗ 
tember 1924 — II 6. 2670 — wird, auch in Gemäßheit 
des § 4 der Verordnung zur Ausführung der Dritten 
Steuernotverordnung des Reichs vom 14. Februar 1924 
(Dritte Preußiſche Steuernotverordnung vom 28. März 
1925), folgendes beſtimmt: 

B Die geſetzliche Miete für den Monat April 1925 be⸗ 
trägt 76 v. H. der reinen Friedensmiete ($ 2 und § 3 
meiner Verordnung über die Mietzinsbildung in Preußen 
vom 17. April 1924). Im übrigen behält meine Ver⸗ 
ordnung vom 25. Juni 1924 — II 6. 2140 — auch für 
den Monat April Gültigkeit. 

Hirtſiefer. 


Erlaß des preuß. Miniſters für volkswohlfahrt 
vom 1. April 1925, betr. Geſetz über Beamten- 
anſiedlung vom 27. März 1924 
(Geſetzſamml. S. 195.) 

— II 5. 34 —. 

In der Anlage überſende ich die endgültige Ausfüh⸗ 
rungsanweiſung zum Beamtenanſiedlungsgeſetz. Die mit 
Erlaß vom 28. Auguſt 1924 — II 5. 1385 — bekannt⸗ 
gegebene vorläufige Anweiſung zur Durchführung des Ge- 
jebes”) wird hiermit aufgehoben. 

Inhaltlich hati fih bei den Artikeln 1 bis 24 einſchließ⸗ 
lich nichts geändert. Im Artikel 25 im zweiten Abſatz ſind 
die Worte „dem Staate unterſtellter Anſtalten“ geändert 
in „vom Staate unterhaltener Anſtalten“. 

Hirtſiefer. 
Anl.: 
Ausſührungsbeſtimmungen zum Geſetz über Beamten⸗ 
anſiedlung vom 27. März 1924 (Geſetzſamml. S. 195). 

Auf Grund des § 13 des Beamtenanſiedlungsgeſetzes 
(BAG.) vom 27. März 1924 (Geſetzſamml. S. 195) wird 
folgendes verordnet: 

Artikel 1. 


Verantwortung. 
Der Erwerb von Grundeigentum auf Grund des Be⸗ 
amtenanſiedlungsgeſetzes geſchieht auf eigene Gefahr und 
Verantwortung des Beamten. 


) V. M. Bl. S. 337 und Pr. Bei. Bl. Nr. 67 S. 305. 
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Gerät er durch die Umwandlung jeines Ruhegehalts 
oder Wartegeldes in eine Notlage, können aus dieſem 
Anlaß Unterſtützungsmittel nicht in Anſpruch genommen 
werden. 

Der Beamte hat für die Qand- und Gelbdbeſchaffung 
grundſätzlich ſelbſt zu ſorgen. 

Ein Rechtsanſpruch auf Umwandlung beſteht nicht. 

Artikel 2. 
Perſonenkreis. 

Die Rentenumwandlung iſt für alle Wartegeld⸗ 
empfänger ſowie für diejenigen Ruhegehaltsempfänger 
zugelaſſen, die auf Grund der Preußiſchen Perſonalab⸗ 
bauverordnung vom 8. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 75) 
in den dauerden Ruheſtand getreten ſind. 

Artikel 3 bis 6. 
Umfang und Zweck des Grunderwerbs. 
Artikel 3. 

Die Rentenumwandlung kann beantragt werden für 
den Erwerb bebauten oder unbebauten Grundeigentums 
und für die Bebauung von Grundeigentum zu garten- oder 
landwirtſchaftlicher Siedlung oder zu gartenwirtſchaftlicher 
Tätigkeit. Für den Erwerb von bebauten oder unbe⸗ 
bauten Grundſtücken und für den Bau eines Be ohne 
die Abſicht land⸗ oder gartenwirtſchaftlicher Tätigkeit darf 
eine Umwandlung nicht erfolgen. Zur Förderung 
e Erwerbszwecke darf die Rente nicht verwendet 
werden. 

Der Erwerb von Grundeigentum im Auslande auf 
Grund der Beamtenſiedlungsverordnung iſt ausgeſchloſſen. 


Artikel 4. 

Die Rente darf bei landwirtſchaftlicher Siedlung auch 
zum Erwerbe des lebenden und toten Inventars, bei 
. Siedlung oder Tätigkeit zum Er⸗ 
werbe des toten Inventars verwendet werden. 


Artikel 5. 

Die Größe des landwirtſchaftlichen Siedlungsgrund⸗ 
ſtücks darf den Umfang einer ſelbſtändigen Ackernahrung 
nicht überſteigen. 

Artikel 6. 

Die Umwandlung zum Erwerb eines Grundſtücks von 
mehr als 1250 qm zu gartenwirtſchaftlicher Tätigkeit für 
Wartegeldempfänger bedarf der Zustimmung des gu- 
ſtändigen Regierungspräſidenten. Die Zuſtimmung ſoll nur 
erteilt werden, wenn mit der Möglichkeit einer Wieder⸗ 
verwendung des Wartegeldempfängers vorausſichtlich 
nicht zu rechnen iſt. 

Die Umwandlung zum Erwerb von mehr als 
5000 qm Land iſt für Wartegeldempfänger nicht zuge⸗ 
laſſen. 

Artikel 7. 

Lebensalter des Siedlers. 

Die Umwandlung nach Vollendung des 65. Lebens⸗ 
jahres iſt ausgeſchloſſen. 
Die Umwandlung nach Vollendung des 55. Lebens- 
jahres ſoll nur ausnahmsweiſe und darf nur dann erteilt 
werden, wenn der Antragſteller trotz ſeines Alters für 
eine Siedlungstätigkeit noch geeignet erſcheint, und wenn 
der Erwerb eines Siedlungsgrundſtücks trotz des Alters 
des Antragſtellers für ihn wirtſchaftlich vorteilhaft iſt. 

Artikel d. 

. Siedleriſche Eignung. 

Bei landwirtſchaftlicher Siedlung ſowie bei einem 
Erwerb von mehr als 1250 qm Gartenland iſt regelmäßig 
der Nachweis einer entſprechenden ſiedleriſchen Erfahrung 
zu verlangen. Hat die prüfende Stelle dieſe Gewißheit 


auf Grund perſönlicher Bekanntſchaft mit dem Antrag- 


ſteller nicht, kann ſie die Beibringung eines Zeugniſſes 
verlangen, das beiſpielsweiſe von einer Gemeinde, einer 
Kulturbehörde, einer gemeinnützigen Siedlungsunter⸗ 
nehmung oder von zuverläſſigen Gutachtern a ift. 

Beſtehen Zweifel über die Eignung des Bewerbers 
wegen ſeines Geſundheitszuſtandes, kann die Beibringung 
eines amtsärztlichen Zeugniſſes gefordert werden. 

Artikel 9. 
Wirtſchaftlichleit des Erwerbes. 

Eine Förderung des wirtſchaftlichen Fortkommens des 
Siedlers iſt anzunehmen, wenn der vorausſichtliche jähr⸗ 
liche Reinertrag des Grundſtücks höher iſt als der jährliche 
Betrag des in eine Rente umgewandelten Ruhegehalts 
oder Wartegeldes. è 2 

Iſt oder wird das Nutzungsgrundſtück bebaut, jo ijt 
zu dem Reinertrage aus der Garten⸗ oder Landwirtſchaft 
noch ein Betrag hinzuzurechnen, den der Beamte für Miete 
ſonſt aufzuwenden hätte, ſowie ein etwaiger Ertrag aus 
vermieteten Räumen. 

Artikel 10. 
Ausſchluß ſpekulativen Eriverbes. 


Handelt es ſich nicht um eine Anſiedlerſtelle, für die 
das begründende gemeinnützige Siedlungsunternehmen 
gemäß § 20 des Reichsſiedlungsgeſetzes vom 11. Auguſt 1919 
(Reichsgeſetzbl. S. 1429) ein Wiederkaufsrecht einzutragen 
hat, ſo ſoll dem Grundſtück die . einer Reichs- 
heimſtätte gegeben werden. Der Erwerb einer landwirt⸗ 
ſchaftlichen Siedlung ſoll nur im Wege des Rentenguts⸗ 
verfahrens zuläſſig ſein. Iſt dies rechtlich nicht möglich 
oder wird dadurch die Lage des Siedlers unbillig erſchwert, 
ſo hat die Rentenumwandlungsſtelle (vergl. Artikel 17) 
auf andere geeignete Maßnahmen gegen die Möglichkeit 
ſpekulativen Erwerbes hinzuwirken. Als ſolche kommt 
beiſpielsweiſe ein durch Vormerkung geſichertes An oder 
Wiederkaufsrecht der Gemeinde oder einer gemeinnützigen 
Unternehmung in Frage. 

Artikel 11. 

Vorausſetzungen bei nachträglichen Umwandlungen. 

Bei nachträglichen Umwandlungen iſt gemäß Artikel 
8 und 9 zu prüfen, ob der bisherige Siedlungserfolg 
und gegebenenfalls der Geſundheitszuſtand jowie die wirt- 
ſchaftliche Lage des Erwerbers eine weitere Umwandlung 
rechtfertigen. 

Artikel 12. 
Umwandlungsfähiger Betrag. 

Erſtmalig umwandlungsfähig iſt ein Betrag bis zur 
Hälfte des jährlichen reinen Ruhegehalts. Der Betrag 
muß durch 10 teilbar ſein. 

rhält ein Ruhegehaltsempfänger, der nicht im 
Reichs⸗, Staats⸗ oder in einem nitten öffentlichen 
Dienſt im Sinne des § 27 Abſatz 2 des Zivilruhegehalts⸗ 
dete es verwendet wird, infolge der Kürzungsvorſchriften 

r SS 92 ff. der Perſonalabbauverordnung weniger als 
die Hälfte des an ſich zuſtändigen Ruhegehalts im Sinne 
des Abſatzes 1, ſo darf eine Umwandlung nur in Höhe 
des tatſächlich bezogenen Betrages erfolgen. 

Abſatz 1 und 2 gelten ſinngemäß für Wartegeld⸗ 
empfänger, wobei die Höhe des Ruhegehalts zugrunde zu 
legen iſt, das der Wartegeldempfänger im Falle ſeiner 
Verſetzung in den dauernden Ruheſtand am erſten Tage 
des Vierteljahres beziehen würde, für das der erſte Teil⸗ 
betrag der Rente gezahlt wird. 


Artikel 13. 
Nachträglich umwandlungsfähiger Betrag. 
Nachträgliche Umwandlungen können bei Ruhegehalts⸗ 


und Wartegeldempfängern unter Beachtung der Vor⸗ 
ſchriften des Artikels 12 bis zur Höhe des im Zeitpunkt 


E e a 


der nachträglichen Umwandlung zuläſſigen Höchſtbetrages 
erfolgen. Bei nachträglichen Umwandlungen iſt das neu⸗ 
erreichte Lebensalter zugrunde zu legen. 


Artikel 14. 


Stellung des Umwandlungsantrags; Abtretungserklärung. 

Der Antrag auf Umwandlung des Ruhegehalts oder 
Wartegeldes in eine Rente iſt an die Behörde zu richten, 
die die Verſorgungsbezüge des Beamten regelt. Die hier⸗ 
nach zuſtändige Behörde kann bei der Stelle erfragt werden, 
die die Verſorgungsbezüge zahlt. 

Zur Erleichterung und Beſchleunigung der Prüfung 
durch die Behörde fügt der Antragſteller zweckmäßiger⸗ 
weiſe dem Antrage die Beſcheinigung einer gemeinnützigen 
Siedlungs⸗ oder Baugeſellſchaft, insbeſondere der zu⸗ 
ſtändigen Wohnungsfürſorgegeſellſchaft, bei, daß die Vor⸗ 
ausſetzungen des Beamtenanſiedlungsgeſetzes und der 
Ausführungsbeſtimmungen gegeben ſind. 

Dem Antrage find die von dem Antragſteller unter- 
ſchriebenen Abtretungserklärungen beizufügen, aus denen 
hervorgeht, an welche Stellen, in welcher Höhe, von 
welchen Zeitpunkten ab und wie lange die zu bewilligenden 
Renten gezahlt werden ſollen. 

Die Abtretungserklärungen müſſen ausdrücklich als 
unwiderruflich bezeichnet werden. 


Artikel 15. 


Prüfung durch die Behörde vor der Umwandlung. 

Die Behörde, welche die Verſorgungsbezüge regelt, 
hat den Antrag und die Abtretungserklärungen daraufhin 
zu prüfen, ob die Vorausſetzungen des Beamtenanſied⸗ 
lungsgeſetzes und der Ausführungsbeſtimmungen gegeben 
find. Iſt dies nicht der Fall, jo hat fie den Antrag unter 
Angabe der Gründe zu beanſtanden. Iſt der Antrag un⸗ 
vollſtändig, ſo iſt der Antragſteller zu veranlaſſen, den 
Antrag zu vervollſtändigen und die fehlenden Beweis⸗ 
mittel beizubringen. Die Behörde kann insbeſondere die 
Pona einer Beſcheinigung nach Artikel 14 Abſatz 2 per- 
angen. 


Artikel 16. 
Vorbeſcheid. 


Soll die Rentenumwandlung erſt in einem ſpäteren 
Zeitpunkt erfolgen, ſo hat die Umwandlungsbehörde auf 
Antrag des Ruhegehalts⸗ oder Wartegeldempfängers oder 
der gemeinnützigen Siedlungs⸗ oder Baugeſellſchaft einen 
Vorbeſcheid zu erteilen, daß die Möglichkeit der Um⸗ 
wandlung nach Maßgabe des Beamtenanſiedlungsgeſetzes 
und der Ausführungsbeſtimmungen beſteht, und in welcher 
Höhe die Umwandlung in dem vorausſichtlichen ſpäteren 
Zeitpunkte zuläſſig iſt. 


Artikel 1. 


Rentenumwandlung. 
Die Umwandlung des Ruhegehalts oder Wartegeldes 
in eine Rente erfolgt durch die Behörde, welche die Ver⸗ 
ſorgungsbezüge des Beamten regelt. 


Artikel 18. 


Zahlung der Rente. 

Dieſe Behörde teilt nach erfolgter Umwandlung der 
Kaſſe, die das Ruhegehalt oder Wartegeld zahlt, mit, um 
welchen Betrag und von welchem Zeitpunkt ab das Ruhe⸗ 
gehalt oder Wartegeld infolge der Umwandlung zu kürzen 
iſt. Zugleich gibt ſie der Kaſſe die Anweiſung, an wen, in 
welcher Höhe, von welchem Zeitpunkt ab und wie lange 
die Rente zu zahlen iſt. 

Dieſelbe Kaſſe hat auch dann die Rente zu zahlen, 
wenn der Ruhegehalts⸗ oder Wartegeldempfänger im 
Reichs⸗, Staats- oder in einem ſonſtigen öffentlichen 
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Dienſte im Sinne des § 27 Abſatz 2 des Zivilruhege⸗ 
haltsgeſetzes verwendet wird. Wenn bei Anwendung 
dieſer Ruhensvorſchriften nicht nur der nichtumgewandelte 
Teil des Ruhegehaltes oder Wartegeldes ruht, ſondern 
darüber hinaus auch der umgewandelte Teil des Ruhe⸗ 
gehaltes oder Wartegeldes ganz oder teilweiſe zu ruhen 
haben würde, ſo hat die umwandelnde Behörde die Be⸗ 
ſchäftigungsſtelle (Reichsbehörde, Staatsbehörde, Kom- 
munalbehörde uſw.) zu erſuchen, den Betrag, um den der 
umgewandelte Teil des Ruhegehaltes oder Wartegeldes 
zu ruhen haben würde, vom Dienſteinkommen einzube⸗ 
ile und an die Kaſſe zu überweiſen, welche die Rente 
zahlt. 

Die Fortzahlung der Rente wird durch Wegfall, Ruhen 
beriet des Ruhegehaltes oder Wartegeldes nicht 
erührt. 


Artikel 19. 


Abzugsverſahren bei Veränderung der Bezüge. 

Die Anrechnung von Privateinfommen auf Ruhe- 
gehalt und Wartegeld nach den SS 92 ff. der Perſonalabbau⸗ 
verordnung kommt nur für den Betrag in Frage, der nach 
Abzug des umgewandelten Teils als Ruhegehalt oder 
Wartegeld gezahlt wird. 

Beträge, die dem Wartegeldempfänger auf Grund des 
§ 16 Nr. 2 Abſatz 2 des Geſetzes, betreffend die Dienſtper⸗ 
geben der nichtrichterlichen Beamten uſw., vom 21. Juli 
1852 (Geſetzſamml. S. 405) belaſſen werden, find um den 
abgetretenen Betrag des Wartegeldes zu kürzen. 


Artikel 20. 
Hiuterbliebenen- und Gnadenbezüge. 

Die Hinterbliebenenbezüge werden ſo errechnet, wie 
wenn eine Umwandlung nicht erfolgt wäre. 

Gnadenbezüge find in Grenzen des Betrages zu ge- 
währen, der dem Ruhegehalts⸗ oder Wartegelbempfänger 
8 o ücſichunf der Umwandlung am Todestage 
zuſtand. 

Sind die Hinterbliebenenbezüge höher als die hiernach 
berechneten Gnadenbezüge, ſo ſind an deren Stelle die 
Hinterbliebenenbezüge zu gewähren. 


Artikel 21. 
Höhe der Rente. 

Als jährliche Rente ſind in vierteljährlich nachträglich 
zahlbaren Raten neun Zehnteile des umgewandelten 
jährlichen Ruhegehalts oder Wartegeldes zu zahlen. 

„Die neun Zehnteile werden zu je einem Viertel an den 
e Zahlungsterminen in folgender Weiſe 
gezahlt: i 

bei einem Alter des Antragſtellers von: 


30 Jahren.. 156 mal 48 Jahren . . . 80 mal 
31 - 50 49 e e ei 
32 ALS 50 e 
33 „ 3 51 = 70 
34 136 2 68 
385 1 53 = 66 
36 5488 54 64 
37 124 he 55 62 
38 120 56 = 60 = 
39 er 116 ⸗ 57 * 58 
40 EAN 58 Be 
4 = 108 59 53 
42 104 60 . 50 = 
43 100 61 5 47 
44 E TEE 62 44 
45 URL 63 41 
46 8 64 38 = 
47 s 84 z 65 d 5 35 = 
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Artikel 22 
Tafel zur Berechnung des Verhältniſſes zwiſchen Rente und Kapital. 


En ° EA Je 100 Rente, zahlbar am Ende jedes Vierteljahrs, jtellen bei Annahme von .... v. H. 
83 2 Zinſen und Zinſeszinſen ein Kapital dar von . M, das mit Aufhören der 
8 2 E Rentenzahlung getilgt ift. 
ES 8 | | 
RR 4 42 5 5%½ 6 6 7 70 8 8⁰ 9 91a 10 
ğ ra} v. H. v. H. v. H. v. H. v. H. v . v. 5. v. 5. v. 5. v. H. v. DA v. H. v. S. 
30 156 7950 | 7413 | 6933 | 6501 | 6112 5761 5443 | 5154 4891 4651 | 4432 4231 | 4046 
31 150 7817 | 7302 | 6840 | 6424 | 6048 | 5707 | 5398 | 5117 | 4860 4625 | 4410 | 4212 | 4030 
32 144 7675 7184 6741 | 6341 | 5978 5648 | 5349. | 5075 4825 4595 | 4385 | 4191 | 4012 
33 140 7576 | 7101 | 6671 | 6281 | 5928 | 5606 | 5313 | 5044 | 4799 | 4574 | 4366 | 4175 | 3999 
34 136 7474 | 7014 | 6597 | 6219 | 5875 | 5561 | 5274 | 5012 | 4771 | 4550 | 4346 | 4158 | 3984 
35 132 7367 | 6923 | 6519 6153 5818 | 5513 | 5233 4977 4741 4524 | 4324 4139 | 3968 
36 128 1255 | 6827 | 6438 | 6083 | 5758 | 5461 | 5189 | 4939 | 4709 | 4496 | 4300 | 4118 | 3950 
37 124 7140 | 6728 | 6352 | 6009 | 5695 | 5407 | 5142 | 4898 | 4673 | 4466 | 4274 | 4096 | 3930 
38 120 7019 | 6624 62635932 | 5628 | 5349 | 5092 4855 4636 4433 | 4245 | 4071 | 3909 
39 116 6894 | 6515 6168 5850 | 5557 | 5287 | 5038 | 4808 4595 | 4397 | 4214 | 4044 | 3885 
40 112 6764 | 6402 | 6069 | 5763 | 5481 | 5221 4980 | 4757 | 4550 | 4359 | 4180 | 4014 | 3859 
41 108 6629 | 6283 | 5465 | 5672 | 5401 | 5151 | 4918 4703 4503 | 4317 | 4143 3981 3830 
42 104 6488 | 6159 | 5856 | 5576 5316 | 5076 | 4852 | 4644 4451 | 4271 | 4103 | 3946 | 3799 
43 100 6341 | 6030 | 5742 | 5475 | 5227 | 4996 | 4782 | 4582 | 4895 | 4221 | 4059 | 3906 | 3764 
44 96 6189 | 5895 | 5621 | 5367 | 5131 | 4911 | 4706 | 4514 4335 | 4168 | 4011 | 3864 | 3725 
45 92 6031 | 5753 | 5445 | 5255 | 5030 | 4821 | 4625 | 4442 | 4270 | 4110 | 3959 | 3817 | 3683 
46 88 5866 | 5605 | 5362 | 5135 | 4923 | 4725 | 4539 4364 4200 4046 | 3902 3765 | 3637 
47 84 5695 | 5451 5223 | 5010 | 4810 | 4622 4446 4280 4125 3978 3840 | 3709 3586 
48 80 5517 | 5290 | 5077 | 4877 4689 4513 | 4347 4190 | 4045 | 3903 3772 | 3648 3530 
49 76 5331 | 5121 4923 4737 | 4562 | 4397- | 4241 4093 3954 3823 3698 3580 3468 
50 72 5139 | 4945 | 4762 | 4590 | 4427 | 4273 | 4127 | 3989 3859 3735 | 3618 | 3506 | 3401 
51 70 5039 | 4854 | 4679 | 4513 4356 | 4208 | 4068 | 3935 | 3808 3689 3575 | 3466 | 3364 
52 68 4938 | 4761 | 4593 | 4434 | 4284 | 4141 | 4006 3878 | 3756 | 3640 | 3530 | 3426 | 3326 
53 66 4835 | 4666 | 4505 4353 | 4209 | 4072 | 3942 | 3819 | 3701 3590 3183 | 3382 3286 
54 64 4730 | 4568 | 4415 | 4270 | 4132 | 4001 | 3876 | 3757 | 3645 3537 3435 | 3337 | 3244 
55 62 4622 | 4469 | 4323 | 4184 | 4052 | 3927 | 3808 | 3694 | 3586 | 3482 | 3384 | 3290 | 3200 
56 60 4513 | 4367 | 4228 | 4096 | 3971 | 3851 | 3737 | 3628 3524 3425 | 3331 | 3240 | 3154 
57 58 4401 | 4263 | 4132 | 4006 | 3887 | 3773 | 3664 | 3560 | 3461 3366 | 3275 | 3183 | 3105 
58 56 4288 | 4157 | 4032 | 3914 3800 3692 | 3588 | 3459 | 3395 | 3304 | 3217 | 3134 | 3054 
59 53 4113 | 3993 | 3874 | 3770 | 3665 | 3566 | 3470 | 3378 | 3290 | 3206 | 3125 | 3048 | 2974 
60 50 3932 | 3824 | 3720 | 3620 | 3525 | 3433 | 3345 | 3261 | 3180 | 3102 | 3028 | 2956 | 2887 
61 47 3747 3649 | 3555 | 3465 3378 | 3295 | 3214 | 3137 | 3068 | 2492 | 2923 | 2857 2793 
62 44 3556 | 3468 | 3384 | 3303 | 3224 | 3149 | 3077 | 3007 | 2939 | 2874 | 2812 | 2751 | 2693 
63 41 3359 | 3281 | 3206 | 3134 | 3064 | 2997 | 2932 | 2869 | 2808 | 2750 | 2693 | 2638 | 2585 
64 38 3156 | 3038 | 3022 2958 2896 | 2837 | 2779 2723 | 2669 | 2617 2566 | 2517 | 2470 
65 35 2948 | 2888 2831 | 27 5 2721 2669 | 2619 2570 2522 | 2476 | 2431 | 2388 ! 2345 


Beim Gebrauch dieſer Tafel iſt zu beachten, daß ein 
Betrag der vierteljährlich zahlbaren Rente von 100 / der 
Berechnung zugrunde gelegt iſt, der nur neun Zehnteile 
5 Ruhegehalts oder Wartegeldes aus- 
macht. 

In der Rente ſind Zinſen, Zinſeszinſen und Tilgungs⸗ 
beträge für das geliehene Kapital enthalten, ſo daß es 
nach einer beſtimmten Zeit völlig getilgt iſt. 

Beiſpiel: Der Antragſteller iſt 44 Jahre alt. Er will 
150 „ von feinen vierteljährlichen Bezügen in eine Rente 
umwandeln laſſen. Die Rente beträgt neun Zehnteile 
von 150 M, das find 135 M. Dieſe Rente wird nach 
Artikel 20 96 mal ausgezahlt. Der Kapitalgeber verlangt 
eine Verzinſung von 8 v. H. Es werden nach der vor⸗ 
ſtehenden Tafel aljo für je 100 % 4335 N Kapital ge- 

n, für 135 M Rente mithin 5852,25 M. Nach 24 

hren iſt dieſes Kapital dann durch die Rente verzinſt 
und getilgt. 

Artikel 23. 


Wertbeſtändigkeit der Rente. 
Als Wertmeſſer für die Wertbeſtändigkeit der Rente 
iſt das Feingold zu wählen. Als amtlich feſtgeſtellter 


Preis für Feingold gilt der nach $ 2 der Verordnung zur 
Durchführung des Geſetzes über wertbeſtändige Hypotheken 
vom 29. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 482) von dem 
Reichswirtſchaftsminiſter oder der von ihm beſtimmten 
Stelle im Reichsanzeiger bekanntgegebene Londoner Gold⸗ 
preis. Als maßgebender Berechnungstag gilt das Datum 
des Deutſchen Reichsanzeigers, in dem der Londoner Fein⸗ 
goldpreis letztmalig vor dem Fälligkeitstage der Rente 
bekanntgegeben. ift. Die Rente wird in Gramm Fein- 
gold umgerechnet nach dem Mittelkurs der Berliner Börſe 
auf Grund der letzten amtlichen Notierung vor den Fällig⸗ 
keitstagen. 


Artikel 24. 


Enteignungsbehörde. 


Zuſtändig für die Enteignung auf Grund des Be- 
amtenanſiedlungsgeſetzes iſt der Bezirkswohnungskom⸗ 
miſſar. 
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Artikel 25. 
Lehrer, Beamte der Gemeinden, Gemeindeverbände und 
anderer öfſentlich⸗rechtlicher Körperſchaften. 

Die vorſtehenden Ausführungsbeſtimmungen finden 

ſinngemäß Anwendung auf die Lehrer und auf die Be⸗ 
amten der Gemeinden, Gemeindeverbände und anderer 
öffentlich⸗rechtlicher Körperſchaften, für welche die Preuß. 
Perſonalabbauverordnung gilt. 
Die Umwandlung des Ruhegehalts oder Wartegeldes 
in eine Rente für Leiter, Lehrer und Beamte nicht oder 
nicht allein vom Staate unterhaltener Anſtalten (dritter 
Abſchnitt der Preußiſchen Perſonalabbauverordnung) darf 
nur mit Zuſtimmung des Unterhaltsträgers erfolgen. Bei 
öffentlichen Volks⸗ und mittleren Schulen vertritt den 
Unterhaltungsträger der Kaſſenanwalt der Landesſchul⸗ 
kaſſe oder Landesmittelkaſſe. 


Berlin, den 1. April 1925. 
Der Preußiſche Finanzminiſter. 
J. A.: Weber. 
Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 


Erlaß des Preuß. Miniſters für volkswohlfahrt 
vom 23. April 1925, betr. den ſtaatlichen 
Wohnungsfürforgefonds für 1925. 

II 13 Nr. 1354/1 D 2 Nr. 1295 F. M. — 


I. Der nach § 11 der Preußiſchen Steuernowerordnung 
vom 1. April 1924 in der Faſſung der Verordnung vom 
28. März 1925 (Geſetzſamml. S. 42) vom Staate zur För- 
derung der Neubautätigkeit zu verwendende Anteil am 
Hauszinsſteueraufkommen bildet in erſter Linie den ſtaat⸗ 
lichen Wohnungsfürſorgefonds. Dieſer ſoll 
— ebenſo wie der vorjährige ſogenannte Ausgleichsfonds — 
vorwiegend dazu dienen, die Wohnungsbautätigkeit zu fördern 
in Gebieten, in denen aus beſonderen Gründen der Woh⸗ 
nungsbedarf nennenswert ſtärker iſt als in anderen Be- 
zirken oder in denen die Wohnungsbautätigkeit mit dem 
den Gemeinden (Gemeindeverbänden) zur Verfügung 
ſtehenden Anteile am Hauszinsſteueraufkommen nicht Hin- 
reichend unterſtützt werden kann. Demgemäß kommen für 
die Ueberweiſung von Mitteln aus dem ſtaatlichen Woh⸗ 
nungsfürſorgefonds namentlich in Betracht 

1. Gemeinden (Gemeindeverbände), in denen infolge der 
Zuwanderung von Flüchtlingen eine über den all⸗ 
gemeinen Wohnungsmangel hinausgehende Woh⸗ 
nungsnot entſtanden, 

2. Gemeinden, in denen der durch die eigene Bevölke⸗ 
rung bedingte Wohnungsbedarf durch fremdländiſche 
Beſatzung — auch bei Berückſichtigung der vom Reiche 
geſchaffenen Entlaſtung — verſtärkt worden iſt. 

3. ländliche oder Vororts⸗Gemeinden (Gemeindever⸗ 
bände), in denen durch den Zuzug von Familien aus 
größeren oder großen Städten (Umſiedlung), ein 
Wohnungsbedarf entſteht, dem mit dem für die Neu⸗ 
bautätigkeit beſtimmten gemeindlichen Anteile am 
Hauszinsſteueraufkommen nicht Rechnung getragen 
werden kann. 

Im übrigen erſcheint es wünſchenswert, auch ſolche 
Gemeinden mit Mitteln aus dem ſtaatlichen Wohnungs⸗ 
a zu bedenken, die ihrerſeits in beſonderem 

tape den Flachbau, vor allem in der Form der zuſammen⸗ 

hängenden Siedlung, fördern. Dabei iſt es nicht von ent⸗ 
ſcheidender Bedeutung, ob es ſich nur um kleinere Ge⸗ 
meinden handelt oder auch um größere oder große Städte. 
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Soweit hier Bauvorhaben in Betracht kommen, die von 
einer provinziellen Wohnungsfürſorgegeſellſchaft techniſch 
und finanziell gut vorbereitet ſind, iſt auch in den Fällen, 
in denen ſonſt eine Nachprüfung durch die Regierungs⸗ 
präſidenten vorgeſehen iſt (Ziffer 16 letzter Satz der „Richt⸗ 
linien“) von dieſer Nachprüfung abzuſehen. 


II. Hinſichtlich der dortſeits vorzunehmenden Ver⸗ 
teilung der aus dem ſtaatlichen Wohnungsfürſorgefonds 
zu überweiſenden Summen bemerken wir weiterhin das 
Folgende: 

1. die Verteilung darf nur unter ſorgfältiger Berück⸗ 
ſichtigung aller in Betracht kommenden Verhältniſſe 
der Gemeinden und Gemeindeverbände vorgenommen 
werden. Eine mehr oder weniger ſchematiſche Ver⸗ 
teilung der Mittel iſt demnach keinesfalls angängig. 

2. In Bezirken, in denen in beſonderem Maße ſo⸗ 
genannte Umſiedlungsgemeinden oder Kreiſe vor⸗ 
handen ſind (Gemeinden oder Gemeindeverbände, in 
denen ſich Familien aus größeren oder großen Städten 
in größerem Umfange anſiedeln wollen oder in denen 
dieſe Umſiedlung vorſätzlich gefördert wird), iſt auf 
deren Bedürfniſſe von vornherein beſonders Bedacht 
zu nehmen. 

3. Ob es zweckmäßig iſt, vor der allgemeinen Verfügung 
über die zu überweiſenden Summen wegen der dabei 
— im Rahmen der unter I aufgeſtellten Geſichts⸗ 
punkte — zu beobachtenden Grundſätze BVertweter 
der verſchiedenen beteiligten Kreiſe (größere und 
kleinere Städte, Landkreiſe, Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaft uſw.), gegebenenfalls auch den früher beſtehen⸗ 
den, ſogenannten Siedlungsbeirat, anzuhören, 
bleibt Ihrem Ermeſſen überlaſſen. Verzögerungen 
der zu treffenden Entſcheidungen ſind dabei nach 
Kräften zu vermeiden. 

III. Aus dem ſtaatlichen Wohnungsfürſorgefonds für 
das Rechnungsjahr 1925 ſtellen wir hiermit für den 
dortigen Bezirk zunächſt einen Betrag von 


RM. 
in Worten: 


zur Verfügung. 

Die Gemeinden (Gemeindeverbände), denen unter Be⸗ 
rückſichtigung der vorſtehend dargelegten Geſichtspunkte 
von Ihnen Mittel aus dem ſtaatlichen Wohnungsfürſorge⸗ 
fonds überwieſen werden ſollen, haben ſich in einer, der 
dortigen Stelle gegenüber ſchriftlich abzugebenden Er⸗ 
klärung zu verpflichten, 


1. die Verwendung des Betrages nach Maßgabe der 
„Richtlinien“ vorzunehmen, 

2. etwaigen Weiſungen des Regierungspräfidenten (Ver⸗ 
bandspräſidenten) auf Berückſichtigung von Bauvor⸗ 
haben beſtimmter Antragsſteller, im beſonderen der 
provinziellen Wohnungsfürſorgegeſellſchaften oder ein⸗ 
zelner Baugenenoſſenſchaften, zu entſprechen, 

3; 1 Beträge an Hypotheken aus dem ſtaat⸗ 
lichen Wohnungsfürſorgefonds ſowie die für ſolche 
Hypotheken eingehenden Zinſen und Tilgungsbeträge 
— unter Abrechnung von % v. H. jährlicher Zinſen, 
die den Gemeinden (Gemeindeverbänden) als Un⸗ 
koſtenbeitrag verbleiben — zu beſtimmten, ſtaats⸗ 
ſeitig zu bezeichnenden Friſten an die Staatskaſſe 
abzuführen. 

Soweit ſich für die Herren e (den 
Herrn Verbandspräſidenten) die Notwendigkeit ergibt, ſich 
die Entſcheidung über Bewilligungen aus dem ſtaatlichen 
Wohnungsfürſorgefonds im einzelnen ſelbſt vorzubehalten, 
find die Verpflichtungen der Gemeinden (Gemeindever⸗ 
bände) entſprechend auszudehnen. 
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Wegen der Flüſſigmachung von Teilbeträgen der bereit⸗ 
geſtellten Summe bleibt weitere Verfügung für die 
nächſten Tage vorbehalten. 

Zugleich im Namen des Preußiſchen Finanzminiſters. 
Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 


Mit Begleiterlaß vom 22. April 1925 
II 13 Nr. 1223/25 W. M. 
IJ D 2. 1289 F. M. 
ſind die Beſtimmungen für die Gewährung 
von Hauszinsſteuerhypotheken in folgen- 
der, abgeänderter Faſſung neu bekannt⸗ 
gemacht worden: 


Kichtlinien für die verwendung des für die 
Neubautätigkeit beſtimmten Anteils am Gaus- 
zinsſteueraufkommen. 


(§ 11 Abſ. 1 der Preußiſchen Steuernotverordnung vom 
1. April 1924, Geſetzſamml. S. 191 in der Faſſung der 
Dritten Preußiſchen Steuernotverordnung vom 28. 3. 1925, 
Geſetzſamml. S. 42.) 
l. Allgemeines. 

1. Die für die Neubautätigkeit vorgeſehenen öffent⸗ 
lichen Mittel ſind beſtimmt zur Gewährung von Hypo⸗ 
theken (Hauszinsſteuer⸗ Hypotheken) auf Wohnungsbauten, 
die im Jahre 1925 errichtet werden. Die Gewährung 
von Hauszinsſteuer⸗ Hypotheken an Ausländer ift nicht 
zuläſſig. 

2, Hauszinsſteuer⸗Hypotheken find nur für Wohnun⸗ 
gen zu gewähren, die nach Größe, Anordnung, Raum⸗ 
zahl, Raumhöhe und Ausſtattung die notwendigſten 
Anforderungen nicht überſchreiten. 

In allen Fällen müſſen die zu beleihenden Wohnun⸗ 
gen den Anforderungen entiprechen, die an geſunde, gwed- 
mäßig eingeteilte und ſolide gebaute Dauerwohnungen 
zu ſtellen ſind. 

3. Durch Gewährung von Hauszinsſteuer⸗Hypotheken 
ſollen in erſter Linie gefördert werden: 

a) Bauten, bei denen die nach den örtlichen Verhält⸗ 
niſſen wirtſchaftlichſte Bauweiſe zur Anwendung 
gelangt, 

b) Bauten, die an fertigen Straßen ausgeführt 
werden oder, ſoweit dies nicht möglich iſt, an 
Straßen, deren Straßenbaukoſten auf ein Mindeſt⸗ 
maß eingeſchränkt ſind. 

Bevorzugt zu berückſichtigen jind dabei Ein- und Zwei⸗ 
familienhäuſer mit Gartenland, beſonders dann, wenn fie 
in zuſammenhängenden Siedlungen errichtet oder als 
„Reichsheimſtätte“ ausgegeben werden. 

4. Für Behelfs⸗ und Notwohnungen ſowie für Werk⸗ 
en werden Hauszinsſteuer⸗Hypotheken nicht ge⸗ 
währt; ebenſo nicht für Landarbeiterwohnungen, zu deren 
e anderweit öffentliche Mittel zur Verfügung 

n 


Behelfswohnungen im Sinne dieſer Vorſchriften find 
Wohnungen in Bauten, die nach Art ihres techniſchen 
Aufbaues vorausſichtlich einen Beſtand von weniger als 
dreißig Jahren haben; Notwohnungen ſind Wohnungen, 
die durch Ausbau oder Umbau vorhandener Baulichkeiten 
vorübergehend zu Wohnzwecken nutzbar gemacht werden 
und den baupolizeilichen Beſtimmungen nicht genügen. 

Hiernach ſind unter Behelfs⸗ oder Notwohnungen im 
Sinne dieſer Vorſchriften nicht zu verſtehen: 

a) a Bauten aus Holz, Fachwerk oder Erſatzbau⸗ 

offen, 
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b) ſolche Wohnungen, die durch Ausbau vorhandener 
Räume (Läden und dergleichen) oder durch Einbau⸗ 
ten in vorhandenen Häuſern gewonnen werden, 

die (a und b) eine Beſtandsdauer von mindeſtens dreißig 
Jahren haben und den beſtehenden baupolizeilichen Be⸗ 
ſtimmungen genügen. 

Als Werkwohnungen gelten Wohnungen, die Arbeit⸗ 
geber ſich für ihre Arbeiter und Angeſtellten errichten, 
insbeſondere ſolche, die von Arbeitgebern auf eigenem Ge⸗ 
lände errichtet werden und in ihrem Eigentum verbleiben. 

Nicht als Werkwohnungen gelten Wohnungen ge⸗ 
meinnütziger Bauvereine, die von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern aus verſchiedenen Unternehmungen und 
unter Hinzuziehung Nichtwerkangehöriger oder der Ge- 
meinde gebildet werden. Die Gewährung von Hauszins⸗ 
ſteuer⸗Hypotheken an ſolche Vereinigungen ift jedoch davon 
abhängig zu machen, daß die Werke, denen die Wohnungen 
nach ihrer Lage in erſter Linie zugute kommen, ſich an 
der Aufbringung der ungedeckten Herſtellungskoſten der 
Wohnungen angemeſſen beteiligen. 


5. Bei Vergebung der Hauszinsſteuer⸗Hypotheken find 


kinderreiche Familien und Schwerkriegsbeſchädigte — 
insbeſondere Kriegsblinde — vorzugsweiſe zu berück⸗ 
ſichtigen. 


II. Beſondere Beſtimmungen. 

6. Die Höhe der Hauszinsſteuer⸗Hypotheken ſoll 3000 
Reichsmark je Wohnung nicht überſteigen. In beſon⸗ 
deren Fällen kann die Hypothek bis auf 5000 Reichsmark 
erhöht werden. i 
zinsſteuer⸗Hypothek ?/, des vollen Bauwerts des Hauſes 
mit Ausſchluß des Grund und Bodens (66 v. H. des 
Bauwertes) oder 60 v. H. des Wertes des Hauſes mit 
Einſchluß des Grund und Bodens (60 v. H. des Bau⸗ 
und Bodenwertes) überſteigen. 

Aus dem ihnen zum Zwecke der Förderung der Neu- 
bautätigkeit nach $ 11 der Verordnung vom 1. April 1924 
in der Faſſung der Dritten Preuß. Steuernotverordnung 
v. 28. III. 25 (GS. S. 42) zu Gebote ſtehenden Anteile 
am Hauszinsſteuerauftommen haben die Gemeinden und 
Gemeindeverbände im laufenden Jahre wenigſtens ſoviel 
Wohnungsneubauten zu finanzieren, als bei Zugrunde⸗ 
legung eines Durchſchnittsbetrages von 4000 Reichsmark 
je Hypothek erreichbar iſt. 

Für Gemeinden und Gemeindeverbände, in denen die 
Höhe der Baukoſten das Durchſchnittsmaß weſentlich 
überſteigt, können die für die Bemeſſung des Hypotheken⸗ 
betrages in Abj. 1 und 2 vorgeſehenen Höchſt⸗ und Durch⸗ 
ſchnittsſätze erhöht werden. Zuſtändig für die Entſcheidung 
dahingehender Anträge iſt der Regierungspräſident, für 
Berlin der Oberpräſident, für das Gebiet des Ruhrkohlen⸗ 
bezirks der Verbandspräſident. Abſ. 1 letzter Satz und 
Abſ. 2 haben hierbei entſprechende Anwendung zu finden. 

7. Die Hauszinsſteuer⸗Hypothek ift mit 3 v. H. zu 
verzinſen und mit 1 v. H. jährlich — unter Zuwachs der 
erſparten Ne — zu tilgen. Die Zinſen ſind im Wege 
des Nachlaſſes bis auf 1 v. H. herabzuſetzen, inſoweit und 
ſolange ſich unter Berückſichtigung der Geſamtbelaſtung 
eine höhere Miete ergeben würde als für entſprechende, 
vor dem 1. Juli 1914 errichtete Wohnungen zu zahlen iſt. 
Von der Tilgung iſt für die erſten 2 Jahre abzuſehen. 
Die Zins⸗ und Tilgungbeträge ſind am 1. April und 
1. Oktober j. J. nachträglich an die vom Hypothekengeber 
näher zu bezeichnende Stelle zu zahlen. Beſondere Ge⸗ 
bühren (Proviſionen uſw.) find aus Anlaß der Hypo⸗ 
thekenbewilligung und Auszahlung nicht zu erheben. 

8. Rückfließende Hypotheken ſowie eingehende Til⸗ 
. und Zinſen — letztere, ſoweit ſie nicht durch 

erwaltungskoſten aufgebraucht werden, die durch Bewilli⸗ 


gung und Verwaltung der Hauszinsſteuer⸗Hypotheken ent⸗ 


In keinem Falle aber darf die Haus- ° 


ge chlefiſch ens 
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ſtehen — ſind einem Wohnungsbaufonds zuzuführen, 
deſſen weitere Verwendung nur nach Maßgabe dieſer Be⸗ 
ſtimmungen zuläſſig iſt. 

Auf Antrag iſt der Regierungspräſident (für Berlin 
der Obevpräſident, für das Gebiet des Ruhrkohlenbezirks 
der Verbandspräſident) berechtigt, die Verwendung der 
zurückgefloſſenen Beträge oder eines Teiles derſelben zur 
Sicherung von Bürgſchaften und zur Gewährung von 
Zinszuſchüſſen für ſolche Hypotheken zu geſtatten, die 
neben der Hauszinsſteuerhypothek zur Finanzierung von 
Wohnungsbauten auf dem privaten Geldmarkte auf⸗ 
genommen werden müſſen. 

9. Im Falle der Gewährung einer Hauszinsſteuer⸗ 
Hypothek ſind für die Dauer der Belaſtung geeignete 
Maßnahmen gegen eine ſpekulative Verwertung der 
Wohnungsbauten zu treffen (3. B. Eintragung eines durch 
Vormerkung geſicherten Ankaufs⸗ oder Wiederkaufsrechts). 
Von einer Eintragung dieſer dinglichen Sicherung kann 
abgeſehen werden, wenn dem Grundſtück die Eigenſchaft 
als „Reichsheimſtätte“ (Geſetz vom 10. Mai 1920 — 
Reichsgeſetzblatt I S. 962 —) verliehen ift oder wenn die 
im Verhältnis zu den Bau- und Grundſtückskoſten nur 
geringe Höhe der bewilligten Hauszinsſteuerhypothek die 
Koſten der Eintragung der dinglichen Sicherung nicht 
gerechtfertgt erſcheinen läßt, in jedem Falle aber dann, 
wenn die bewilligte Hauszinsſteuer-Hypothek weniger als 
iy Zehntel der geſamten Pau- und Grundſtückskoſten 

trägt. 

Der Bauherr kann ſich mit Genehmigung des Hypo⸗ 
thekengebers durch freiwillige Rückzahlung der Hauszins⸗ 
ſteuer⸗Hypothek nebſt mindeſtens 6 v. H. Zinſen vom Tage 
der Auszahlung ab von ſämtlichen Verpflichtungen, alſo 
auch von der dinglichen Sicherung, befreien. 

10. Die Eintragung der Hauszinsſteuer⸗Hypothek in 
das Grundbuch hat auf Goldbaſis nach den jeweils gel⸗ 
tenden geſetzlichen Beſtimmungen zu erfolgen. 

11. Die Hypothek ift, abgeſehen von den Fällen unter 
Ziffer 12, von ſeiten des Hypothekengebers unkündbar. 

12. Die Hauszinsſteuer⸗Hypothek ift — einſchließlich 
einer Verzinſung von 12 v. 8 vom Tage der Auszahlung 
ab — auf Verlangen des Hypothekengebers ſofort zur 
Rückzahlung fällig, wenn ohne ſeine Zuſtimmung 

a) das Gebäude nicht den Antragsunterlagen 
ſprechend ausgeführt und genutzt wird, ; 

b) der Schuldner ſeinen ſonſtigen Verpflichtungen nicht 
nachkommt und 

e) das Grundſtück veräußert wird. 


III. Verfahren. 


13. Anträge auf Gewähru von Hauszinsſteuer⸗ 
Hypotheken ſind an den Gemeindevorſtand, bei Bauvor⸗ 


ent⸗ 


haben in Gemeinden, denen die ſelbſtändige Verwendung 
des für die Neubautätigkeit beſtimmten Anteils am Haus⸗ 
zinsſteueraufkommen nicht übertragen iſt, an den Landrat 
(Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes) zu richten. Bei Bau⸗ 
vorhaben, die von einer provinziellen Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaft betreut werden, kann der Antrag auch an dieſe 
gerichtet werden. 

In dem Antrage hat der Bauherr nachzuweiſen, daß 
er allein oder mit rechtsverbindlich geſicherter Unter⸗ 
ſtützung Dritter in der Lage iſt, die durch die Hauszins⸗ 
ſteuer⸗Hypothek nicht gedeckten Baukoſten zu tragen. Da⸗ 
bei iſt gegebenenfalls zu erörtern, ob und in welcher 
Höhe Arbeitgeber, deren Arbeitern und Angeſtellten die 
Wohnungen nach ihrer Lage vorausſichtlich zugute kommen 
werden, ſich mit Leiſtungen an Bauland, Bauſtoffen oder 
in bar an der Herſtellung der Wohnungen beteiligen 
werden und wie dieſe Beteiligung geſichert iſt. 

Die Anträge ſind in überſichtlicher Form aufzuſtellen. 

14. Auf die bewilligten Hypotheken können, ſoweit die 
flüſſigen Mittel dazu ausreichen, Vorſchüſſe (Zwiſchen⸗ 
kredite) nach ee ee des Standes der Bauausführung 
gewährt werden. Die Auszahlungsanträge ſind zu richten 
an die Gemeinde (Gemeindeverband), welche die Hypo⸗ 
thek bewilligt hat, gegebenenfalls auch an die provinzielle 
en gs futjorgegejelihaft, welche das Bauvorhaben 

etreut. 

15. Die Eintragung der Hypothek erfolgt zugunſten 
der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes. Die Hypo⸗ 
thek iſt an bereiteſter Stelle einzutragen; im ungünſtigſten 
Falle darf ihr im Range eine Belaſtung in Höhe der 
reinen Baukoſten oder im Ausnahmefalle in Höhe von 
90 v. H. des Wertes des bebauten Grundſtücks — ver⸗ 
mindert um den Betrag der Hauszinsſteuer⸗Hypothek — 
vorangehen. 

16. Der Regierungspräſident (für Berlin der Ober⸗ 
präſident, für das Gebiet des Ruhrkohlenbezirks der Ver⸗ 
bandspräſident) hat die Beachtung dieſer Richtlinien zu 
überwachen. Bei Bauvorhaben in Gemeinden und Ge⸗ 
meindeverbänden, in denen die Prüfung der Anträge nach 
der wohnungstechniſchen Seite hin nicht hinreichend ge- 
währleiſtet iſt, iſt der Regierungspräſident berechtigt, die 
Vorlage der Antragsunterlagen zu verlangen und ge⸗ 
gebenenfalls gegen die Beleihung Einſpruch zu erheben. 

Berlin, den 22. April 1925. 

Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
gez. Hirtſiefer. 
Der Finanzminiſter. 
gez. Dr. Höpker⸗Aſchoff. 


Bücher: und Zeitfhriften. 


Von Oberregierungsrat Arno Hoppe in Dresden ift 
die Schrift „Die Finanzierung des Wohnungsbaues und 
die Wohnungswirtſchaft der Zukunft“ in neuer vierter 
Auflage in Carl Heymann's Verlag erſchienen. Die 
die Schrift, die urſprünglich Qals Auftragsreihe in einem 
Dresdener Blatt veröffentlicht und erſt dann in Bud- 
form erſchienen war, hat ſofort großen Anklang 
gefunden und mußte binnen kurzer Zeit in zweiter 
und dritter Auflage gedruckt werden. Die neue, vierte 
Auflage iſt weſentlich umfangreicher und beſchäftigt ſich 
eingehend mit dem Wohnungsproblem des nzen 
Reiches, während die erſten drei Auflagen in der Haupt⸗ 

ſache auf ſächſiſche Verhältniſſe zugeſchnitten waren. Sie 


berückſichtigt außerdem die Anderungen, die inzwiſchen, 
insbeſondere durch die dritte Stenernotverordnung des 
Reiches, in der Wohnungsſetzgebung des Reiches und 
der einzelnen Länder eingetreten ſind. 

Der Verfaſſer erörtert im einzelnen zunächſt die 
ſozialen Grundlagen der Wohnungswirtſchaft und t 
dabei intereſſante ſtatiſtiſche Angaben über die Woh- 
nungsverhältniſſe im Reiche, behandelt ſodann eingehend 
die Frage nach der ſofortigen Aufhebung der Zwangs⸗ 
wirtſchaft und Einführung der freien Wirtſchaft, wobei 
er nachweiſt, daß durch die Einführung der freien Wirt⸗ 
ſchaft keineswegs eine Behebung der gegenwärtigen Not- 
ſtände herbeigeführt werden könnte, und geht ſodann zu 
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der Frage der Behebung der Wohnungsnot mit öffent⸗ 
lichen Mitteln über. Hierbei wird die Entwicklung des 
Beihilfeverfahrens dargeſtellt und die gegenwärtige 
Finanzierung mit Hilfe der Mietzinsſteuer einer Dar⸗ 
ſtellung und Kritik unterzogen. Sodann beſchäftigt er 
ſich eingehend mit der wichtigen Frage der Wohnungs⸗ 
reform und ſtellt dabei die Forderung nach Einführung 
einer planmäßigen Wohnungspolitik auf großer Linie 
auf. Die Ziele einer vernünftigen Wohnungsreform 
werden in einleuchtender Weiſe dargeſtellt und mit großer 
Entſchiedenheit vertreten. Es folgt eine Darſtellung der 
Finanzierungsorganiſation mit Vorſchlägen, wie das 
gegenwärtige Beihilfeverfahren in den einzelnen Ländern 
verbeſſert, vereinfacht und planmäßiger geſtaltet werden 
kann. Zum Schluß wird die Regelung der Mieten der 
einzelnen Länder dargeſtellt und in tabellariſcher Form 
eine Überſicht über die Höhe und Verwendung der geſetz⸗ 
lichen Mieten gegeben. 

Die Schrift bietet eine reiche Fülle von Material und 
Anregungen auf dem Gebiete der Finanzierung des 
Wohnungsbaues und iſt für jeden, der ſich irgendwie 
mit dieſer Materie zu befaſſen hat, unentbehrlich. Es 
wäre insbeſondere zu wünſchen, daß alle Dienſtſtellen, die 
in irgend einer Form mit der Wohnungspolitik befaßt 
ſind, ſich eingehend dem Studium dieſer Schrift widmen. 
Auch für Leiter von Bauvereinigungen dürfte ſie von 
außerordentlichem Werte ſein. Bg. 


Kampf um Boden und Heimſtätte. 


Arbeiten des deutſchen Heimſtättenamtes der deutſchen 
Beamtenſchaft, von Johannes Lubahn, Leiter des Heim⸗ 
ſtättenamtes der deutſchen Beamtenſchaft. Berlin⸗Grune⸗ 
wald, Siedlung Eichkamp im Buchenweg 3. (Preis 1 M.) 

Der reiche Inhalt des Heftes beginnt mit einem „Weck⸗ 
ruf“, der die Tatſachen der ſchlechten und unmöglichen 
Wohnverhältniſſe unſerer engen Großſtadtviertel in ihren 
entſittlichenden Folgen in das Gedächtnis zurückruft. Als 
letzter Grund für unſer Wohnungselend wird das falſche 
Recht vom Grund und Boden als einer Ware behandelt 
und es wird von dem Erfolg der zielbewußten und auf⸗ 
opfernden Tätigkeit der Bodenreformer in Frankfurt a. O. 
berichtet, wo in ſeltener Einmütigkeit 52 Verbände und 
Vereine der verſchiedenſten Richtungen eine bodenrefor⸗ 
meriſche Einheitsfront bildeten, und wo das Verſtändnis 
der leitenden Perſönlichkeiten der Stadt es ermöglichte, 
der Wohnungsnot mit klaren bodenreformeriſchen Zielen 
zu Leibe zu rücken. Es wird ferner die aufklärende Tätig- 
keit des „Heimſtättenamtes der deutſchen Beamtenſchaft“ 
erläutert, das gemeinſam für alle Beamten für Boden- 
reform und Heimſtätte wirkt. 


Es werden die Tagungen des „Heimſtättenamtes“ er⸗ 
wähnt und über „praktiſche Heimſtättenarbeit“ berichtet 
(bis 1922 16000 Wohnungen, meiſt Heimſtätten). Reichs- 
die e der Entwurf zum Bodenreformgeſetz und 
die Beamtenſiedlungsverordnung find Gegenſtände wei- 
terer Artikel und endlich wird noch einmal zur Frage 
„Großhaus oder Kleinhaus“ Stellung genommen und an 
Hand von ſtatiſtiſchem Material darauf aufmerkſam ge⸗ 
macht, daß das Kleinhaus in ſchwerer Gefahr iſt! Das 
ganze Heft iſt ein „Weckruf“, und es iſt ihm beſonders die 
Unterſtreichung der moraliſchen und ethiſchen Ziele der 
Bodenreform als ein Plus zu buchen. S. 


; Land für Heimſtätten und Gärten. 
Von Johannes Lubahn, Leiter des Heimſtättenamtes der 
deutſchen Beamtenſchaft. 1925. Druck und Verlag Gebr. 
Mann, Berlin SW. 48 (Preis 50 Pfg.). 


Sch le ſi ſ ches b ei m 


Das Heft gibt einen klaren Überblick über den Werde⸗ 
gang der Heimſtättenbewegung und befaßt ſich in erſter 
Linie mit dem praktiſchen Weg zur Beſchaffung von Land 
für Reichsheimſtätten und Heimſtättengärten. Insbeſon⸗ 
dere wird die Möglichkeit der Schaffung von Heimſtätten⸗ 
gebieten an Hand der geſetzlichen Beſtimmungen er⸗ 
läutert. Sehr wertvoll ijt die Beigabe einer Muſterorts⸗ 
ſatzung hierfür von Regierungspräſident Krüger. 8. 


Soeben erſcheint: 

Ethik und Bodenreform. 

Eine ſozialethiſche Studie von Dr. K.⸗E. Schellhammer. 
Verlag E. Raabe, Oppeln. Groß⸗Oktav 53 S., 
Preis 1,25 N. Selbſtanzeige des Verfaſſers. 

Es gibt immer noch Leute, die die Bodenreform— 
bewegung als utopiſtiſche Schwärmerei ablehnen oder 
gegen beſſeres Wiſſen Bodenreformex, Kommuniſten und 
Bolſchewiſten identifizieren. Das find Leute, die ent- 
weder die Bodenreformbeſtrebungen gar nicht kennen 
oder ſie kennen und fürchten und mit allen Mitteln be⸗ 
kämpfen, weil ſie perſönliche Schädigungen von ihr er⸗ 
warten. Und das geſchieht, obwohl Hunderttauſende der 
Beſten der Nation begeiſtert für Dr Damaſchke und die 
Lehren der Bodenreform eintreten, und obwohl die Idee 
ſchon in einigen Teilen realiſiert iſt und dort die ſchön⸗ 
ſten Früchte gezeitigt hat. 


Verfaſſer der obigen Arbeit ging als Ethiker an die 
Unterſuchung des Fragenkomplexes heran, der ſich aus 
dem Bodenreformgedanken herauskriſtalliſiert hat, und in 
erſter Linie waren es ethiſche Motive, die ihn zum über⸗ 
zeugten Bodenreformer gemacht haben. Alle diejenigen, 
welche ein Herz für das Volk haben und ſozial empfinden, 
werden die gleiche Straße gehen. Jean Paul ſagte ein⸗ 
mal, daß alle großen Gedanken, welche die Welt bewegen 
und beglücken, nicht mit dem Verſtande, ſondern mit dem 
Herzen gedacht werden. Nun behaupten aber die Gegner 
der Bodenreform, daß das geſamte Wirtſchaftsleben 
nichts mit dem Gefühl und nichts mit der Sittlichkeit zu 
tun hat. Sie predigen kraſſen Geſchäftsegoismus und 
eine herzloſe Geſchäftsmoral, die eigentlich Unmoral iſt, 
da fie nichts mit der den einzelnen und die Volksgemein⸗ 
ſchaft verpflichtenden Sittlichkeit zu tun hat. Gerade 
dieſe nur verſtandsmäßige Geldbeutelpolitik, die ſich um 
die ſittlichen Normen und Maximen nicht kümmert, iſt 
das Unglück der Menſchheit. Der große Krieg war 
letzten Endes eine Folge davon, und die jüngſten Kor⸗ 
ruptionsſkandale Deutſchlands find ihre unvermeidlichen 
Begleiterſcheinungen. 

Es iſt deshalb höchſte Zeit, daß wir Selbſtbeſinnung 
üben und die Abhängigkeiten zwiſchen Ethik und. Bolts- 
wirtſchaft anerkennen. Aufgabe der obengenannten 
Arbeit ift es, die Beziehungen zwiſchen der volkswirt⸗ 
ſchaftlich ſo ungeheuer bedeutungsvollen Bodenreform 
und dem Volksethos aufzuweiſen. Sie iſt ein Stück an⸗ 
gewandte Sozialethik. Ohne den Anſpruch auf ſtrenge 
Syſtematik und wiſſenſchaftliche Vollſtändigkeit zu er- 
heben, will ſie nur zeigen, wie eine geſunde und gerechte 
Bodenpolitik im Verein mit der dringend notwendigen 
Wohnungs- und Steuerreform Bedingung und Grund- 
lage einer neuen und beſſeren Sittlichkeit iſt. Wir müſſen 
mit unſerem Handeln und Wollen gleichzeitig auch das 
Wirtſchaftsleben ethiſieren, wenn wir aus dem Sumpfe 
herauskommen wollen. 


Verfaſſer iſt Oberſchleſier. Daraus erklärt es ſich, 
daß bei feinen Ausführungen in erſter Linie ober- 
ſchleſiſche Verhältniſſe als Beiſpiel herangezogen werden 
und das ſtatiſtiſche Material in Oberſchleſien geſammelt 
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iſt. So kommt es, daß in der Studie das oberſchleſiſche 
Problem freimütig und ohne Beſchönigung aufgerollt 
wird. Es wird jetzt ſoviel davon geſprochen, daß die 
oberſchleſiſchen Wohnungsverhältniſſe, ſowohl in den 
Städten und Induſtriedörfern als auch auf dem platten 
Lande, ſchlimmer ſind als in anderen Teilen eicher 
lands. Und jeder weiß, wie es um die oberſchleſiſchen 
Bodenbeſitzverhältniſſe beſtellt iſt, die an dem Verluſte 
Oberſchleſiens und an dem gegenwärtigen Flüchtlings⸗ 
elend die Mitſchuld tragen. Die politiſche Unruhe in 
der Bevölkerung, der Tiefſtand der Sittlichkeit, die Un⸗ 
bildung und lturloſigkeit breiter Schichten unſeres 
Volkes ſind Folgen dieſer unſeligen Bodenpolitik. Wir 
kennen die Wunden, an denen unſere Heimat blutet, aber 
wir legen die Hände in den Schoß und laffen das Übel 
um ſich greifen. Die Bodenreform iſt ein ſicheres Heil⸗ 
mittel für die Wunden des Landes. Wenden wir es an, 
um den Volkskörper der Geſundung entgegenzuführen! 

Die Bodenreform kann unfer Volk zu einer neuen 
Sittlichkeit führen bezw. zur Sittlichkeit zurückführen. 
Die berufenen 11084 der Sittlichkeit ſind die Geiſtlichen 
und die Lehrer. Gelänge es, dieſe und alle diejenigen, 
welche das Maſſenelend kennen und am Volke leiden, auf 
eine der Haupturſachen der ſozialen Nöte und der 
ethiſchen Verwirrung aufmerkſam zu machen und ſie zum 
Kampfe gegen dieſe Mißſtände aufzurufen, dann hätte 
das Büchlein ſeine Sendung erfüllt. 

Dr. iur. h. c. Adolf Damaſchke, der erfolgreiche Vor- 
kämpfer der deutſchen Bodenreformer, ihr wegſicherer 
Führer und geiſtiges Haupt, feiert am 24. 11. d. Is. 
ſeinen 60. Geburtstag. Alle, die das Wehen und Brauſen 
des Bodenreformgeiſtes geſpürt haben, werden an dieſem 
Tage mit Segenswünſchen auf den Lippen, voll Stolz 
und froher Hoffnung nach Berlin ſchauen. Es ſei mir 


hiermit geſtattet, dieſes Büchlein ſchon heute auf des 


Meiſters Gabentiſch zu legen. 


Die Hauptwerke der Bodenreformbewegung, die in 
keiner Gemeindebücherei fehlen ſollten, find: Adolf 
Damaſchke, Dr. jur. h. e., Vorſitzender des Bundes 
Deutſcher Bodenreformer. 2 

Die Bodenreform. Grundſätzliches und Geſchichtliches 
zur Erkenntnis und Überwindung der ſozialen Not. 

136. Tauſend. 524 Seiten. Preis 3 M (Porto 0,50 M). 


À Inhalt: 
J. Weder Mammonismus noch Kommunismus! 
II. Die Bodenreform und die induſtrielle Entwicklung. 


III. Die Bodenreform und das Agrarproblem. 

IV. Die Bodenreform in Israel. 

V. Die Bodenreform in Hellas. 

VI. Die Bodenreformkämpfe in Rom und ihre Lehren. 
VII. Henry George und die angelſächſiſche Bewegung. 
VIII. Die deutſche Bodenreform. 

IX. Der Weltkrieg im Lichte der Bodenreform. 


Aus mehr als 1000 Beſprechungen. 


Kölniſche Volkszeitung: Damaſchkes „Bo⸗ 
denreform“ wird infolge ihrer Vorzüge der feſſelnden, 
überzeugenden Darſtellung, namentlich aber 5 e ihres 
tiefen inneren Wertes für den allgemeinen lturfort⸗ 
ſchritt zu den unvergänglichen Büchern der nationalökono⸗ 
miſchen Literatur gehören. 

Soziale Praxis: Dieſes Werk ift für Hundert⸗ 
tauſende deutſcher Leſer eine Art volkswirtſchaftliches Be⸗ 
kenntnisbuch geworden. 

Aufwärts: Niemals haben wir dies Buch nötiger 
gebraucht als heute. 

Kommunale Praxis: 
die Welt bewegen. 


Geſchichte der Nationalökonomie. Eine erſte Çin- 
führung. 85. Tauſend. 2 Bände. 842 S. Preis geh. 
4 M (Porto 1 M). 

Preußiſches Verwaltungsblatt. Wir 
wüßten zurzeit kein anderes Werk, das ſo ſehr zur erſten 
Einführung in die Geſchichte der Volkswirtſchaftslehre ge⸗ 
eignet wäre. 

Magdeburgiſche Zeitung: Dies iſt das 
Buch, das ſich viele ſchon lange gewünſcht, auf das viele 
gewartet haben, denen nach Verſtändnis verlangte für 
wichtige Aufgaben unſerer Zeit, um mitarbeiten zu können 
an ihrer Löſung. 


Eins der Bücher, die 


Die Aufgaben der Gemeindepolitik. 40. Tauſend. 298 S. 
Preis 3 % (Porto 0,30 M). 
Nationallib. Jugend: Ein wahrhaft klaſſiſches 
Lehr- und Handbuch. 8 
Sozialiſtiſche Monatshefte. ... verdient 
auch auf ſeiten der Sozialdemokratie die höchſte Bedeutung. 
Der Beobachter (Stuttgart): Eine geradezu 


einzigartige Schrift — ein Volksbuch im beſten Sinne 
des Wortes. 


Verlag: „Schleſiſche Heimſtätte“, Provinzielle Wohnungsfürſorgegeſellſchaft m. b. H. 
Druck: Grab, Barth & Comp. (W. Friedrich), Breslau I, Herrenſtraße 20. 
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Schriftleitung: Regierungsbaurat Stegemann „ dresden A, Kanzleigäßchen I1 


2. Jahrgang 


Nummer 4 


April 1925 


„Die Organiſation der Selbſthilfe“. 


Vortrag gehalten auf der Tagung für wirtihaftlihes Bauen vom 4. bis 7. April 1923 in München 


von Regierungs⸗Baumeiſter a. D. Knoblauch. 


Viele Sachverſtändige lehnen deshalb die 
großen Selbſthilfeorganiſationen ab und empfehlen 


ausſchließlich die Bildung ganz kleiner Ver— 
einigungen. Ich möchte dem nicht zuſtimmen. 


Ich bin vielmehr der Anſicht, daß die größere 
Organiſation den Selbſthilfeſiedlern weſentliche 
Vorteile verſchaffen kann. Durch organiſatoriſche 
Maßnahmen muß allerdings dafür geſorgt werden, 
daß jene Schwierigkeiten gebannt werden. Des- 
wegen muß die große Organiſation jährlich ein in 
ſich geſchloſſenes Bauprogramm für eine hierzu zu 
bildende Arbeitsgemeinſchaft aufſtellen. Dieſe 
Gruppe führt das Jahresprogramm innerhalb der 
der ganzen Organiſation ſelbſtverantwortlich durch. 
So kommen die einfacheren Rechtsverhältniſſe der 
kleinen Vereinigung zur Anwendung; und über- 
dies findet das kleine Gebilde den wünſchenswerten 
und notwendigen wirtſchaftlichen und moraliſchen 
Rückhalt an der größeren Organiſation. Es bietet 
ſich hierdurch auch die Möglichkeit, der Arbeits⸗ 
gruppe gleichgeſinnte freiwillige Helfer zuzuführen. 
Die Arbeitsleiſtung dieſer Helfer wird, voraus- 
geſetzt, daß die Gruppe ſelbſt richtig arbeitet, ſich 
in Grenzen halten, die eine geldliche Rückerſtattung 
der empfangenen Arbeit in beſtimmten Grenzen 
zuläßt. 

Die gegebene Rechtsform für Selbitbilfeorgani- 
ſationen iſt der eingetragene Verein. Die meiſtens 
angewandte Genoſſenſchaftsform entſpricht nicht 
dem Genoſſenſchaftsgedanken, da hier nicht ein 
dauerndes wirtſchaftliches Intereſſe die Genoſſen 
zuſammenhält, ſondern nur die Durchführung 
einer zeitlich begrenzten Einzelaufgabe. 

In dem uns zugegangenen Material wird über 
die Größe der Arbeitsgruppen und über die Be- 
rückſichtigung der Berufe der Mitglieder geſprochen 
und behauptet, daß die Arbeitsgruppe nicht mehr 
wie 8 bis 10 Mitglieder umfaſſen, und ihr ein 
Maurer und ein Zimmermann mindeſtens an- 
gehören ſollte. J 


(Schluß) 


Meiner Anſicht nach geht man hier von 
falſchen Vorausſetzungen aus. Nicht theoretiſche 
Überlegungen über die Arbeitsfähigkeit der Gruppe 
dürfen maßgebend fein. Waun muß auch hier von 
den gegebenen Tatſachen ausgehen: 1. Wieviel 
Häuſer können in einem Baujahr finanziert 
werden? Alle Anwärter auf die Wohnungen eines 
Bauabſchnittes follen zuſammengefaßt werden, da- 
durch allein wird die zahlenmäßige Größe be- 
ſtimmt. 

2. Über die Berufe iſt zu ſagen, daß man meiſt 
nicht in der Lage ſein wird, die Anwärter aus⸗ 
zuſuchen, vielmehr wird man, um die Arbeits 
freudigkeit der Siedler zu erhalten, meiſt ge- 
zwungen ſein, die vorhandenen Kräfte auszunutzen. 
Vor Arbeitsbeginn muß klargeſtellt werden, welche 
Arbeiten von den Siedlern geleiſtet werden können 
und inwieweit bezahlte Facharbeiter benötigt 
werden. Kommt man ohne bezahlte Facharbeiter 
aus, die Möglichkeit hierzu wächſt mit der Größe 
der Gruppe, ſo beſteht keine Gefahr, daß etwa 
durch langſameres Fortſchreiten der Arbeiten die 
Bauten verteuert werden. Sind Facharbeiter 
nötig, muß für raſche Förderung des Baues ge- 
ſorgt werden, damit bei ſteigenden Löhnen die 
Lohnzahlungen die durch Selbſthilfe erzielten Er- 
ſparniſſe nicht verſchlingen. $ 

Die Möglichkeiten, den Selbſthelfer bei der Er- 
richtung ſeines Anweſens zu beſchäftigen, ſind 
mannigfaltig. 

Schmude hoffte auf Grund feiner Kriegs- 
erfahrungen, alle Bauarbeiten durch die Siedler 
ausführen zu laffen, denen er Altmaterial zur Ver- 
fügung ſtellte. Der Verſuch iſt im großen und 
ganzen infolge mangelhafter techniſcher Leitung 
und fehlender Facharbeiter nicht geglückt. Die 
Schmudeſche Geſellſchaft vergibt die Arbeiten heute 
an Unternehmer und verlangt von den Siedlern 
nur noch die Übernahme einzelner vorher feit- 
beſtimmter Arbeiten. Das Ineinandergreifen der 
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Arbeit des Unternehmers und Selbſthelfers zu 
ſichern iſt nicht einfach — es beſteht die Gefohr, 
daß der Unternehmer durch den Siedler an der 
glatten Abwickelung ſeiner Arbeiten behindert 
wird. Dadurch wird das anfänglich gute Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Unternehmer und Siedler ſehr 
leicht getrübt, die Unternehmerarbeit bei ſteigenden 
Löhnen oftmals fo verteuert, daß die ſchon an fib 
bei dieſer Art der Selbſthilfe nicht hoch zu ver⸗ 
anſchlagende Erſparnis an Barmitteln wieder auf- 
gezehrt wird. 

In anderen Fällen bauen die Selbithilfe- 
erganijationen in eigener Regie. Hier find große 
Erſparnismöglichkeiten, aber auch große Gefahren. 
Ohne ſtraffe und kaufmänniſch und techniſch ge— 
ſchulte Leitung, die in den Händen der Organi- 
ſation liegen muß und nicht von außen kommen 
kann, muß man auf Mißerfolge gefaßt ſein. Für 
Gerüſte und Geräte, unter Umſtänden für Bau- 
maſchinen, für Lagerräume und Plätze uſw. 
muß geſorgt werden. Die richtige Anwendung 
und Ausnutzung des Materials und der Arbeits- 
kräfte, die Einſtellung bezahlter Ergänzungskräſte 
verlangt eine geſchulte Leitung. Iſt dieſe aber 
vorhanden, können bei größeren Organiſationen 
verblüffende Erfolge erzielt werden. 

Neben dieſem Verſuche, die A beit des Siedlers 
beim Bau ſelbſt einzuſetzen, if man ſchließlich 
auf einem ganz andern Wege an das Problem der 
Selbſthilfe herangetreten. Ausgehend von der Er- 
wägung, daß die im Beruf von Siedler geleiſtete 
Arbeit mehr wert iſt, als ſeine Betätigung in 
einem ihm fremden Handwerk, hat eine Thüringer 
Induſtriefirma in Übereinſtimenung mit ihrer 
Arbeiterſchaft verabredet, daß die Arbeiter, die ſich 
anſiedeln wollten, Überſtunden leiſteten. Der 
Lohn ſollte einer Baugenoſſenſchaft der Arbeiter 
zur Abdeckung der Baukoſten zufließen. Die 
Firma wollte den erhöhten Überſtundenlohn 
zahlen und außerdem als Arbeitgeberzuſchuß den 
gleichen Betrag noch einmal dazulegen. Leider iſt 
dieſer intereſſante Verſuch nicht zur Ausführung 
gekommen, weil die Arbeiterſchaft durch einen 
Zeitungsartikel, der gegen dieſe Überſchreitung 
des 8-Stundentages Stellung nahm, ſich in letzter 
Minute umſtimmen ließ und nicht mehr mit- 
machte. Einen ähnlichen Verſuch macht Georg 
Heger in Gildenhall, der für die Siedlungsbauten 
den Gegenwert von 8000 Bauarbeiterſtunden ver- 
langt, den die Siedler im Laufe von 40 Jahren 
verzinſen und tilgen müſſen. Heger gibt den 
Siedlern in ſeinen Betrieben Gelegenheit, in 
Überſtunden die Zinſen und Tilgungsraten abzu- 
leiſten. Um das bare Geld für den Kaufpreis 
hereinzubekommen, gibt er einen Arbeitsſchuld⸗ 
brief heraus. — 

Wirtſchaftliche Bedenken laſſen ſich gegen dieſe 
Art der Selbſthilfe nicht vorbringen; für den 


Siedler nachteilig iſt es, daß er den Wert der 
Selbſthilfe ſich erſt borgen muß, und daß die 
Arbeitsleiſtung durch den Zinſendienſt nicht un- 
erheblich erhöht wird und während 40 Jahren be— 
ſtehen bleibt. Die Möglichkeit, Überſtunden zu 
leiſten, muß auch gegeben ſein. 


Aus dem bisher Geſagten geht hervor, daß die 
Aufgabe, die der Selbſthelfer übernimmt, eine 
außerordentlich ſchwere iſt. Nur geſunde, tat⸗ 
kräftige Männer mit techniſcher und kaufmänni⸗ 
ſcher Begabung, denen körperliche und handwerk— 
liche Arbeit nicht fremd iſt, und die über eine ge- 
ſtrichene Doſis Optimismus, Ausdauer und 
Energie verfügen, kommen als Selbſthelfer in 
Frage. In geordneten Familienverhältniſſen 
müſſen ſie leben und in der Lage ſein, von ihrem 
Arbeitsverdienſt nicht unerhebliche Summen für 
Bau und Einrichtung des Hauſes und Gartens 
zurückzulegen. 


Siedlergruppen können nur Erfolg haben, 
wenn unter ihnen ſich ein Führer findet, deſſen 
Überlegenheit die übrigen Mitglieder anerkennen 
und dem ſie ſich willig unterordnen. Dieſer 
Führer muß auch wirtſchaftliches Verſtändnis 
und die Fähigkeit beſitzen, die übrigen Mitglieder 
der Gemeinſchaft, die meiſt kaufmänniſchen 
Dingen recht naiv gegenüberſtehen, von der 
Richtigkeit gewiſſer geſchäftlicher Maßnahmen zu 
überzeugen. Als die Mitteldeutſche Heimſtätte 
bei einer ihrer beſten Selbſthilfegenoſſenſchaften 
als Sicherung für einen Kredit von 1,6 Millionen 
Mark die Beſtellung einer entſprechenden Siche— 
rungshypothek verlangte, ſträubten ſich die Ge— 
noſſen gegen dieſe einfache Maßnahme, und es 
wäre beinahe aus dem Bauvorhaben nichts ge— 
worden, wenn der Führer nicht aufklärend gewirkt 
hätte. 

Mehr als alle anderen Baugenoſſenſchaften 
benötigen die Selbſthilfeorganiſationen und 
Einzelſiedler einer ſachverſtändigen, feſten 
Führung, die Autorität und volles Vertrauen 
genießt und außerhalb der Organiſation ſteht. 
Dieſe Führung muß das Weſen der Selbſthilfe 
kennen und mit Menſchenkenntnis und Takt ihre 
Aufgabe erfüllen, die Selbſtändigkeit der Siedler 
weiteſtgehend achten und fih vor jeder Bevor- 
mundung hüten. Ganz verkehrt wäre es. Siedler 
zur Selbſthilfearbeit anzuregen. im Gegenteil, 
eine ſich ihrer Verantwortung bewußte Führung 
ſollte zunächſt abreden. Zeigt ſich ernſter Wille zur 
Tat, ſo muß ſofort die Hilfeleiſtung einſetzen. Die 
geſamte Vorbereitung, Planung, Geldbeſchaffung, 
Kreditgewährung und Beſchaffung ſämtlicher 
Bauſtoffe, muß mit peinlicher Genauigkeit durch⸗ 
gearbeitet werden. Jedes Verſäumnis hier rächt 
jich jväter bitter. Die meiſten Mißerfolge, die 
dem Selbſthilfegedanken zu Laſten gebucht werden, 
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haben ihren Urſprung im Verſagen der Vor- 
bereitung. Die Führung muß auch Satzungen, 
Arbeitsordnungen uſw. prüfen und nötigenfalls 
abändern und ihre Durchführung ſichern. Sie 
muß dafür ſorgen, daß die Anſprüche der Siedler 
untereinander klar abgegrenzt und gerecht be— 
rechnet werden, damit ſpätere Uneinigkeiten unter 
den Siedlern vermieden werden. Das führt mich 
zum letzten Teil meiner Ausführungen. 

Für die Berechnung des Wertes der Selbſt— 
hilfe müſſen dauernd Aufzeichnungen gemacht 
werden über Arbeitsſtunden und Arbeitsleiſtung. 
Da die Arbeit in der Hauptſache von Leuten ge— 
leiſtet wird, die in anderen Berufen tätig ſind, 
wird man billigerweiſe im Höchſtfalle den Tarif— 
lohn für einen ungelernten Bauarbeiter berechnen 
können. Auch dieſer Satz wird noch zu hoch ſein, 

wenn man bedenkt, daß ſich der Siedler zunächſt 
in eine ihm ungewohnte Arbeit hineinfinden muß. 
Sind Bauarbeiter unter den Siedlern — ich 
meine nicht die etwa gegen Entlohnung arbeiten— 
den — jo müſſen fie ſich auch mit dieſer geringen 
Entlohnung zufrieden geben. 

Die Summe der Tagelohnſtunden, multipli⸗ 
ziert mit dem vereinbarten Lohnſatz, ergibt dann 
den Wert der Selbſthilfe. Man vergleiche ihn je 
mit dem auf der andern Seite zu errechnenden 
Werte der geleiſteten Arbeit, nach Akkordſätzen 
zur Prüfung der Angaben über die geleiſtete 
Arbeit — denn auch unter den Selbſthelfern ſind 
Menſchen! Bei Einzelſiedlern ift diefe Arbeits- 
leiſtung als Eigentümergrundſchuld vor alle Zu⸗ 
ſchüſſe ins Grundbuch einzutragen, ebenſo bei 
einer Siedlergruppe, die ohne fremde Hilfe ihr 
Bauvorhaben in einem Zuge fertigſtellt. Kompli- 
zierter wird es, wenn ſich bei einer Gruppe die 
Durchführung des ganzen Bauvorhabens über 
eine Reihe von Jahren hinzieht. 

Nehmen wir 4 Siedler: A., B., C. und D. an. 
Alle arbeiten zuſammen — im erſten Jahr das 
Doppelhaus A. und B., im zweiten Jahr das 
C. und D. Da entſteht die Frage, wie ſichere ich 
für C. und D. die Gegenleiſtung von A. und B. 
Die einfache Geldſicherung durch Eintragen einer 
Sicherungshypothek in Höhe des zeitigen Wertes 
der Lohnforderungen nützt bei unſeren gleiten— 
den wirtſchaftlichen Verhältniſſen nichts. Wir 
müſſen zur Sicherung in der Abt. II ſchreiten 
durch Eintragung einer Reallaſt zugunſten von 
C. und D. Vorſchläge dazu ſind gemacht; da es 
etwas Ungewohntes iſt, ſind unſere Freunde von 
der juriſtiſchen Fakultät natürlich unſicher — wie 
wir bei der Verwendung beiſpielsweiſe vom 
Schlackenbeton. 

Gegen dieſes Verfahren iſt grundſätzlich ein- 
gewendet, man ſtöre den Frieden — man mache 
die Siedler erſt auf alle möglichen Dinge auf- 
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merkſam, die da kommen könnten; man bringe 
unnötige Schwierigkeiten in eine einfache Sache. 
— Ich bin grundſätzlich anderer Anficht, 
und meine Erfahrungen geben mir Recht. 
Schaffen Sie hier wie überall rechtzeitig klare 
Verhältniſſe, jeder der Beteiligten muß wiſſen, 
was er zu leiſten hat und worauf er Anſpruch hat. 
Doppelt wichtig in heutiger Zeit. Und wenn die 
grundbuchliche Sicherheit in der überwiegenden 
Zahl der Fälle nicht eintragbar iſt, weil die 
Grundbuchblätter nicht exiſtieren, bereiten Sie 
alles vor, beſprechen Sie alles mit dem Siedler 
und geben Sie die Verabredungen unterzeichnet 
dem Siedler mit. 

Die oben geſchilderten einfachen Verhältniſſe 
bei einer Siedlergruppe von 4 Mann werden 
natürlich komplizierter bei größeren Bauvorhaben. 
Sie laſſen ſich aber durchaus auf derſelben Baſis 
löſen. Gerade bei größeren Organiſationen muß 
eine Sicherſtellung der Forderungen — gegebenen 
Falles die Möglichkeit der Barabgeltung geſchaffen 
werden. Ein Vorſchlag iſt noch gemacht worden, 
der draſtiſch und einfach iſt und vielleicht ſchnell 
zum Ziele führt. 

Sind von 50 Genoſſen 25 Häuſer im erſten 
Jahr gebaut, ſo beziehen zunächſt alle 50 dieſe 
Häuſer, die ja meiſtens groß genug ſind — dann 
behalten alle das Intereſſe daran, das Geſamt— 
bauvorhaben baldigſt zur Durchführung zu 
bringen. 

Die Frage der Erſtattung oder Nichterſtattung 
des Wertes der geleiſteten Arbeit beim Ausſcheiden 
von Mitgliedern hat von jeher Kopfzerbrechen ge- 
macht. In den meiſten Fällen wird beſtimmt, 
daß mit Ausſcheiden des Mitgliedes jeder An- 
ſpruch auf eine Heimſtätte oder auf Erſtattung 
der geleiſteten Arbeiten verloren geht. Von 
juriſtiſcher Seite iſt darauf hingewieſen, daß dieſe 
Beſtimmung die Anfechtung des ganzen Vertrages 
auf Grund der SS 812/22 B. G.⸗B. möglich 
mache. Ich möchte mich auf den Standpunkt 
ſtellen, daß bei begründetem Ausſcheiden eine teil- 
weiſe Erſtattung der Arbeit geleiſtet werden muß 
— ſie kann ja in Raten geſchehen, und daß nur 
der Ausſchluß den Verluſt des Anſpruches auf 
Erſtattung nach ſich zieht. Hier ſteht die Wahrung 
berechtigter Intereſſen der Arbeitsgemeinſchaft 
fraglos zur Seite. 

Zum Schluß meiner Ausführungen die Er- 
folge, die die Mitteldeutſche Heimſtätte rechneriſch 
mit der Selbſthilfe erreicht hat. Dieſe find teil- 
weile ſehr groß. Das ſind aber nicht allein Er- 
folge der Selbſthilfe, ſondern der gleichzeitig durd- 
geführten Kreditgewährung und Vorratswirtſchaft. 
Zu unterſcheiden, was auf Konto Vorratswirt⸗ 
ſchaft, was auf Konto Selbſthilfe zu ſetzen iſt, iſt 
außerordentlich ſchwer. — Ich habe noch keine 


u a Zu rer ee ur 


Sich ISA ABER TEE ee 


Methode gefunden, um hier zu einwandfreien 
Reſultaten zu kommen. 

Jedenfalls kann ich aus meiner Praxis be⸗ 
ſtätigen, daß die Bauvorhaben, bei denen die 
Selbſthilfe richtig eingeſetzt wurde und die Aus- 
führung auch ſonſt geklappt hat, ſtets erheblich 
leichter finanziert werden konnten als andere 
Bauten. Bei weitgehendem Einſatz der Selbjt- 
hilfe iſt es möglich geweſen, mit den geringſten 
Zuſchußmitteln unter Verzicht auf die Gemeinde⸗ 
beteiligung auszukommen. 

Trotz vielfacher Anfeindungen, die ich merk— 
würdigerweiſe gerade wegen meiner Förderung 
des Selbſthilfegedankens erfahren habe, werde ich 
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auf dieſem Wege weitergehen und hoffe, auch da- 
durch meine Pflicht als Leiter einer der größten 
preußiſchen Wohnungsfürſorgegeſellſchaften zu 
tun. Für mich iſt es ſtets eine Freude, mit jenen 
kräftigen, arbeitsfrohen Männern zuſammen zu 
ſein, ihnen zu helfen, wo es geht. Weiß ich doch, 
daß hier urgeſundes Volkstum aus eigener Kraft 
ſich ſeßhaft macht, und das bedeutet mehr, als 
durch Hergabe von Landesdarlehen uſw. durch die 
Errichtung von genoſſenſchaftlichen Mietshäuſern 
Wohnungen zu ſchaffen, in denen Mieter wohnen 
werden, die zwar billig wohnen, aber nie mit ihrer 
Unterkunft zufrieden ſind. 
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29 Städtebauer 


zum Dauergarten-Problem 


Mit nachſtehenden 3 Fragen hat fidh der Heraus- 
geber der Siedlungswirſchaft an die bedeutendſten 
Vertreter des deutſchen Städtebaues gewandt. Wir 
beginnen in dieſem Heft mit der Veröffentlichung 


3 der aufſchlußreichen Antworten in der Reihe ihres 
ragen Einganges. Eine abſchließende Stellungnahme 
behalten wir uns vor: 
an praktiſche, Die Schriftleitung. 
prominente 
Städtebauer 


1. Betrifft Dauerkolonien 


Wollen Sie verantworten, allen von den Kleingärtnern Ihrer Stadt heute belegten 
Boden zu Dauergärten zu erklären? And, falls nicht, wie viel? Würden Sie verbindlich 
zuſagen, neue Kleingarten⸗Kolonien in größerer Zahl an wirtſchaftlich einträglicher und 
verkehrlich guter, alſo ſtädtebaulich wertvoller Lage auszulegen, ohne damit die Forderung 
nach höherer ſachlicher Organiſationsform dieſer öffentlichen Gärten zu verbinden? 


2. Betrifft Setriebsform 


Sind Sie der Meinung, daß dieſe Amlegung und Betriebs- Aufwertung des Klein⸗ 
gartengeländes von der Allgemeinheit (Reich, Länder und insbeſondere Ihrer Stadt) grund⸗ 
ſätzlich getragen werden ſoll, wenn ja, ob ſie dazu dauernd in der Lage iſt? Wie ſtellen Sie 
ſich ſonſt die Laſtenverteilung vor? 


3. Betrifft Geftaltung 


Halten Sie die Kleingartengebiete für eine ſelbſtändige ſtädtebauliche Einheit, gebunden 
an das Maſſenmiethaus und von deſſen Dauer, oder ſehen Sie vielmehr die Bewegung als 
einen zeitgebundenen Übergang zu einer höheren Form von Städtebau an? 
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Stadtbaurat a. D. Bruno Taut 
Berlin 

Die Umlegung des Kleingarten- 
geländeßs wird notwendiger Weiſe nach den 
Außenbezirken der Städte erfolgen und 
auf dieſe Weiſe von ſelbſt ein Stück der Flachbau⸗ 
ſiedlungsfrage. Hier ift die techniſche Ver- 
vollkommnung ein Gebot der Zeit, 
um die höheren Aufwendungen für Fahrkoſten, 
teils auch für Aufſchließung und Bau durch den 
Ertrag aus den Gärten auszugleichen. Hier dürfte 
durch genoſſenſchaftlichen Zuſammenſchluß die qe- 
meinſchaftliche Anſchaffung der techniſchen Geräte 
uſw. möglich fein, ja es wäre hier die Inanſpruch⸗ 
nahme öffentlichen Kredits bered- 
tigt, wenn durch die Intenſivierung des Garten- 
baus eine Rentabilität und Verzinſung der 
inveſtierten Kapitalien gewährleiſtet iſt. 

Die heutigen Laubenkolonien in 
innerſtädtiſchen Gebieten fallen ohnehin der ſich 
erweiternden Stadt zum Opfer. Ihre Inten⸗ 
ſivierung dürfte deshalb keinen Zweck haben, auch 
im Hinblick auf die pfſychologiſchen Voraus- 
ſetzungen, da ſie tatſächlich nur ein Stück und 
Gegenſtück der Mietskaſerne find. Dagegen ift 
aber wohl eine Verbindung von öffentlichem 
Park und Kleingarten möglich, in der 
Weiſe, daß Spazierwege zwiſchen den Hecken der 
rationaliſierten Gärten mit gemeinſchaftlichen An⸗ 
lagen als Ruhepunkte vorgeſehen werden. Solche 
Dinge ſind beim Generalſiedlungsplan 
Magdeburg vorgeſehen und können an geeig⸗ 
neter Stelle gleichzeitig eine Stadtlänge (ohne 
Auspuffgaſſe der Automobile) jowie auch eine Be- 
friedigung des Gartenbedürfniſſes der Mietshaus⸗ 
bewohner in nicht zu großer Entfernung von der 
Wohnung darſtellen. Dies iſt eine Übergangs⸗ 
maßnahme im Hinblick auf das Maſſenmiethaus, 
wie es leider beſteht und weiter gebaut wird. 


Oberbaudir. Prof. Dr. Schumacher 
hamburg 

Die Frage des Umfanges und der Möglich⸗ 
keiten bei Anlage von Dauer⸗Kleingärten wird 
je nach den Umſtänden der betreffenden Stadt 
ganz verſchieden ſein. 

Iſt z. B. im Verhältnis des bereits ent- 
wickelten Teiles eines Stadtgebietes zum noch un⸗ 
entwickelten das erſtere vorwiegend, ſo wird die 
Erfüllung meiſt nur beſcheiden ſein können im 
Verhältnis zu dem, was man wünſcht. Iſt das 
letztere der Fall, ſo fängt man an, freier zu 
werden. In Hamburg beiſpielsweiſe liegen 
die Verhältniſſe praktiſch ganz anders wie 
in Köln. 

Wenn von der Allgemeinheit oder mit weſent⸗ 
licher Hilfe der Allgemeinheit Dauerkolo⸗ 


nien durchgeführt werden, ſcheint es mir erfor⸗ 
derlich, für eine Organiſationsform zu ſorgen, 
die aus der Anlage ſozial und praktiſch 
alles herausholt, was nur mög 
lich ift. 

Auch für dieje Organiſationsform kann man 
nicht allgemein gültige Wege aufſtellen, wohl 
aber allgemein gültige Ziele. 

Die Kleingartengebiete ſind da, wo man in 
der Lage iſt, ſie in der wünſchenswerten Form zu 
verwirklichen, nicht nur ein Mittel, die ſchlechten 
Seiten des Maſſenmietshauſes abzuſchwächen, 
ſondern ſind aufzufaſſen als ein Schritt zu 
dem allgemeinen Ziele, den Men- 
ſchen der Natur wieder näher zu 


bringen und brachliegende Kraft 
fruchtbar zu machen. 
Stadtbaurat a. D. Berg 
Breslau 
Zu 1. Aller von den Klein⸗ 


gärtnern Breslaus heute belegter Boden 
kann nicht zu Dauergärten erklärt 
werden, da er häufig an Stellen liegt, die für 
dem Kleingartenbau übergeordnete Zwecke Ver— 
wendung finden müſſen. Wieviel davon für 
Dauergärten in Breslau beſtehen bleiben könnte, 
kann ich nicht ohne genaue Prüfung ſagen. Die 
Forderung höherer ſachlicher Or⸗ 
ganiſationsfor m, die Möglichkeit ſpäterer 
Umwandlung in Grünanlagen oder weiträumige 
Bebauung müßte nach meiner Meinung mit der 
Anlage neuer Kleingarten-Kolonien, insbeſondere 
an ſtädtebaulich wertvoller Lage, verbunden 
werden. 

Zu 2. Ich bin der Meinung, daß die Laſten 
von denen zu tragen ſind, die die 
Vorteile davon haben, nicht von der 
Allgemeinheit, daß jedoch die Bodenrente an die 
Allgemeinheit ſich in mäßigen Grenzen bewegt. 

Zu 3. Ich halte die Klein 5 im 
großen und ganzen als einen Ubergang zu 
einer Siedlungsform, Verbindung von 
Wohnung mit Garten. Ich bin jedoch der Mei⸗ 
nung, daß auch eine Städtebauform, Häuſerblocks 
mit Vielwohnungen, aber nicht weit getrennt von 
Kleingärten, ſondern inmitten von Kleingärten, 
rings umgeben von dieſen, alſo leicht in ein paar 
Minuten zu Fuß erreichbar, ſehr wohl eine 
höhere Zukunftsform des Städters ſein kann, 
wenn auch sjea allgemein fo doch für weſentliche 
Volksteile. Der. Städtebau hat doch 
allen Wünſchen Rechnung u tragen, 
auch denen, denen der Garten beim Haus nicht 
als das höchſte Ziel erſcheint. Für Familien 
mit Kindern wird ja wohl dieſer immer das 
höchſte Ziel des Wohnens bleiben. 


Beigeordneter Oberbaurat Lemmer 
Remfheidt 

Zu Frage 1: nein. 

Zu Frage 2: grundſätzlich nein. 

Zu Frage 3: In Remſcheid tritt das 
Maſſenmiethaus in verſchwindend geringem Um- 
fang auf. Trotzdem ſind in allen Teilen des 
Stadtgebiets zahlreiche Kleingärten entſtanden. 
Soweit dieſe Kleingärten in die Grünflächenzone 
fallen, ſind ſie als ſelbſtändige ſtädte— 
bauliche Einheit (Dauerpachtgärten) an- 
zuſprechen; denn ſie haben, ſoweit ſich die Dinge 
heute überſchauen laſſen, durchaus Ausſicht auf 
dauernden Beſtand. Die Unterhaltung eines 
Gartens in Pacht oder Eigentum, getrennt von 
der Wohnſtätte, iſt eine uralte Sitte der hieſigen 
Gegend. 

Infolge der topographiſchen Beſchaffenheit des 
Remſcheider Stadtgebiets ſcheiden weite Flächen 
Hanggeländes für die Nutzung durch bauliche An- 
lagen vollſtändig aus. Dieſe Flächen bilden den 
weſentlichen Teil der die Stadt umgebenden und 
durchdringenden Grünflächenzone, inner- 
halb der auch die Dauerpachtgärten ausgewieſen 
jind. Durch intenſive Bewirtſchaftung unter 
Leitung des pachtnehmenden Kleingartenbau— 
vereins und mit ſtändiger Unterſtützung des ſtädt. 
Kleingartenamts werden auf denkbar un— 
günſtigem, oft ſehr ſteinigem Hangboden, der vor- 
her in den meiſten Fällen als Gehölz genutzt 
wurde, außerordentlich günſtige Erträge erzielt. 

Die Nachfrage nach Kleingartenland hat hier 
kaum bemerkenswert nachgelaſſen; das als Dauer- 
pachtland ausgewieſene Gelände deckt keineswegs 
den augenblicklichen Bedarf. Sollte einmal das 
Dauerpachtland nicht mehr voll in Anſpruch ge- 
nommen werden — was vorläufig nicht zu be— 
fürchten iſt —, jo kann nur eine andersartige 
Nutzung als Grünfläche für dieſes Gelände 
in Frage kommen. 


Geh. Reg.⸗Rat Prof. Dr. Joſef Brix 
Berlin 

Zu 1. Nein. Wie viel? Das kann nur 
nach dem Ergebniſſe einer örtlichen Unterſuchung 
beantwortet werden. Beantwortung des Schluß— 
ſatzes: Unter gewiſſen, einen Erfolg ſichernden 
Vorausſetzungen und Forderungen: Ja. 

Zu 2. Nein, aber eine beſtimmte — ſtädtiſche 
— Beihilfe befürworte ich. 

Zu 3. Kleingartengebiete können an ſich nicht 
als ſelbſtändige ſtädtebauliche Einheit be⸗ 
handelt werden; ſie ſind an das Maſſenhaus ge— 
bunden und in dieſem Zuſammenhange ein Ye- 
dürfnis; auch notwendig und erwünſcht, ſolange 
Maſſenhäuſer und dicht bebaute Stadtbezirke vor⸗ 
handen ſind, und dies wird immer der Fall ſein. 


Sch i e iſ chen 


Beim e s 


Man wird aber den Kleingärten auf lange Dauer, 
und unter Berückſichtigung guter, nicht zu langer 
Verkehrsverbindungen für die Nutznießer, nach 
ſtädtebaulichen Geſichtspunken entſprechendes Ge- 
lände zeitig ausweiſen müſſen, ohne deshalb die 
in erſter Linie zu fördernde ſtädtebauliche Anlage 
der wirtſchaftlich richtigen Wohnſiedlung zu per- 
nachläſſigen. 


Stadtbaurat Dr.-Ing. Wagner-Speyer 
Nürnberg 


Es kann nicht daran gedacht werden, 
die jetzigen Kleingartengebiete un- 
verkürzt und unverändert, ohne Rück⸗ 
ſicht auf Stadtentwicklung und ſonſtige Be- 
dürfniſſe, als Daueranlagen zu erhalten. Wo ſie 
ſtören, müſſen ſie fallen, um — wenn die Nach⸗ 
frage vorliegt — an geeigneterer Stelle beſſer 
und für die Dauer errichtet zu werden. Eine 
Zahl, ein Prozentſatz läßt ſich ohne genaue Er- 
hebungen als Grundlage nicht angeben. Mit 
Neuanlagen die Forderung höherer 
ſachlicher Organiſationsform zu 
verbinden, halte ich für berechtigt. 
Aber darin nicht über's Ziel hinausſchießen! 
Denn je mehr Forderungen dieſer Art die All- 
gemeinheit (vertreten durch Reich, Land oder Ge— 
meinden) ſtellt, deſteo mehr Gegenforderungen 
finanzieller Art ꝛc. werden ihr vorgelegt; wie be- 
kannt, gewöhnlich in ſehr kategoriſcher Form. 
Erfahrungstatſache iſt es auch, daß die Initiative 
der Selbſtverpflichteten oder Selbſtintereſſierten 
merklich ausläßt, ſobald man glaubt, die Laſten 
auf fremde Schultern legen, der Allgemeinheit, 
deren man ſich da nie ein Stück fühlt, aufbürden 
zu können. Richtiger erſchiene es mir, wenn 
Kleingarten verbände und dergl. Or- 
ganiſationen in ſtraffer Form die Führung über⸗ 
nehmen und auch — freilich mit „öffentlicher“ 
Hilfe — die Träger der finanziellen 
Stützung darſtellen. 

Der Kleingarten in der Großſtadt, mag er an 
Bedeutung verlieren, wird nicht verſchwinden, 
jedenfalls nicht verſchwinden ſollen; Dauer- 
anlagen bleiben wünſchenswert 
und wohl notwendig. Aber er wird zwiſchen 
zwei anderen Arten von Stadtgrün ſtehen, dem 
Erholungsgrün, ſei es als Einzelgarten oder 
mehr als öffentliche Anlage, und den mehr ge— 
werblich betriebenen Gärten in der Vorſtadt⸗ 
ſiedelung. Wer unter den Dreien der Stärkſte 
ſein wird, muß die Zukunft lehren. Ich glaube, 
ſie ſollen uns alle zuſammen hoch willkommen 
fein, wenn ſchon fie mit all ihren Stimmungs-, 
Erziehungs- und Geſundungswerten nur eine 
dürftige Notwehr gegen die Angriffe einer über— 
hetzten und entnervenden Zeit ſind. 


l 


„CC 


sur 


CCC 173 


Stadtbaurat Dr. Strobel 
Dortmund 

Ausgehend von den Verhältniſſen in D vo rt- 
mund, kann ich Ihre Frage 1 nicht mit 
ja beantworten. Es iſt durchaus nicht in 
allen Fällen Exwünſcht, jede noch unbebaute Lücke 
im Stadtgebiet als Kleingarten-Grünfläche zu 
verwenden. Die Durchführung dieſes Gedankens 
würde die organiſche Stadterweiterung ganz er- 
heblich beeinträchtigen. Die Kleingärten ſind ja 
aus der Not der Kriegs⸗ und Nachkriegsjahre 
ganz wahllos auf faſt allen, noch nicht bebauten 
Grundſtücken entſtanden. Darunter befinden ſich 
viele Grundſtücke, deren Bauplatzwert jo 


hoch iſt, daß nie daran gedacht 
werden kann, durch kleingärtne⸗ 
riſche Nutzung auch nur die be⸗ 


ſcheidenſte Verzinſung zu erreichen. 

Dauerkleingartenanlagen ſind in 
unſeren Induſtrieſtädten um ſo mehr notwendig, 
als dieſe an öffentlichen Grünanlagen verhältnis⸗ 
mäßig arm ſind. Aus wirtſchaftlichen Gründen 
können ſie aber nur auf Hinterland oder in Ver⸗ 
bindung mit anderen öffentlichen Grünanlagen 
exiſtieren. Das ſetzt voraus, daß bei der Be⸗ 
bauungsplanbearbeitung ohne Behinderung der 
Verkehrswege genügend große Baublöcke aus⸗ 
gewieſen werden, die mit Ausnahme eines rings- 
um liegenden Bauſtreifens im Bebauungsplan 
als öffentliche Grünanlagen feſtgeſetzt werden. 
Natürlich muß für hübſch ausgebildete grün⸗ 
durchſetzte Eingänge an geeigneten Stellen Sorge 
getragen werden. 

Die anderen jetzt beſtehenden Klein⸗ 
gärten, die nicht in dieſe Gebiete fallen, werden 
der fortſchreitenden Bebauung größtenteils zum 
Opfer gebracht werden müſſen. 

Zu 2. Für die Frage 2trete ich nach⸗ 
drücklich ein. Bei der Auswahl der Lage der 
im Bebauungsplan eingegliederten neuen Klein- 
gartendauerkolonien in Dortmund habe ich be— 
ſonderen Wert darauf gelegt, daß dieſe mit den 
Hauptwohngebieten in Verbindung gebracht ſind. 
Sie bilden einen Teil der Radialgrünſtreifen, die 
bis an den Stadtkern herangebracht werden 
ſollen. Nach dieſen Grundſätzen habe ich im ver— 
gangenen Jahre 13 Kleingartendaueranlagen mit 
1600 Gärten bebauungsplanmäßig feſt⸗ 
geſetzt. Weiter iſt geplant, Eigenheim⸗ 
ſiedlungen auf dem Wege über 
Kleingartenkolonien zu ſchaffen. 

All dieſe Anlagen ſollen, wie es ſchon bei 
einigen beſtehenden Anlagen der Fall iſt, durch 
Kleingarten⸗Vereine ſelbſt ver 
waltet werden. Das enge Zuſammenarbeiten 
zwiſchen Kleingartenamt und Kleingärtner⸗ 
organiſation hat ſich bis jetzt recht gut bewährt. 


Zu 3. Ein gewiſſer Zuſchuß zum 
Kleingartenweſen wird mit Rückſicht 
auf die Verbeſſerung der Nahrungsmittelver⸗ 
ſorgung durch die Kleingärtner und vor allem, 
weil dieſe Kleingartenflächen doch auch als Stadt⸗ 
ſiedlungen für die Geſamtheit wirken, zu be— 
für worten ſein. Ebenſo wie bei anderen Grün⸗ 
flächen werden auch die Erwerbskoſten der 
Grundſtücke für Kleingartendaueranlagen zum 
Teil zu Laſten der Allgemeinheit abgeſchrieben 
werden müſſen. 

Es erſcheint mir gerechtfertigt, dem Klein⸗ 
gärtner neben einer geringen Ver⸗ 
zinſung der Grunderwerbskoſten 
außer der üblichen Pacht die Ver⸗ 
zinſung und Tilgung für die Aus⸗ 
baukoſten und für die ſogenannten 
Beſatzſtücke (Wege, Einfriedigungen, Waſſer⸗ 
leitung ꝛc.) zu überbürden. 

Für die Durchführung der Kleingarten⸗ 
projekte iſt die Schaffung eines verbeſſerten und 
raſch wirkſamen Enteignungsrechts für die Klein- 
gartenanlage, ſowie eine entſprechende Ergänzung 
im Fluchtliniengeſetz (Städtebaugeſetz), die die 
Feſtſetzung von Fluchtlinien für Kleingarten- 
daueranlagen ausdrücklich erwähnt, unbedingt 
notwendig. 


Dir. d. Ruhrſiedlungsverb. Dr.-Ing. 3 Schmidt 


Meine Gedankengänge und Erwägungen 
gehen alle zunächſt von dem ſogenannten Wirt⸗ 
ſchafts⸗ oder Nutzungsplan aus, den 
ich ſowohl der Stadterweiterung, wie der Qand- 
planung zugrunde lege. Außerdem bin ich, wie 
Sie wiſſen, ein Gegner der ſogenannten ge- 
ſchloſſenen Stadtentwicklung. Die Nutzungs- oder 
Wirtſchaftspläne ſehen in geeigneter und orga⸗ 
niſch gegebener Lage ſowohl die Arbeitsflächen 
für Induſtrie, Gewerbe und Handel, Wohn⸗ 
flächen, Ackerbauflächen, ſowie Freiflächen oder 
Grünflächen vor. Dieſes freiere Gebilde geſtattet 
ſowohl in landwirtſchaftlich genutzten Flächen, 
wie in Freiflächen Dauerkleingärten vorzuſehen. 
Abſeits von ihnen liegen die verkehrsvermitteln⸗ 
den Bänder als Straßen und Bahnen. Sie be⸗ 
handeln in der Frage 1 den Sonderfall der 
offenbar konzentriſch wachſend gedachten Stadt. 
Dort wird es eine Frage des Bebauungsplanes 
ſein, ob die Stadt auf Grund des Wohnungs⸗ 
geſetzes die Flächen von Dauerklein⸗ 
gärten etwa in Form von Parks vor⸗ 
ſehen will. Hat ſie dieſes getan, ſo muß ſie auch 
die Durchführung tragen. Falls ſich das fragliche 
Land noch im Privateigentum befindet, muß ſie 
es erwerben oder enteignen. Die Frage der 
Forderung einer höheren ſachlichen Or⸗ 
ganiſationsform dieſer öffentlichen 
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Gärten hiermit zu verbinden, erſcheint mir nicht 
richtig zu fein, denn mit Zwang werden der- 


artige Bewegungen nicht gefördert werden 
können. Schon die alten Entwicklungsgänge im 


Kleingartenweſen haben gezeigt, daß die Gemüſe⸗ 
kultur in demſelben Augenblick nachläßt, wenn 
der Großbetrieb Gemüſe zu annehmbaren 
Preiſen auf den Markt wirft, das beruht auf der 
geſunden Trägheit des Menſchen. Vielleicht 
kehren ſich dann unter lieblicher Frauenhand die 
Gemüſegärten in Blumengärten 
um. Bei weiterer Entwicklung der Gemeinden 
und Hebung der Steuerkraft kann es ſehr leicht 
kommen, daß dieſe Dauerkleingärten zu öffent⸗ 
lichen Parks werden; auch dieſer Entwicklungs⸗ 
gang hat ſich bereits jetzt ſchon in hieſiger Gegend 
an einzelnen Stellen gezeigt, indem Flächen aus 
öffentlichen Parks, die freigegeben waren für den 
Gemüſebau, von den Intereſſenten wieder ver- 
laſſen wurden. 


Die Dauerkleingärten mit beſonderen 
Laſten zu belegen, ausgenommen eine tragbare 
Pacht, die nennenswert unter dem Ertragswert 
bleiben muß, ſcheint mir nicht zweckmäßig 
zu ſein. Hiermit iſt auch wohl im weſentlichen 
die Frage 2 beantwortet. l 

Zur Frage 3: Geſtaltung. Ich halte die 
Kleingartengebiete für eine ſelbſtändige 
ſtädtebauliche Einheit, aber im 
Rahmen der ſogenannten Freifläche oder Grün⸗ 
fläche. Es wird je nach Bedarf und je nach der 
wirtſchaftlichen Lage des Volkes erſcheinen, daß 
ſie ſich vergrößern, verkleinern oder gar ver⸗ 
ſchwinden und ſich ſchließlich zu einer perſön⸗ 
lichen Liebhaberei konzentrieren. Die für ſie vor⸗ 
geſehenen Flächen gehen dann je nach dem 
Stande der wirtſchaftlichen Entwicklung in 


öffentliche Freiflächen über, wie mit obigen Mus- 
führungen 
zeigt iſt. 


und Gedankengängen bereits qe- 


Abbildung: 24. 


Muſter⸗Kleingarten 360 qm. 


l: Slumen-Garten, II: Spielarten, III: Sonnenlaube, IV: Arbeitsplatz, V: Beeren-Garten, VI: Kulturen 


1: Goldweide, 2: Blumenbeete, 3: Raſen, 4: Gilber- oder Pyr.⸗Pappel oder Pyr.⸗Ulmen, 5: Pflaumenb., 6: Hollunder- 


hecke, 7: Himmbeerhecke, 8: Stachelbeeren a. St., 9: Erdbeeren, 10: Johannisbeerhecke, 11: Flieder, 12: Gemüſe. — 
a: Trocdenclo, b: Dungſilos, e: Anzucht, d: Regenanlage, e: Erdkäſten, k: Spalierwand, g: Planſchbecken mit 
Sandplatz, h: Koniferenhecke, k: Sitzplatz. 


FFF F/ URN EN 175 


Stadtbaurat a. D. Prof. A. Muesmann 
Dresden 
Zu 1. Es kann keinesfalls aller heute von 
den Kleingärtnern einer Stadt belegte Boden zu 
Dauergärten erklärt werden. Wie viel, hängt 
von der Art der einzelnen Stadt und dem dafür 
aufzuſtellenden Bebauungsplan ab. Die Hod- 
wertige Ausnutzung des Bodens, insbeſondere in 
bevorzugter Lage, muß erſtrebt werden, iſt aber 
nicht der einzige Zweck des Kleingartens. 

Zu 2. hängt, wenn vollkommen gerecht, zu— 
ſammen mit einer allgemeinen Bodenwert⸗ 
veränderung, wenigſtens in unſeren Groß⸗ 
ſtädten. 

Zu 3. Kleingartengebiete follen als jtädte- 
bauliche Einheiten ausgebildet werden, 
ſind aber durchaus nicht an das Maſſenmiethaus 
gebunden, ſondern kommen ebenſo bei wirt⸗ 
ſchaftlich konzentrierter Kleinhausbebauung vor 
(ſiehe meinen Vortrag 1923 vor der Geſellſchaft 
für Gartenkunſt). 


Stadtbaurat Paul Wolf 
Dresden 

Die Kleingartenfrage iſt ein Teil des all⸗ 
gemeinen Stadtproblems, vor allem des Groß— 
ſtadtproblems, das uns heute alle bewegt. Die 
Frage lautet: Wie können wir heute noch die 
unnatürlich und ungeſund gewachſenen Stadt⸗ 
gebilde in eine erträgliche Form bringen, und 
was können wir tun, um ein weiteres, ins Ufer- 
lofe gehende Anwachſen unſerer Großſtädte zu 
verhindern? Bei der Beantwortung dieſer 
Fragen wird immer das ideale Ziel das Ein— 
familienhaus mit Eigenhaus auch für den 
Arbeiter ſein. Von dieſem Geſichtspunkt aus 
betrachtet, iſt der Pachtgarten eine 
Übergangserſcheinung, in zeitlicher Hinſicht fo 
lange, als das vorerwähnte, vorläufig noch recht 
ferne Ziel erreicht ſein wird; in räumlicher Hin⸗ 
ſicht inſofern, als der Pachtgarten den Übergang 
bildet von der geſchloſſenen inneren Bebauung 
einer Stadt nach der in Flachbau mit Eigen- 
gärten aufzulockernden Bauweiſe an der Peri- 
pherie. 
Selbſtverſtändlich muß die Feſtſetzung der 
Kleingartenflächen einer Stadt planmäßig er⸗ 
folgen. „Wie es fehlerhaft iſt, die Spiel⸗ und 
Sportplätze auf ſolchen Geländen anzulegen, die 


für künftiges Bauland beſtimmt ſind, ſo daß bei 
fortſchreitender Bebauung dieſe Plätze weiter 
nach der Peripherie zu verlegt werden müſſen, ſo 
iſt es auch höchſt bedenklich, Kleingärten auf be⸗ 
bauungsplanmäßig für andere Zwecke beſtimmten 
Flächen einzurichten. 

Die Forderung, allen von den Stlein- 
gärtnern belegten Boden als Dauergärten zu er⸗ 
klären, muß jedoch als völlig unvernünftig be- 
zeichnet werden. Es wird ſich vielmehr praktiſch 
darum handeln, einmal die in beſtehenden Be- 
bauungsplänen als Grüngürtel vorgeſehenen 
Flächen bis auf weiteres während der Dauer 
unſerer Finanznot (d. h. etwa während der 
Gültigkeitsdauer des Verſailler Vertrages) als 
Nutzgärten anzulegen; zum anderen entſprechende 
Flächen auf Neulandgebiet für Zwecke von 
Dauergärten vorzuſehen. Ob der heutige Hunger 
nach Kleingartenland auch ſpäter bleiben wird, 
kann jetzt mit Beſtimmtheit niemand vorher- 
ſagen. Der Städtebauer wird daher gut daran 
tun, die Lage der Dauergärten ſo zu wählen, 
daß fie ſpäter zu Erholungsparkanlagen oder 
Flachbauſiedlungen umgewandelt werden können. 

In meinem preisgekrönten Wettbeiverbs- 
entwurf für einen Generalplan für Groß⸗ 
Breslau und auch in den Generalplänen von 
Hannover und Dresden habe ich in dieſem Sinne 
die Kleingartenfrage zu löſen verſucht. Aus⸗ 
gehend von großen öffentlichen Grünflächen, die 
ſelbſt wieder zum Teil als Kleingärten gedacht 
ſind, dringen Kleingartenſtreifen ſo in das 
Innere der Wohngebiete ein, daß fie eine weit⸗ 
gehende Auflockerung dieſer Wohnbezirke be- 
wirken. Dieſe Kleingärten ſollen den benach- 
barten Mietswohnungen zugewieſen werden. 
Sollte in einer ſpäteren Zeit ein Bedürfnis nach 
Kleingärten nicht mehr oder nicht mehr in dieſem 
Maße vorhanden ſein, ſo kann es der Zukunft 
überlaſſen bleiben, diefe Kleingärten in Sied- 
lungsland umzuwandeln. 

Es erſcheint mir ſelbſtverſtändliche Voraus- 
ſetzung für eine ſo weitgehende Inanſpruchnahme 
von Kleingartenland, daß Maßnahmen getroffen 
werden, die eine denkbar intenſivſte wirtſchaftliche 
Ausnutzung des Kleingartenlandes gewährleiſten. 
Es wird Sache einer zweckmäßigen Betriebsform 
fein, dafür zu ſorgen, daß der Allgemeinheit da- 
durch Koſten nicht erwachſen. 
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Bodentechniſche Mitteilungen 
der Siedlerſchule Worpswede 


praktiſches Kulturſchema eines 2500 qm großen Siedlergartens. 


Wollen wir unſere Gartenkulturen zu höchſten 
Erträgen bringen, ſo müſſen wir in ihre 
Aufeinanderfolge Syſtem und Ordnung bringen. 
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Jedes Beet muß allmählich eine uns wohl- 
bekannte Tradition aufweiſen. Nur ſo 
werden die Kulturen zur höchſten Feinheit ge- 
bracht. Wir lernen die Wechſelbeziehung zwiſchen 
ihnen und ihrem Standort kennen, wir lernen 
Krankheiten und Unregelmäßigkeiten vermeiden. 
Vor allem können wir nur jo regelmäßig für Er- 
neuerung, Regeneration des Bodens ſorgen. 
Jede Pflanze dringt nämlich in andere Schichten 
des Bodens ein, die ſie ausſaugt, und jede Pflanze 
gibt andere Ausſſheidungs produkte an den Boden ab 

Und noch ein wichtigeres: Mit der Ordnung 
bringen wir Form in die Mannigfaltigkeit von 
Gartengewächſen. Wir ſind von einem Garten 
nur befriedigt, wenn die Verhältniſſe befriedigen, 
wenn z. B. die Peterſilie ſich in eine ſonnige Ecke 
ſchmiegt, die Tomaten am leichten Gerüſt über⸗ 


hängen, die Spaliere dem Garten ein Rückgrat 
geben, der Kohl, die Frühkartoffel in breiter 
Fläche ſich dehnen, die Erbſen, die Puffbohnen 
ſich zu grünen Bänken formen, zwiſchen denen die 
empfindlicheren Arten eingebettet liegen uſw. 
Wem ſchweben nicht dieſe Gartenbilder bewußt 
oder unbewußt vor, wenn er im Frühjahr an die 
Beſtellung des Landes geht? Wie ordnen wir 
alſo zweckmäßig das Ganze? 


Wir werden die Gemüſe einteilen in 
Hauptkulturen, die viel Raum und 
gröbere Pflege beanſpruchen, und in Fein- 


kulturen, das ſind die empfindlicheren Kinder 
des Gartens, die wir beſonders geſchützt bei- 
ſammen haben wollen. In unſerem Beiſpiel 
kommen dann noch die Treibkulturen dazu, die 
man ſich allerdings in dieſer Ausdehnung wohl 
nicht überall wird leiſten können. 

Bei den Hauptkulturen kommen unter: 
Erbſen, Möhren, Kartoffeln, Pflanzgetreide (für 
Futter) und Kohl. Und zwar wird hier eine 
Unterteilung vorgenommen, um jedes Jahr 
wechſeln zu können. Im erſten Jahre ſtehen 
dann die Erbſen als hohe, ſchützende Kultur auf 
dem betreffenden Quartier, dazwiſchen zu einem 
Drittel Möhren, der Reſt Kartoffeln. Mb- 
teilung 2 erhält im ſelben Jahr als hohe Kultur 
Pflanzgetreide, als Flachkultur, die geſchützt da- 
zwiſchen liegt, Kohl. So erhalten wir rund 
200 qm Erbſen, 100 qm Möhren, 450 am Früh⸗ 
kartoffeln, 450 qm Pflanzgetreide, 300 qm Kohl. 

Die beiden Abteilungen wechſeln nun jedes 
Jahr ab. Da aber 5 Pflanzenarten beteiligt ſind, 
iſt praktiſch die Möglichkeit des Wechſels ver— 
doppelt, ſo daß eine Kultur erſt nach 4 Jahren 
wieder auf denſelben Standort kommt. In 
dieſem Wechſel laſſen wir dann allerdings Erbſen 
in einem Jahr ſich zweimal folgen. Durch 
Zwiſchen⸗ und Nachkultur kommt aber in Wirt- 
lichkeit eine viel größere Mannigfaltigkeit und 
Bodenregeneration zuſtande. 

Das Feingemüſe nimmt 5 Arten bezw. 
Gruppen und damit den Reſt der wechſelnden 
Kulturen auf. Es ſind dies: Bohnen (die in 
gröberen Arten auch als Zwiſchenkultur gepflanzt 


werden), Sellerie und Porree, Frühkohl 
(Blumenkohl, Maiſpitzkohl, Adventskohl, Früh 


Wirſing, Kohlrabi) und Gewürzkräuter (Peter⸗ 
ſilie, Bohnenkraut, Schnittlauch, Tymian, 
Majoran uſw.). Die 5 Gruppen, die zuſammen 
eine Fläche von 250 qm einnehmen, wechſeln 


unter ſich ab. Sie erhalten leichten, beweglichen 
Schutz, ſo oft es nötig iſt. 

In der Treibgemüſeabteilung (150 qm) 
ziehen wir unter Glas: Schnittkohl, Schnittſalat, 
Kreſſe, Feldſalat, Kerbel, Radies, Rettich, 
Spinat, Karotten, Gurken, Treibkartoffeln, Kohl 
rabi, Blumenkohl. 

Alle Dauergewächſe, die nicht an Wänden, 


Zäunen oder als Kulturgrenzen zu ver— 
wenden find, erhalten ein eigenes Quartier. 


Zählen wir ſie aber da, wo ſie Struktur des 
Gartens ſind, ſo kommen wir noch zu ganz be 


deutenden Poſten, z. B. 120 qm Spaliere, 
300 qm Beerenobſt, uſw. 

Als Zwiſchenkulturen kommen nur zur 
Verwendung alle Pflanzenarten, die infolge 


Anſpruchsloſigkeit oder kurzer Lebensdauer ſich 
dazu eignen: Salat, Feldſalat, Radies, Rettich, 
Mairüben, Spinat, Puffbohnen, Stangen- und 
Buſchbohnen, Steckzwiebel, niedrige Erbſen. Sie 
erhalten infolgedeſſen keinen beſonderen Platz, 
ſondern wandern und füllen von Fall zu Fall 
die Lücken, oder bedecken den Boden, wenn die 
Hauptkulturen noch klein ſind. 

Nicht zu vergeſſen iſt ſchließlich der Raum, 
den Haus, Hof, Spielfläche und 
Blumen einnehmen (500 am). Die Blumen 
aber begnügen ſich mit den in unſerem Schema 
für ſie ausgeſparten Räumen keineswegs. Sie 
ziehen ſich als bunte Bänder, als Schlinger und 
Einfaſſung durch den ganzen Garten. Und zu 
Zeiten, wie im Hochſommer, ſcheinen ſie ihn 
ganz zu beherrſchen, trotzdem dieſer Garten 
im vorigen Jahre 3 Familien voll⸗ 
kommen und reichlich bei der ge 
troffenen Anordnung mit Gemüſe 
und Frühkartoffeln verſorgte. Wir 
werden deshalb dieſe, im Platz anſpruchsloſeſten 
und doch hochwertiaſten Teile des Gartens im 
nächſten Heft beſonders eingehend behandeln. 


| Baukalender | 


; Terraffierung der Gärten. 

Die wichtigſte 
Meliorations⸗ 
und Bauarbeit 
hängender (ge= 
neigter) Gärten 
ijt die Terraſ⸗ 
ſierung. Esiſt 
klar, daß eine ge⸗ 
ordnete Waſſer⸗ 
wirtſchaft ohne 
Einebnung des 
Bodens nicht be⸗ 
trieben werden 
kann, denn ſtets 
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bewegt ſich das Waſſer 


nach den tieferen Punkten, 
ſchwemmt das gute Erd⸗ 
reich unter Umſtänden mit 
ab, ſo daß immer die 
höchſten Stellen mager ſind 
und trotz beſter Düngung 
bleiben. 

Bei jeder Erdbewegung 
im Garten iſt auf die Er- 
haltung des Mutterbodens 
in erſter Linie zu achten. 
Man erreicht dies beim 
Terraſſieren, indem man 
ihn in ſeiner ganzen Fläche 
beiſeite ſchafft und den rohen 
Untergrund in ſich aus⸗ 
gleicht; oder man macht 
dieſe Arbeit (bei in gleicher 
Richtung fallendem Ge— 
lände) ſtreifenweiſe, wie 
in Abbildung 20. Eine 
Lockerung des Untergrundes 
iſt wünſchenswert und bei 
dieſer Gelegenheit leicht 
durchzuführen. 

Die größte Mühe macht 
das Befeſtigen der Bö— 
ſchungen. Abb. 21 zeigt 
nun einige Formen, wie 
dies am zweckmäßigſten in 
Kleingärten zu machen iſt. 
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a als Stützmauer, b als Raſenböſchung. 
Das find die beiden Extreme. Erſtere ſauber und 
ſicher, ohne daß dabei Landſtreifen der Kulturen 
verloren gehen, letztere als billigſte Methode 
unter Opferung des Böſchungsſtreifens, der mit 
Raſen anzuſäen oder zu belegen iſt. 


ce d und e zeigen Zwiſchenformen mit- 
Ziegeln, Steinen, Torfjoden, wie eine Böſchung 
für die Kultur brauchbar gemacht werden kann. 
Beſonders in Südlagen laſſen fih hier befte Erd- 
beeren, auch Tomaten ꝛc. ziehen. 


— 
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Arbeitskalender im Mai 


Im norddeutſchen Klima haben wir im Mai 
die zwei letzten Kälteperioden zu erwarten, 
und zwar etwa vom 1. bis 5. Mai eine regelmäßig 
wiederkehrende und dann am 11., 12., 13. die ſo⸗ 
genannten Eisheiligen, die populärer ſind, aber 
weniger regelmäßig auftreten. Nach dieſen 
Perioden richtet ſich das Auspflanzen im Garten, 
das wir in dieſem Monat beendigen müſſen. 
Treten die Eisheiligen regelmäßig auf, ſo iſt das 
Auspflanzen der Tomaten, Gurken und Kürbis 
bis nach dem 13. zu verſchieben. Auch die Bohnen 
ſind dann früheſtens einige Tage vor dieſe zu 
legen. Im allgemeinen wird man aber ſchon 
nach dem 6. dies Auspflanzen und Ausſäen vor- 
nehmen können. 

Es können nun auch unſere ſämmtlichen 
Sommerblumen ins Freie gepflanzt werden, 
und zwar: Fuchsſchwanz, Löwenmaul, Glocken⸗ 
blume, Levkoyen, Margeriten, Phlox, Ritterſporn, 
Strohblumen, Wicken, wohlriechende, in Töpfchen, 
Nelken, Strandnelken, Kapuzinerkreſſe, Verbenen, 
Zinnien. 

An Ort und Stelle werden ausgeſäet: Stein⸗ 
kraut, Waldmeiſter, Ringelblumen, Korn- oder 
Flockenblume, Winden, Lupinen, Malven, Jungfer 
im Grünen, Nachtkerze, zweijährig, Alpenmohn 
und Klatſchmohn, Feuerbohnen, Reſeda. 

Der Mai iſt weiter die beſte Auspflanzungszeit 
für immergrüne Gewächſe, wie vor allem unſere 
Nadelhölzer. 

Die Pfirſiche werden am beſten nach der 
Blüte geſchnitten. Man erkennt dabei die Zweige, 
die tragen, und diejenigen, die entfernt werden 
können, beſſer als vor der Blüte. Auch erfolgt 
dieſer Eingriff in das Wachtum des ſonſt ſo 
empfindlichen Strauches zu dieſer Zeit mit dem 
weniaſten Nachteil. 

Bezüglich des Schutzes unſerer Kulturen vor 
Kälte verweiſen wir auf S. W. 2/1924. 

Trotzdem die Mairegen ſprichtwörtlich ſind, iſt 
doch dieſer Monat zumeiſt der trockenſte im Jahr, 
und dieſe Trockenheit iſt beſonders noch dadurch 
gefährlich, daß ſie am wenigſten beachtet wird, 
aber das zarteſte und empfindlichſte Wachstums⸗ 
ſtadium trifft. So hat ſich denn auch erwieſen, daß 
die Anwendung von Regenanlagen oft gerade in 
dieſem Monat die beſten Erfolge zeitigte. Man 
vergeſſe alſo nicht das entſprechende Wäſſern. 
(Siehe auch S. W. 8. 9. 1925.) 


Schädlingskalender 


Nachdem die Obſtbäume abgeblüht ſind, tritt 
der verheerendſte Schädling unſerer Obſtkulturen 
auf: es ift die Obſtmade. Die Eier des Apfel- 


wicklers werden in die Kelche der jungen Früchtchen 
gelegt, nach einigen Tagen ſchlüpfen die jungen 
Maden aus und bohren ſich von hier aus in die 


Abb. 29: Raupe des Stachelbeerſpanners. Farbe gelbbraun. 


Früchte ein. Wir bekämpfen ſie am beſten in 
dieſem Stadium, indem wir die bereits im letzten 
Heft empfohlenen Fraßgifte anwenden („Sileſia— 
Grün, Heba), und zwar 


darf das Einſpritzen 
dieſer Löſungen nicht 
ſpäter vorgenommen 


werden, da bereits nach 
14 Tagen bis 3 Wochen 
bei den meiſten Kern- 
obſtſorten die Kelche ſich 
ſchließen, die Flüſſig⸗ 
keit alfo nicht mehr 
eindringen kann. Eine 
nochmalige Einſpritzung 
kann nach 3—4 Wochen Abb. 30: Das Spritzen der 
vorgenommen werden. Obſtbäume gegen Obſtmade. 


Gefährlicher als die bereits im April auf⸗ 
tretenden Raupen der Stachelbeerſpanner ſind 
die Stachelbeerblattweſpen, grüne, gefräßige 
Raupen, die die Sträucher in einigen Tagen 
vollkommen entblät⸗ 
tern. Man ſorgt am * 
beſten vor, wenn das 
Auſtreten befürchtet 
wird, indem man 
die oben gegen die 

Obſtmaden em- 
pfohlenen Löſungen 
auf die Blätter der ren EI 
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F Abb. 31: Das Spritzen der Stachel⸗ 
ſpritzt. beerſträucher mit Gießkännchen. 


Sind für die Bäume unbedingt Obſtbaum⸗ 
ſpritzen nötig, ſo genügt für das Beſpritzen der 
Stachelbeerſträucher eine kleine Gießkanne mit 
feiner Brauſe oder eine Flaſche mit aufgeſteckter 
Brauſe. 


Abb. 32: Raupe der Stachelbeerblattweſpe. Farbe grün. 
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Garteninſpektor E. G. Cooke hielt nach der „Klein⸗ 
gartenwacht“ Nr. 5/1925 einen Vortrag in der Klein- 
gartenvereinigung zu Neweaſtle; dem wir folgende bemer- 
kenswerte Ausführungen entnehmen: 


„Wir hören viel von der ſchönheitlichen Ausgeſtaltung 
der Kleingärten, und ich freue mich, daß die Bewegung 
hier einen Anlauf genommen hat, dieſen Gedanken zu 
fördern; ich bin ſicher, daß jeder Kleingärtner ſein beſtes 
tun wird, der neugegründeten Geſellſchaft beizuſtehen. 

Ich möchte Sie jedoch fragen: Iſt Ihre Kleingarten⸗ 
anlage ſo ſchön wie ein wirklich ſchöner Stadtteil? Können 
Sie Beſucher empfangen, die Ihren Garten ſehen möchten? 
Werden Ihre Augen auf ein Stückchen Land der Schön⸗ 
heit fallen? Was ſieht der Beſucher in einer großen Zahl 
von Kolonien? Niedergebrochene Zäune, ausgeflickt mit 
alten Brettern, unanſehnliche Hütten, die hier und da zer⸗ 
ſtreut liegen ohne den Anblick von Gleichmäßigkeit und 
Ordnung, zuſammengebrochene Eiſenbahnwagen, die nur 
Schutz vor dem Wetter bieten, oder zur Aufnahme von 
Geräten dienen, ſich ſchlängelnde Wege, die mit Gras 
bewachſen und mit Haufen von Abfall bedeckt ſind und 
elende Geräte zum we ka Die Schuppen dienen 
gewiß ihrem Zweck. Aber iſt es ein Wunder, daß ihr 
häufiges Vorkommen die Kleingärtner in Mißkredit 
gebracht hat und daß die Eigentümer jeder Forderung nach 
Land Widerſtand entgegenſetzen? Nach meiner Meinung 
ſind eine große Anzahl von Kleingärten „wehe Augen“ 
und Schmutzflecken in der Landſchaft. 

Das bringt mich zu dem erſten Punkt meines Pro⸗ 
gramms: Die ſtädtiſchen Behörden müſſen ſich um die 
Bewegung des Kleingartenweſens kümmern. Ich wünſche, 
daß die Ortsbehörden ſich die Mühe geben, einen Plan 
für eine Gruppe von Kleingärten zu entwerfen, wie es 
mit öffentlichen Parks, mit Spiel⸗ und Erholungsplätzen 
geſchieht. — — —“ 


Der 4. Schleſiſche Kleingärtnertag brachte einen be- 
merkenswerten Vortrag von Studienrat Dr. Rattke über: 
Umſtellung des Kleingartenbaues im Hinblick auf 
Dauerkolonien.“ Der Grund ug der Ausführungen ging 
dahin: „Selbſt auf die Gefahr eines Rückganges müſſe 
in erſter Linie die Liebe zur Natur, wie ſie den Klein⸗ 
gartenbau vor dem Kriege . wieder erweckt 
werden. Der Redner zeigte Anſätze dazu auf. Das 
Großſtadtbild der Zukunft könne ſehr wohl die Klein⸗ 

rten als große breite Grüngürtel mit rke alles und E 
ie Wünſche der Kleingärtner nach Dauerland in voll- 
ſtändiger Weiſe berückſichtigen.“ — Die Umſtellung des 
Kleingartenbaues als Rückführung zu den alten Idealen 
Schrebers, die der Redner in ſo warmen Worten ver⸗ 
teidigte, können wir wohl unterſtützen. Redner glaubte 
geer darüber hinaus gehen zu müſſen, indem er betonte, 

ß neue Arbeitsmethoden und Arbeitsgeräte zu ver- 
werfen ſeien, „vielmehr bietet die alte Art und Weiſe der 
Bebauung die Gewähr für die Erreichung unſeres Zieles, 

ziehung zum Guten und Schönen durch freiwillige und 
gern geleiſtete Arbeit.“ 

Daß Rattke hier wie ſo viele andere heutige Klein⸗ 
gartenführer einer durchaus verſtändlichen Abwehr gegen 
primitiven Kleingartenbau über das Ziel binausicheht, 
kam in der Zuſtimmung zum Ausdruck, die man in der 


Siedoͤlungs⸗Gloſſen. 


Debatte den darauf folgenden Ausführungen unſeres 
Herrn Migge entgegenbrachte. Sie beſagten etwa 
folgendes: 
„Unſer alter Kleingartenban vor dem Kriege war 
eine relativ kleine Bewegung. Wollen wir die 
heutige Kleingartenbewegung als 
Volksbewegung erhalten, ſo müſſe ſie eine 
Maſſenbewegung bleiben. Dieſe könne ſie aber nur 
bleiben, wenn fie die e von Klein⸗ 
1 nicht fallen ließen, die auf den Ertrag der 
ärten angewieſen ſind. Zudem beſtehe ja auch 
kein Grund, ſich des dort gebauten Gemüſes zu 
ſchämen. Schönheit im Garten wird erſt 


erreicht, wenn die Vorbedingungen für beſtes 
Pflanzenwachstum geſichert ſeien. Innerhalb dieſes 
Pflanzenreichtums Blumen, 


ilden dann Bike 
Gewürze und Gemüſe eine Einheit, die erſt in 
ihrer Zuſammenfaſſung einen typiſchen Kleingarten 
als Stätte der Fruchtbarkeit ergeben. In dieſem 
Sinne wäre der Begriff der Intenſivie⸗ 
rung von vielen Führern mißverſtanden. Beſſere 
Geräte und Methoden ergäben zwar ohne weiteres 
beſſexe Ernten, aber wichtiger noch als ee wären 
fie für die Erleichterung unſerer Garten 
arbeit. Dieſe wäre ja auch in reinen Luxus⸗ 
gärten unvermeidlich. Es hätte keinen Zweck, ſich 
egen den Zug der Zeit E ſtemmen. Beſſere Mus- 
tattung, mit anderen Worten die ſtädtebau⸗ 
liche Aufwertung unſerer Kleingärten ſei unum⸗ 
gangli, wenn wir zu Dauergärten in größerem 

aßſtab kommen wollen. Die gegebenen Berater 
bei dieſer ſachlichen Neugeſtaltung wären die behörd⸗ 
lich unterſtützten Gartenfürſorgen, die zur 
Zuſammenarbeit mit den Kleingartenorganiſationen 
tets bereit waren und ſind. 


Erfolgreiche Einigungsverhandlungen. 

In der Einſicht, daß der Kleingartenbewegung nur 
durch Einheit geholfen werden kann, hatte der Verband 
der Schleſiſchen Kleingartenvereine auf dem 4. ſchleſ. 
Kleingärtnertag eine Ausſprache mit der Nie derſchle⸗ 
1 8 Gartenfürſorge G. m. b. H., veranftaltet. 

ls Erfolg dieſer Ausſprache wurde nachſtehende Ent- 
ſchließung angenommen: 

„Der 4. Schleſiſche Kleingärtnertag erklärt ſich 
damit einverſtanden, daß der Vorſitzende des Ver- 
bandes Schleſiſcher Kleingarten-Vereine E. V. in den 
Aufſichtsrat der Niederſchleſiſchen Gartenfürſorge 
eintritt. Er hält eine Zuſammenarbeit beider Orga⸗ 
niſationen für wünſchensweret, eine völlige Ver- 
ſchmelzung muß jedoch der Weiterentwicklung über⸗ 
laſſen bleiben.“ 


Erweiterung der Kapitalbaſis 
der ariin Gartenjiürjorge - ©. m. b. H. 
Es wurde bei der letzten Gejeilfchafterverfammlung 
dem Beitritt des Provinzialverbandes Schleſien mit 
Mk. 6000.— 
und der Stadtgemeinde Liegnitz mit. Mk. 300.— 
zugeſtimmt. 


Garteninſpektor E. G. Coohe. 


180 Bear ein Sei Herren 


Eine Präzifionsleiftung auf dem 
Gebiete der Hygiene 


Mechanik vernickelt 
Becken emailliert 
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riecht — nicht im geringſten 


da es Papier und Fäkalien trennt 
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Das Metroclo 


bindet den koſtbaren Ammoniak f W m 
durch genau bemeſſene Torfftreu * eE UN 140 i | \ 


Das Metroclo 


arbeitet vollkommen automatiſch 
und betriebsſicher A 


N 


Das Metroclo HUND 
produziert jährlich 4 bis 5 ebm dung „Das Metrofilo 


in trockener, hochwertiger Form Alle Abfälle in einen Topf! 


Bodenproduktive Abfallverwertung 
durch das vorſt. Trockenkloſett „Metroclo“ 


Das Waſſerkloſett verſchwendet je Familie und Jahr 80 Mark an reinen dung⸗ 


werten. 


In einwandfreier Weiſe löſt die vielumſtrittene 
Frage der ländlichen und vorſtädtlichen Abfallver⸗ 
wertung und Beſeitigung nur das mechanische 
Torfſtreukloſett „Metroclo“. Es iſt bis heute der 
einzige Trockenſtuhl, der vollkommen geruchlos und 
betriebsſicher funktioniert. Gleichzeitig iſt das „Me⸗ 
troclo“ eine unerſetzliche Sparkaſſe für jeden 
Gartenbeſitzer. In geſchmackvoller und ſolider Aus⸗ 
führung verbinden es alle Vorzüge des 
Waſſerkloſetts mit den Vorteilen einwand⸗ 
freier hochwertiger Dunggewinnung. 
Es enthält keine Holzteile, die durch Luft⸗ 


feuchtigkeit verſtocken, keine ungeſchützten 
Eiſenteile, die roſten und unbrauchbar 
werden. Das Becken iſt emailliert, die innere 


Mechanik vernickelt. Die Torfſtreuung erfolgt in 
genau abgemeſſener Menge vollkommen zwangs⸗ 
läufig, ohne jeden Handgriff. Kein Ver⸗ 
fagen, wenn der Deckel nach jeder Benutzung ge 
ſchloſſen wird, auch bei Benutzung durch kleinſte 
Kinder, da die Mechanik vollkommen ſpielend ein 
geſtellt iſt. Das Kloſett iſt gleichzeitig als Piſſoir 
zu benutzen. 

Der Torfkaſten nimmt das Material für 
14 Tage auf. Die Gartenfürſorge liefert den Torf⸗ 
mull an Metrocloabnehmer zu Vorzugspreiſen in 
beſter Qualität. 

Um mit dem Einbau ſich den verſchiedenſten 
Verhältniſſen anpaſſen zu können, wird das Me⸗ 
troclo in 3 Ausführungen geliefert: 

* Pí z * 
Typ A. (Telegrammwort Breslau.) Abb. 1, 
Preis 180 % 


komplett zum fertigen Aufſtellen in einem leeren 
Raum, der nur hinten eine kleine Tür zur Heraus⸗ 
nahme des Kaſtens zu erhalten hat, in dem die 
Fäkalien geſammelt werden. Dieſer Kaſten hat 4 
herausnehmbare Handgriffe zum Tragen, und 
4 Räder zum Fahren, iſt innen verbleit und reicht 
für einen 8—14 tägigen Gebrauch. 


Dazu kommen einſchließlich Müllabfuhr im Ddurchſchnitt 50 Mark an 
baren Unkoſten 


Typ B. (Telegrammwort Bunzlau.) wie A, 
aber ohne Podeſt, Preis 160 M. 


Das Aufſtellen erfolgt durch Einbau von einigen 
entſprechend zugeſchnittenen Fußbodenbrettern, was 
jedermann ſelbſt beſorgen kann bezw. durch einen 
Schreiner beſorgen läßt. 


Typ C. (Telegrammwort Glatz.) Preis 120 M 


ohne Podeſt und Kaſten, zum Einbauen über einem 
Dungſilo (das ſogenannte Metroſilo Abb. 2). 
Dieſes Sielo, das vom Maurer an Ort und Stelle 
zu erſtellen iſt, iſt nicht zu verwechſeln mit einer 
Grube. Das Kloſett wird hierbei gleichzeitig als 
Müllſchlucker auf Grund einer beſonderen 
Vorrichtung angewandt. Die vorteilhafte Trennung 
von Papier und Fäkalien und die genaue Torf⸗ 
ſtreuung wird auch hier erreicht. Das Silo faßt 
0,8—1 ebm und reicht fo für eine 3—4 monatliche 
Benutzung, ſodaß alſo z. B. während der kalten 
Monate keine Räumung erfolgen braucht. Dieſe 
iſt durch die beſondere Anordnung der Teile bequem 
und leicht gemacht. Keine Verſeuchung 
des Untergrundes, da alle Flüſſigkeit ab- 
gebunden iſt. Kein geſundheitsſchäd⸗ 
licher Luftzug, da vollkommene Abdichtung. 
Bei Lieferung wird eine Bauzeichnung beigelegt. 

Ein weiterer Typ D für den Einbau in Stod- 
werken iſt in Vorbereitung. Man verlange Son- 
derproſpekt. 

Behörden, Genoſſenſchaften u. a. Organiſationen 
erhalten bei gemeinſamem Bezuge hohen Rabatt. 

Kein Gartenbeſitzer verſäume, ſich das Metroclo 
einzubauen. Bei ſauberſter Handhabung und voll⸗ 
ſtändiger Geruchloſigkeit wird der Dünger 
5 mal beſſer ausgewertet als in einer 
Grube, 3 mal beſſer als in einem Eimer 
ohne Torfſtreuung. 

Es beſteht kein Grund mehr, ſelbſt in den beſten 
Häuſern an dem unſere deutſchen Dungvorräte ver⸗ 
ſchleudernden Waſſerkloſett feſtzuhalten. Garten- 
beſitzer: Benutzt das hygieniſche und produktive 
„Metroclo“. Zu beziehen durch die Gartenfürſorge 
Worpswede bei Bremen. Generalvertrieb für 
Schleſien: Niederſchleſ. Gartenfürſorge G. m. b. H., 
Breslau, Sternſtraße 40. 


Gartenfürſorge Worpswede bei Gremen 
Generalvertrieb für Schlefien: 


Niederſchl. Gartenfürſorge G. m. b. H. Breslau, Sternſtr. 40 
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